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22. Sitzung

Mittwoch, den 5. Juli 2000

Erfurt, Plenarsaal

Fragestunde 1446

a) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Schuchardt (SPD) 1446
    Borreliose in Thüringen
    - Drucksache 3/719 -

wird von Minister Dr. Pietzsch beantwortet. Zusatzfrage.

b) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Kaschuba (PDS) 1447
    Zur Entwicklung der Fachhochschule Jena
    - Drucksache 3/722 -

wird von Ministerin Prof. Dr. Schipanski beantwortet. Zusatzfragen.

c) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ramelow (PDS) 1448
    Verleihung des "Konrad-Adenauer-Preises für Wissenschaft"
    durch die "Deutschland-Stiftung" an Ernst Nolte
    - Drucksache 3/725 -

wird von Minister Gnauck beantwortet.

d) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ramelow (PDS) 1449
    Einsätze von Polizei, Rettungsdiensten und Feuerwehren
    am so genannten Männertag
    - Drucksache 3/726 -

wird von Minister Köckert beantwortet.

e) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Stangner (PDS) 1450
    Personalkonzept im Schulbereich
    - Drucksache 3/737 -

wird von Minister Dr. Krapp beantwortet. Zusatzfragen.

Der Antrag der Fraktion der PDS, im Ausschuss für Bildung und Medien
gemäß § 92 GO eine Aussprache zu der Mündlichen Anfrage - Drucksa-
che 3/713 - Neufassung - durchzuführen, wird von mindestens einem
Drittel der anwesenden Mitglieder des Landtags unterstützt.

f) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Nothnagel (PDS) 1451
   Beauftragter für behinderte Studierende an Thüringer Hochschulen
   - Drucksache 3/741 -

wird von Ministerin Prof. Dr. Schipanski beantwortet. Zusatzfrage.
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g) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Fischer (PDS) und Heß (SPD) 1452
    Landesfachkrankenhäuser für Neurologie/Psychiatrie
    - Drucksache 3/743 -

wird von der Abgeordneten Dr. Fischer (PDS) vorgetragen und von
Minister Dr. Pietzsch beantwortet. Zusatzfragen.

Der Antrag der Fraktion der SPD, im Ausschuss für Soziales, Familie und
Gesundheit gemäß § 92 GO eine Aussprache zu der Mündlichen Anfrage
- Drucksache 3/743 - durchzuführen, wird von mindestens einem Drittel
der anwesenden Mitglieder des Landtags unterstützt.

h) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Lippmann (SPD) 1453
    Vereinigte Thüringer Schiefergruben Unterloquitz (VTS)
    - Drucksache 3/748 -

wird von Minister Schuster beantwortet. Zusatzfragen.

i) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Wildauer (PDS) 1454
   Weitere Kommunalisierung staatlicher Aufgaben
   - Drucksache 3/750 -

wird von Minister Köckert beantwortet.

Der Antrag der Fraktion der PDS, im Innenausschuss gemäß § 92 GO
eine Aussprache zu der Mündlichen Anfrage - Drucksache 3/750 -
durchzuführen, wird nicht von mindestens einem Drittel der anwe-
senden Mitglieder des Landtags unterstützt.

j) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Lippmann (SPD) 1455
   Verkaufsverhandlungen über die Thüringer Straßenwartungs-
   und Instandhaltungsgesellschaft mbH (TSI)
   - Drucksache 3/752 -

wird von Minister Trautvetter beantwortet.

k) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Stangner (PDS) 1455
    Programm zur Sanierung von Thüringer Schulen in Plattenbauten
    - Drucksache 3/753 -

wird von Minister Trautvetter beantwortet. Zusatzfragen.

l) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kummer (PDS) 1456
   Auftreten von Fischsterben in Südthüringen
   - Drucksache 3/754 -

 wird von Minister Dr. Sklenar beantwortet. Zusatzfrage.

m) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Arenhövel (CDU) 1458
     Umsetzung des Programms zur Förderung des Ehrenamtes
     älterer Arbeitsloser "50 PLUS"
     - Drucksache 3/755 -

wird von Minister Dr. Pietzsch beantwortet.
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Aktuelle Stunde 1458

a) auf Antrag der Fraktion der CDU zum Thema: 1458
"Hohe Preise an Thüringer Zapfsäulen - Auswir-
kungen auf Bevölkerung und Wirtschaft"
Unterrichtung durch die Präsidentin des Landtags
- Drucksache 3/739 -

b) auf Antrag der Fraktion der SPD zum Thema: 1464
"Auswirkungen des Personalentwicklungskonzepts
der Landesregierung auf die Weiterentwicklung der
Thüringer Schule"
Unterrichtung durch die Präsidentin des Landtags
- Drucksache 3/751 -

Aussprache

Drittes Gesetz zur Änderung der Thüringer 1470
Kommunalordnung
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/333 -
dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses

- Drucksache 3/805 -
dazu: Änderungsantrag der Fraktion der SPD

- Drucksache 3/813 -
ZWEITE BERATUNG

Nach Berichterstattung und Aussprache wird der Änderungsantrag der
Fraktion der SPD - Drucksache 3/813 - mit Mehrheit abgelehnt.

Die Beschlussempfehlung des Innenausschusses - Drucksache 3/805 -
wird mit Mehrheit angenommen.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 3/333 - wird
unter Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung
- Drucksache 3/805 - in ZWEITER BERATUNG und in der Schluss-
abstimmung jeweils mit Mehrheit angenommen.
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Die Sitzung wird um 14.06 Uhr von der Präsidentin des
Landtags eröffnet.

Präsidentin Lieberknecht:

Liebe Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Abgeordneten, sehr verehrte Regierungsvertreter, ich
begrüße die Gäste auf der Pressetribüne, ich darf die
22. Plenarsitzung des Thüringer Landtags am heutigen
5. Juli 2000 eröffnen. Es haben hier vorn mit Platz ge-
nommen als Schriftführer die Frau Abgeordnete Wacker-
nagel und der Abgeordnete Mohring. Die Rednerliste wird
Frau Abgeordnete Wackernagel führen.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt: Herr Mi-
nister Dr. Birkmann, der Abgeordnete Gentzel, der Ab-
geordnete Sonntag, die Abgeordnete Zitzmann, der Ab-
geordnete Buse, der Abgeordnete Dr. Koch und der Ab-
geordnete Scheringer.

Ich möchte noch einige Hinweise geben: Am 6. und 7. Juli,
also morgen und übermorgen, findet eine Präsentation
von Fotos der Selbsthilfegruppe Fotografie, die sich "Die
alten Fotohasen" nennt, statt unter dem Dach des Schutz-
bundes der Senioren und Vorruheständler in Thüringen.
Des Weiteren mache ich aufmerksam auf einen Informa-
tionsstand der Jugendkunstschulen vor dem Landtagsres-
taurant und auf den Abend der Landespressekonferenz für
den morgigen Abend ab 20 Uhr im Speiseraum und, so-
weit es witterungsmäßig möglich ist, auf dem Hof im
Freien.

Für den heutigen Tag haben wir vereinbart, die heutige
Plenarsitzung möglichst so zu beenden, dass eine Teil-
nahme an der Veranstaltung des Thüringischen Landkreis-
tages ab 18.00 Uhr möglich ist. Der für heute vorgesehe-
ne Tagesordnungspunkt 20 - Fragestunde - und der Tages-
ordnungspunkt 21 - Aktuelle Stunde - und der Tagesord-
nungspunkt 1 - Drittes Gesetz zur Änderung der Thürin-
ger Kommunalordnung - sollen aber auf jeden Fall be-
handelt werden.

Die Tagesordnung wird wie folgt ergänzt:

Zu TOP 1: Die angekündigte Beschlussempfehlung des
Innenausschusses zu dem Gesetzentwurf der Landesre-
gierung - Drittes Gesetz zur Änderung der Thüringer Kom-
munalordnung - hat die Drucksachennummer 3/805. Als
Berichterstatter wurde Abgeordneter Pohl benannt. Da-
zu wurde ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD in
Drucksache 3/813 verteilt.

Zu TOP 2: Die angekündigte Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzausschusses zu dem Gesetzent-
wurf der Landesregierung - Erstes Gesetz zur Änderung
der Thüringer Landeshaushaltsordnung - hat die Druck-
sachennummer 3/804. Als Berichterstatter wurde der Abge-
ordnete Jaschke benannt. Dazu wurde ein Änderungsan-

trag der Fraktion der PDS in Drucksache 3/812 verteilt.

Zu TOP 3: Die angekündigte Beschlussempfehlung des
Innenausschusses zu dem Gesetzentwurf der Landesre-
gierung - Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommu-
nalabgabengesetzes und zur Einführung von Verbraucher-
beiräten - hat die Drucksachennummer 3/800. Als Bericht-
erstatter wurde Abgeordneter Schemmel benannt. Dazu
wurde ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU in
Drucksache 3/809 verteilt und dazu wird weiterhin ein
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD in Drucksa-
che 3/821 verteilt.

Zu TOP 16: Zu dem Antrag der Fraktion der PDS - Zucht,
Vermehrung und Haltung von Hunden - in Drucksache
3/786 wurde eine Neufassung verteilt.

Zu TOP 17 - Wahl des Präsidenten und der weiteren Mit-
glieder des Verfassungsgerichtshofs und ihrer Stellver-
treter - werden Unterrichtungen durch die Präsidentin
des Landtags zu dem Wahlvorschlag der Fraktion der
SPD in Drucksache 3/814, zu dem Wahlvorschlag der
Fraktion der CDU in Drucksache 3/818 und zu dem
Wahlvorschlag der Fraktion der PDS in Drucksache 3/820
verteilt. Der Wahlvorschlag der Fraktion der PDS in der
Unterrichtung durch die Präsidentin des Landtags in
Drucksache 3/724 wurde von der Fraktion der PDS
zurückgezogen.

Zu TOP 20 - Fragestunde - kommen folgende Münd-
liche Anfragen für die heutige Sitzung hinzu: Drucksa-
chen 3/788/790/791/792/793/794/797/802. Für die 23. Ple-
narsitzung am morgigen 6. Juli kommen folgende Münd-
liche Anfragen hinzu: die Drucksachen 3/806 und 3/807.
Die Fragestunde wird gemäß § 21 Abs. 1 Satz 5 der Ge-
schäftsordnung gleich nach der Feststellung der Tagesord-
nung aufgerufen.

Die Landesregierung hat angekündigt, zu den Tagesord-
nungspunkten 7, 8, 9, 10, 11, 13, 14, 15 und 16 von der
Möglichkeit eines Sofortberichts gemäß § 106 Abs. 2 der
Geschäftsordnung Gebrauch zu machen.

Soweit die Hinweise, die ich an dieser Stelle noch geben
wollte. Ich frage damit: Wird der Tagesordnung und den
von mir genannten Ergänzungen widersprochen? Das ist
der Fall. Herr Abgeordneter Stauch.

Abgeordneter Stauch, CDU:

Frau Präsidentin, zu den Tagesordnungspunkten 5 und 6
möchten wir schon vorankündigen, dass wir für den Fall,
dass keine Ausschussüberweisung dort beschlossen wird,
beantragen wollen, die zweite Beratung der ersten anzu-
schließen. Für den Tagesordnungspunkt 16 würden wir
darum bitten, dass der in jedem Fall noch am morgigen
Tag aufgerufen wird.
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Präsidentin Lieberknecht:

Wir haben die Vorankündigung gehört, die nehmen wir
so zur Kenntnis, gegebenenfalls würden wir dann mor-
gen darüber abstimmen. Aber als Vorbereitung für die
anderen Fraktionen zu dem Verlangen, TOP 16 auf jeden
Fall morgen aufzurufen: Gibt es dagegen Widerspruch?

(Zwischenruf Abg. Dittes, PDS: Warum?)

Das ist nicht begründungspflichtig. Sonst stimmen wir
mit Mehrheit darüber ab. Wer damit einverstanden ist, den
bitte ich um das Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? Das
ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? Bei einer Zahl von
Enthaltungen mit Mehrheit angenommen.

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht, dann ist die Ta-
gesordnung so festgestellt. Wir kommen zum Aufruf des
Tagesordnungspunkts 20

Fragestunde

Zunächst gebe ich dem Abgeordneten Dr. Schuchardt das
Wort für die Drucksache 3/719.

Abgeordneter Dr. Schuchardt, SPD:

Borreliose in Thüringen

Infizierte Zecken sind die Hauptüberträger der Borrelio-
se. Oft unklare oder ignorierte Symptome im Anfangs-
stadium der Erkrankung und eine hohe Resistenz der Er-
reger gegen Medikamente erschweren die Therapie der
Erkrankten.

Hat sich der Erreger im Körper manifestiert, kann es nach
Monaten oder Jahren im Spätstadium der Krankheit zu
großem Leiden für die Patienten kommen. Neben der Ly-
me-Arthritis kommt es zu neurologischen Krankheitsbil-
dern, wie u.a. auch zu Schlafstörungen und Persönlich-
keitsänderungen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Neuinfektionen an Borreliose gab es 1997,
1998 und 1999 in Thüringen?

2. Welche Thüringer Fachärzte und Speziallabors, die sich
mit der Behandlung und Diagnostik von Borreliose, ganz
besonders der Spätborreliose, befassen, gibt es?

3. Wie erfolgt die Qualifizierung und Weiterbildung der
Hausärzte im Hinblick auf die Frühdiagnostik und -be-
handlung von Borreliose?

Ich frage insbesondere:

4. Gibt es in Thüringen Selbsthilfegruppen für an Borre-
liose Erkrankte? Wenn nicht, beabsichtigt die Landesre-

gierung die Bildung solcher Gruppen zu unterstützen?

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort zur Antwort hat der Minister für Soziales, Fa-
milie und Gesundheit, Dr. Pietzsch.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, sehr verehrter Herr Abgeordneter Dr. Schuchardt,
ich möchte nicht unbedingt in einen medizinischen Dis-
put mit Ihnen eintreten, doch ich möchte denen, die an
dieser Borreliose erkrankt sind, die Aussichten nicht ganz
so schlecht aufzeigen. Nach den Quellen, die ich durch-
gesehen habe, besteht keine hohe Resistenz gegen Antibio-
tika, sondern, im Gegenteil, die Borreliose ist recht gut be-
handelbar, insbesondere in den Anfangsstadien. Eine Prob-
lematik - da gebe ich Ihnen Recht - gibt es in den Spät-
stadien; wenn sich die Krankheitserreger in schlecht durch-
blutetem Gewebe niedergelassen haben, dann sind sie
schlecht zu erfassen. Deshalb auch von dieser Stelle eher
der Aufruf, bei Zeckenbissen und Reaktionen nach Ze-
ckenbissen in diesen Sommermonaten den Arzt aufzu-
suchen, damit die Therapie - und das ist eigentlich das
Entscheidende - rechtzeitig und umfassend eintreten kann.

Nun zu Frage 1: Neuinfektionen an Borreliose sind wie
folgt gemeldet worden, wobei ich darauf hinweise, dass
keine Meldepflicht für die Borreliose besteht, sondern dass
dies eine freiwillige Meldung ist, ich werde nachher noch
darauf eingehen: 1997 30 Fälle, 1998 30 Fälle, 1999 27
Fälle und bis zum Juni dieses Jahres 11 Fälle.

Zu Frage 2: 1992 bereits wurde aus fünf in Thüringen
bestehenden Arbeitsgruppen auf Empfehlung des Sozial-
ministeriums eine Landesarbeitsgruppe zur Erforschung
der durch Zecken übertragbaren Krankheiten gegründet,
in der Mikrobiologen, Internisten, Neurologen, Pädiater,
Epidemologen und Biologen zusammenarbeiten. Die Ba-
sisdiagnostik und die Behandlung der Lyme-Borreliose
obliegt den Hausärzten, insbesondere, wie ich gesagt habe,
weil sie ja nicht meldepflichtig ist. Je nach Erstmani-
festationsort sind dann möglicherweise hinzuzuziehen
oder empfehlenswerterweise hinzuzuziehen niedergelas-
sene Neurologen, Dermatologen, Pädiater und Internisten,
aber auch speziell - je nach der Manifestation der Erkran-
kung - Rheumatologen und andere. Zur Diagnostik und Be-
handlung der Spätform der Lyme-Borreliose stehen insbe-
sondere die Mitglieder der Arbeitsgruppe mit ihren Fach-
kliniken und spezialisierten Laboratorien zur Verfügung.
Diese sind: das Klinikum Erfurt, die Neurologische Klinik
und die Hautklinik, an der Friedrich-Schiller-Universität die
Kinderklinik und das Landesfachkrankenhaus für Psychia-
trie und Neurologie in Stadtroda. Diese sind auch konsi-
liarisch tätig, so dass auch hier die niedergelassenen Haus-
ärzte sich Informationen einholen können. Als Konsiliar-
laboratorium für Borrelia burgdorferi steht das Max-von-
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Pettenkofer-Institut für Hygiene und medizinische Mikro-
biologie in München zur Verfügung.

Zu Frage 3: Die Frühdiagnostik und die Behandlung von
Borreliosen ist zwingender Bestandteil der Weiterbildung
zum Facharzt für Allgemeinmedizin. Die Qualifizierung
der Allgemeinmediziner und der anderen Fachärzte er-
folgt neben der klinikinternen Fortbildung insbesondere
über Fortbildungsveranstaltungen der Arbeitsgruppe "Früh-
sommer-Meningo-Enzephalitis-Lyme-Borreliose", die ne-
ben Informationen über aktuelle Fragen der Lyme-Bor-
reliose auch ein diagnostisches und therapeutisches Trai-
ning anbietet.

Zu Frage 4: In Thüringen gibt es zurzeit keine Selbsthil-
fegruppe von an Borreliose Erkrankten. Wenn sich eine
Selbsthilfegruppe bilden sollte, denke ich, werden wir auch
dort Unterstützung geben, aber im Augenblick ist die Frage
nicht relevant.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Nachfragen? Ja, Herr Dr. Schuchardt.

Abgeordneter Dr. Schuchardt, SPD:

Herr Minister, würden Sie die Bildung einer solchen Selbst-
hilfegruppe oder mehrerer Selbsthilfegruppen für sinnvoll,
ja notwendig halten?

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Ich muss Ihnen gestehen, ich halte sie nicht unbedingt
für notwendig. Sinnvoll ist es immer bei Spätfolgen, bei
chronischen Erkrankungen, wenn man sich dort gegen-
seitig informiert. Die Zahl der Erkrankten ist ja, wie Sie
an den Neuzugängen erfahren haben - und Neuzugänge
bedeutet ja nicht, dass es chronische Formen der Borre-
liose sind, sondern es sind Borreliosen, die medikamen-
tös zum Teil sehr gut behandelt werden können. Wenn sie
mit Antibiotika behandelt worden sind, sind sie häufig
ausgeheilt. Es bedarf dann weiter keiner Selbsthilfegruppe.
Ich denke, es ist durchaus nicht von Nachteil, aber eine
zwingende Notwendigkeit sehe ich im Augenblick nicht.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es weitere Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Dann
kommen wir zur nächsten Anfrage - Drucksache 3/722 -.
Frau Abgeordnete Dr. Kaschuba.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Zur Entwicklung der Fachhochschule Jena

Nach Pressemitteilungen soll es Pläne zur Verlagerung
von Teilen der Fachhochschule an andere Standorte ge-
ben, außerdem ist gelegentlich von Kürzungen die Rede.

Ich frage die Landesregierung:

1. Gibt es Absichten, Teile der Fachhochschule von Jena
weg an andere Standorte zu verlagern?

2. Sind alle Voraussetzungen erfüllt, damit der zweite Bau-
abschnitt der Sanierung für das Haus 4 termingemäß be-
ginnen kann?

3. Ist gewährleistet, dass die Zahl der Professoren und
Mitarbeiter entsprechend der steigenden Zahl der Studie-
renden wächst?

Präsidentin Lieberknecht:

Es antwortet für die Landesregierung Frau Ministerin
Prof. Schipanski.

Prof. Dr. Schipanski, Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, namens der Landesregierung beantworte ich diese Fra-
ge wie folgt:

Zu Frage 1: Nein.

Zu Frage 2: Nach der Mittelfristigen Finanzplanung des
Landes soll im Jahr 2003 mit dem Bau begonnen wer-
den.

Zu Frage 3: Die Fachhochschule Jena verfügt mit ihren
insgesamt 306 Haushaltsstellen im Jahr 2000 ebenso
wie die anderen Hochschulen Thüringens über eine aus-
reichende Personalausstattung. Die künftige Ausstattung
der Hochschulen, insbesondere im Bereich des wissen-
schaftlichen Personals, hat sich am konkreten Bedarf zu
orientieren, wobei mittel- und langfristige Entwicklungen
berücksichtigt werden müssen. Um diese zu eruieren sind
die Hochschulen aufgefordert, ihre Hochschulentwick-
lungspläne bis Ende des Sommersemesters 2000 vorzu-
legen. In Abstimmung mit diesen wird dann der neue Lan-
deshochschulplan erstellt, der die abgestimmten Planun-
gen konkretisiert.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Nachfragen? Ja, Frau Dr. Kaschuba.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Ich habe eine Nachfrage zu Frage 2, die den 2. Bauab-
schnitt betrifft. Ich würde gerne nachfragen, wie weit die
Planungen für dieses Bauvorhaben sind.
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Prof. Dr. Schipanski, Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst:

Die Planungen sind in den entsprechenden Abteilungen
meines Ministeriums an dem Stand, der der Mittelfristi-
gen Finanzplanung entspricht, in Absprache mit der Fach-
hochschule Jena.

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Fragen? Frau Dr. Stangner.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Von der Vorgängerregierung wurde mehrfach angekün-
digt, an den Fachhochschulen, also auch an der Fachhoch-
schule Jena, Kapazitäten des wissenschaftlichen Mittel-
baus zu stärken, um die Leistungsfähigkeit der Fachhoch-
schulen in Lehre und Forschung weiter erhöhen zu kön-
nen. Wie ist die Position zu dieser Ankündigung heute?
Ich denke, das hat Auswirkungen auf die Landeshochschul-
entwicklungsplanung.

Prof. Dr. Schipanski, Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst:

Fachhochschulen sind eine spezifische Hochschulart, die
eingerichtet worden ist, um anwendungsorientiert und an-
wendungsnah auszubilden, und der Grundbestand an Per-
sonal an den Fachhochschulen sind vorwiegend Profes-
soren, die in der Lehre sehr stark eingebunden sind. Die
Thüringer Landesregierung hat in den letzten Jahren zu-
sätzlich Programme aufgelegt, um die Forschungskapa-
zität der Fachhochschulen zu stärken. In diesen Program-
men werden Mittelbau-Stellen zur Verfügung gestellt, die
projektbezogen und forschungsbezogen auf eine bestimmte
Aufgabenstellung eingestellt werden können.

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Dann kommen wir
zur nächsten Anfrage, zur Drucksache 3/725. Herr Ab-
geordneter Ramelow.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Verleihung des "Konrad-Adenauer-Preises für Wissen-
schaft" durch die "Deutschland-Stiftung" an Ernst Nolte

In der "Thüringer Allgemeinen" am 3. Juni 2000 konnte
man unter der Überschrift "Kleine Anfrage an Bernhard
Vogel" im Salon von Henryk Goldberg lesen, dass Bern-
hard Vogel Einlader zu einer Preisverleihung am 5. Juni
2000 in München sei. Bei dieser Preisverleihung werde
ein Historiker mit Namen Ernst Nolte von einer Stiftung,
die der CDU nahe stehen soll, mit Namen "Deutschland-
Stiftung" einen Preis verliehen bekommen, der den Na-
men "Konrad-Adenauer-Preis für Wissenschaft" trage. Da
Herr Bernhard Vogel Gastgeber dieser Preisverleihung

sei und er in diesem Artikel gleichzeitig als Ministerprä-
sident des Freistaats Thüringen in Beziehung zu dieser
Ehrung gesetzt wird, frage ich die Landesregierung:

1. Trifft es zu, dass Herr Bernhard Vogel Gastgeber die-
ser Preisverleihung war und als solcher in dem Einladungs-
schreiben benannt wurde?

2. War Herr Bernhard Vogel in diesem Schreiben als Pri-
vatperson, als Mitglied seiner Partei oder als Minister-
präsident aufgeführt?

3. Ist Herr Bernhard Vogel Mitglied des Ehrenpräsidiums
dieses Vereins respektive dieser Stiftung und Ehrenmit-
glied als Folge seines Amtes als Ministerpräsident?

4. Teilt die Landesregierung die Auffassungen des His-
torikers Ernst Nolte in Bezug auf dessen Rolle im hin-
länglich unter dem Namen "Historikerstreit" bekannt ge-
wordenen Versuch, das singuläre Ereignis der Rassen-
morde der Nationalsozialisten seiner Singularität zu be-
rauben?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister Gnauck.

Gnauck, Minister für Bundes- und Europaangele-
genheiten und Chef der Staatskanzlei:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, die Mündliche Anfrage beantworte ich namens der
Landesregierung wie folgt:

Zu 1.: Dr. Bernhard Vogel war nicht Gastgeber der Preis-
verleihung.

Zu 2.: Die "Deutschland-Stiftung" verfügt über ein Eh-
renpräsidium, dem Dr. Max Adenauer - ein Sohn Kon-
rad Adenauers -, der ehemalige Bundesverteidigungsmi-
nister, Herr Prof. Dr. Rupert Scholz, Frau Prof. Dr. Gertrud
Höhler - Beraterin für Wirtschaft und Politik - sowie Minis-
terpräsident Dr. Bernhard Vogel angehören.

Zu 3.: Dr. Bernhard Vogel gehört dem Ehrenpräsidium
der "Deutschland-Stiftung" nicht deshalb an, weil er das
Amt des Thüringer Ministerpräsidenten bekleidet.

Zu 4.: Nein.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Es gibt Nachfragen? Nicht. Dann ist die Frage beantwortet.
Vielen Dank. Es kommt die nächste Frage in Drucksa-
che 3/726 des Abgeordneten Ramelow.
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Abgeordneter Ramelow, PDS:

(Unruhe bei der CDU)

Ich weiß nicht, was Sie erwartet haben. Ich habe nur
Henry Goldberg vorgetragen.

Einsätze von Polizei, Rettungsdiensten und Feuerweh-
ren am so genannten Männertag

Am 1. Juni 2000 kam es offenkundig aus Anlass des so
genannten Männertags in Thüringen zu einer Vielzahl
von Großeinsätzen der Polizei, der Rettungsdienste und
der Feuerwehren. Aus unterschiedlichen Lokalzeitungen
musste man entnehmen, dass der Polizeibericht für die-
sen Tag nicht nur erhebliche alkoholbedingte Ausfälle
registrieren musste, verbunden mit Verkehrsunfällen, son-
dern auch Gewalttaten. Die traurige Bilanz dieses so ge-
nannten Männertags scheinen auch sechs Tote zu sein,
die verunglückt oder zumindest in einem Fall ermordet
worden sind.

Ich frage die Landesregierung:

(Unruhe bei der CDU)

1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung zu den
Vorkommnissen am 1. Juni respektive den Ereignissen
vom 31. Mai auf den 1. Juni und vom 1. Juni auf den
2. Juni?

2. Welche Gefährdungseinschätzung hatte die Landesre-
gierung vor dem so genannten Männertag und welche Vor-
kehrungen wurden in Bezug auf die öffentliche Sicher-
heit getroffen im Hinblick auf die Polizeikräfte,

(Unruhe bei der CDU)

im Hinblick auf die Alarmbereitschaft der Rettungsdienste
und Feuerwehren?

3. Wie bewertet die Landesregierung die Entwicklung der
Bilanzen an den so genannten Männertagen in den ver-
gangenen Jahren und welche Einschätzung nimmt sie in
Bezug auf die quantitative und qualitative Bewertung der
Vorkommnisse im Freistaat Thüringen im Vergleich zu
anderen Bundesländern vor?

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat Herr Innenminister Köckert.

(Unruhe bei der CDU)

Darf ich um Ruhe bitten, so dass man die Redner auch
verstehen kann.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ich bin Herrn Ramelow dankbar, dass er im Zusam-
menhang mit dieser Thematik vom so genannten Män-
nertag spricht und nicht vom Himmelfahrtstag, denn diese
Dinge haben eigentlich mit dem Festtag Christi Himmel-
fahrt herzlich wenig zu tun.

(Beifall bei der CDU; Abg. Dr. Wildauer,
PDS)

Ich beantworte Ihre Anfrage für die Landesregierung wie
folgt:

Zu 1.: Im Zeitraum vom 31. Mai bis zum 2. Juni 2000 wur-
den der Landesregierung folgende wichtige Ereignisse im
Freistaat Thüringen bekannt: sechsmal das Verwenden von
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen, einmal
Totschlag, einmal schwere Brandstiftung, einmal Gefan-
genenentweichung, einmal ein Luftfahrtunfall, vier Ver-
kehrsunfälle mit tödlichem Ausgang, ein Verkehrsunfall
mit mehreren schwer Verletzten und ein Verkehrsunfall
mit hohem Sachschaden und Beteiligung eines Einsatz-
fahrzeugs der freiwilligen Feuerwehr. Ergänzend ist fest-
zustellen, dass es im Berichtszeitraum vermehrt zu Ein-
sätzen bedingt durch ruhestörenden Lärm, Körperverlet-
zung, Sachbeschädigung sowie dem Auffinden von hilf-
losen Personen kam.

Zu 2.: Die Gefährdungseinschätzung der Landesregierung
zum so genannten Männertag basiert auf den Erfahrungen
der Vorjahre. Infolge des Genusses alkoholischer Getränke
muss mit einem Anstieg von so genannten Streitigkeiten
und körperlichen Auseinandersetzungen gerechnet wer-
den. Eine zusätzliche Alarmbereitschaft der Polizei, der
Rettungsdienste und der Feuerwehren im Freistaat Thü-
ringen war jedoch nicht erforderlich. Unbeschadet des-
sen war der dienstplanmäßige Kräfteeinsatz bei der Po-
lizei, den Rettungsdiensten und der Feuerwehr lagean-
gepasst.

Zu 3.: Die Erkenntnisse, die zu den Ereignissen am so ge-
nannten Männertag aus den zurückliegenden Jahren vorlie-
gen, gaben der Landesregierung bisher keinen Anlass, diese
gesondert zu bewerten und zu bilanzieren. Daher existieren
darüber hinaus auch keine statistischen Aufzeichnungen,
die einen Vergleich mit anderen Bundesländern ermög-
lichen würden, wobei auch dort, soweit mir bekannt ist,
keine statistischen Sammlungen der Ereignisse durchge-
führt werden.

Präsidentin Lieberknecht:

Die Frage ist beantwortet. Vielen Dank. Dann kommen
wir zur nächsten Frage in Drucksache 3/737, da liegt eine
Neufassung vor. Frau Abgeordnete Dr. Stangner.
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Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Personalkonzept im Schulbereich

Zurzeit befinden sich Schulträger in Thüringen im Pro-
zess der Fortschreibung ihrer Schulentwicklungsplanung.
Vor Beginn des Jahres 2001 werden keine bestätigten Pläne
vorliegen. Bis dahin ist die Zahl der Schulstandorte und
damit auch des Lehrerbedarfs für Thüringer Schulen mit
einem Fragezeichen versehen und die Lehrerbedarfsbe-
messung kann nicht abgeschlossen werden. Am - ich kor-
rigieren jetzt das Datum für das Protokoll - 14. Juni 2000
stellte die Landesregierung der Presse ihr Personalkonzept
vor, in dem für den Bereich des Kultusministeriums ein
weiterer Abbau von 7.259 Stellen bis zum Jahr 2005 ge-
plant ist.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie ist unter den zuvor geschilderten Voraussetzungen
die Erarbeitung eines Personalkonzepts für den Schulbe-
reich machbar?

2. Welche Prämissen bestimmen das Personalkonzept für
den Bereich des Kultusministeriums, insbesondere für den
Schulbereich?

3. Welche konkreten Maßnahmen beabsichtigt die Landes-
regierung, um die Stellen im Bereich des Kultusministe-
riums zu reduzieren?

4. Welches Konzept hat die Landesregierung zur Harmo-
nisierung der Altersstruktur von Lehrerinnen und Lehrern
in den allgemein bildenden und den berufsbildenden Schu-
len?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Herr Kultusminister
Dr. Krapp.

Dr. Krapp, Kultusminister:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, ich beantworte die Mündliche Anfrage
von Frau Abgeordneten Dr. Stangner namens der Lan-
desregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die Erarbeitung des Personalentwicklungs-
konzepts erfolgt grundsätzlich auf der Basis der Schüler-
zahlentwicklung, zurzeit insbesondere unter Berücksichti-
gung des Rückgangs der Schülerzahlen, der in den nächs-
ten Jahren nach den Grundschulen auch die anderen Schul-
arten erreichen wird. Grundlage dafür sind insbesondere
die bekannten Gutachten der Pädagogischen Hochschule
Erfurt von 1995 und 1999, die auch allen Schulträgern zur
Verfügung stehen und denen grundsätzliche Tendenzen
zur Entwicklung der Schulstandorte in den einzelnen Re-
gionen schulartspezifisch zu entnehmen sind.

Zu Frage 2: Wichtigste Prämisse für das Personalkonzept
des Thüringer Kultusministeriums ist die Sicherung der
Qualität des Unterrichts. Deshalb berücksichtigen die Gut-
achten zu den prognostizierten Schülerzahlen eine so ge-
nannte pädagogische Zulage auf die Zahl von benötig-
ten Lehrern. Darüber hinaus sieht das Personalentwick-
lungskonzept eine "organisatorische Zulage" auf die sich
aus den Gutachten ergebenden Stellenzahlen vor. Damit
soll gesichert werden, dass die Folgen des Rückgangs der
Schülerzahlen insbesondere in kleineren Schulen und in
kleineren Klassen ohne Qualitätsverlust abgefedert wer-
den können.

Zu Frage 3: Für den Bereich des Thüringer Kultusminis-
teriums sind die folgenden konkreten Maßnahmen vor-
gesehen. Zum 1. Januar 2001 entfallen die nicht zur Reali-
sierung notwendiger Einstellungen freien Stellen. Durch
das Floatingmodell werden im Zeitraum bis 1. August 2005
weitere Stellen frei. Durch natürliches Ausscheiden al-
tersbedingt und auf Wunsch der Bediensteten werden wei-
tere Stellen frei. Durch den Wegfall von planmäßiger Mehr-
arbeit und von dienstlichen Hinderungsgründen gemäß
Floatingmodell ist mit dem Freiwerden weiterer Stellen
zu rechnen. Weitere Stellen sollen durch Altersteilzeit so-
wie durch freiwilliges Ausscheiden freigesetzt werden. Ich
erinnere auch daran, dass die Vereinbarungen zur Über-
nahme von Lehrerinnen und Lehrern nach Hessen und Nie-
dersachsen fortgeschrieben werden. Darüber hinaus aller-
dings sind Bedarfskündigungen nicht auszuschließen.

Zu Frage 4: Das Thüringer Kultusministerium wird auch in
den kommenden Jahren bemüht sein, im Rahmen der Mög-
lichkeiten einen Einstellungskorridor für junge Lehrkräfte
zu sichern. Verstärkt sollen Schulabgängern die Chancen
des Lehrerberufs nahe gebracht werden, insbesondere vor
dem Hintergrund der erwarteten Schülerentwicklung nach
dem Jahre 2006. Dazu bedarf es auch der Unterstützung
durch die Hochschulen und vor allem durch die Berufsin-
formationszentren der Arbeitsämter. Darüber hinaus wer-
den mit dem Modell "55 PLUS", mit der Anwendung von
Altersteilzeit für Beamte, der Umsetzung des Tarifver-
trags über die Altersteilzeit sowie mit dem Tarifvertrag
zur Altersteilzeit im Bereich des Thüringer Kultusminis-
teriums wichtige Voraussetzungen dafür geschaffen, die
Altersstruktur im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten
zu harmonisieren. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Nachfragen? Frau Dr. Stangner.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Meine erste Nachfrage bezieht sich noch einmal auf die
Presseerklärung. Dort ist unter anderem auch von Priva-
tisierung und Kommunalisierung die Rede. Was bedeu-
tet das unter Umständen konkret für den Schulbereich?
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Wenn Sie einverstanden sind, würde ich meine zweite
Frage gern anschließen. In der Antwort war von möglichen
Bedarfskündigungen die Rede. Nun treffen solche Be-
darfskündigungen möglicherweise zuerst junge Lehrer, die
nicht im Floating sind. Wie soll dann die Altersstruktur
gestaltet werden?

Dr. Krapp, Kultusminister:

Der Hinweis auf Kommunalisierung und Privatisierung war
Gegenstand der Erklärung der Landesregierung insge-
samt und des Personalentwicklungskonzepts der Landesre-
gierung insgesamt. Diese beiden Möglichkeiten treffen, so
wie sie gemeint sind im Beschluss der Landesregierung,
für den Kultusbereich nicht zu. Die Frage nach den Be-
darfskündigungen, im Zusammenhang mit der Sozialaus-
wahl haben Sie diese wohl angesprochen, ist zurzeit in
der vorbereitenden Berechnung. Wir sind dabei, mit den
Schulämtern genaue Rechnungen schulamtsweise durch-
zuführen. Deswegen kann ich dazu noch keine detaillierte
Aussage machen. Diese detaillierten Aussagen werden im
Zusammenhang mit dem Doppelhaushalt 2001/2002 dann
vorliegen und auch hier in diesem Hause sicher zu disku-
tieren sein.

Präsidentin Lieberknecht:

Sie haben Ihre Nachfragemöglichkeit erschöpft mit den
beiden Fragen. Wenn es sonst keine Nachfragen gibt, müs-
sen wir das leider beenden. Sie hatten doch zwei gestellt.
Sie wollen einen Antrag stellen. Das muss auch für mich
erkennbar sein.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Ich wollte namens meiner Fraktion die Überweisung an
den Ausschuss für Bildung und Medien beantragen.

Präsidentin Lieberknecht:

Dann frage ich: Wer der Überweisung an den Ausschuss
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das müs-
sen wir wohl zählen. Das Quorum der Anwesenden reicht,
damit ist es überwiesen.

Dann kommen wir zur nächsten Anfrage, das ist die Münd-
liche Anfrage 3/741 des Abgeordneten Nothnagel.

Abgeordneter Nothnagel, PDS:

Beauftragter für behinderte Studierende an Thüringer Fach-
hochschulen

In § 4 Abs. 6 des Thüringer Hochschulgesetzes wurde for-
muliert: "... Die Hochschulen sollen einen Beauftragten
für Behinderte bestellen, der die Belange der behinder-
ten Studierenden vertritt."

Ich frage die Landesregierung:

1.  Wurde an folgenden Hochschulen des Landes:
-  Universität Erfurt,
- Pädagogische Hochschule Erfurt,
-   Technische Universität Ilmenau,
-   Friedrich-Schiller-Universität Jena,
-   Bauhaus-Universität Weimar,
-   Hochschule für Musik Franz Liszt Weimar,
-    Fachhochschule Erfurt,
-    Fachhochschule Jena,
- Fachhochschule Nordhausen,
- Fachhochschule Schmalkalden,
eine/ein Behindertenbeauftragte[r] für behinderte Studie-
rende bestellt, und wenn nein, was waren die jeweiligen
Gründe dafür?

2. Mit welchen Kompetenzen werden die Beauftragten für
behinderte Studierende ausgestattet?

3. Wie viele behinderte Studierende gibt es in den unter
Frage 1 aufgezählten Hochschulen (bitte einzeln je Hoch-
schule aufschlüsseln)?

4. Welche Art der Behinderungen haben wie viele der be-
hinderten Studierenden an den in Frage 1 aufgezählten
Fachhochschulen (bitte summarisch nach der jeweiligen
Art der Behinderung aufzählen)?

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat Frau Ministerin Prof. Dr. Schipanski.

Prof. Dr. Schipanski, Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, namens der Landesregierung beantworte ich die Fra-
gen wie folgt:

Zu Frage 1: An allen Thüringer Hochschulen ist ein Be-
auftragter für behinderte Studierende bestellt. Aufgrund
der speziellen Situation an der Universität Erfurt und der
Pädagogischen Hochschule Erfurt wurde für diese bei-
den Hochschulen gemeinsam nur ein Beauftragter bestellt.

Zu Frage 2: Die Übertragung der Kompetenzen obliegt
der einzelnen Hochschule im Rahmen der Hochschulau-
tonomie. Die Technische Universität Ilmenau, die Bauhaus-
Universität Weimar und die Fachhochschule Erfurt ha-
ben spezielle Regelungen zur Bestellung und zu den Auf-
gaben des Beauftragten erlassen. Danach trägt der Be-
auftragte dafür Sorge, dass die Hochschule ihren gesetz-
lichen Auftrag unter besonderer Berücksichtigung der Be-
dürfnisse der behinderten Studierenden erfüllt. Sein Mandat
erstreckt sich auf alle Bereiche, in denen behinderungs-
bedingte Nachteile der behinderten Studierenden beim Stu-
dium und bei Prüfungen auftreten. Es ist davon auszu-
gehen, dass die Stellung des Beauftragten an den ande-
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ren Hochschulen vergleichbar, wenn auch nicht schrift-
lich fixiert ist.

Zu den Fragen 3 und 4 möchte ich die Antwort zusam-
menfassen, denn es lässt sich die Antwort auf beide Fra-
gen recht gut zusammen geben: Es kann nämlich zu der
Zahl der behinderten Studierenden und der Art der Be-
hinderung keine Aussage getroffen werden. Eine Erhe-
bung des Merkmals "Behinderung" ist nach der Thürin-
ger Verordnung zur Erhebung personenbezogener Daten
der Studienbewerber, Studierenden und Prüfungskandi-
daten der Hochschulen des Landes vom 10. November
1992 (Amtsblatt des TKM und des TMWFK Nr. 12 von
1999) nicht vorgesehen, so dass auch aus datenschutz-
rechtlicher Sicht Bedenken bestehen, allgemein nach ei-
ner Behinderung zu fragen. Eine Erfassung seitens der
Hochschulen erfolgt daher nicht. Bekannt sind jeweils
nur Einzelfälle, die sich mit der Bitte um Unterstützung
an die jeweilige Hochschule gewandt haben. Hierbei han-
delt es sich nach Aussage einiger Hochschulen - der Fried-
rich-Schiller-Universität Jena und der Bauhaus-Univer-
sität Weimar - insbesondere um Rollstuhlfahrer, aber auch
um Sehbehinderte und Gehörlose.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Nachfragen? Bitte, Herr Nothnagel.

Abgeordneter Nothnagel, PDS:

Hinsichtlich der Fragen 3 und 4 - ist da eine Veränderung
vorgesehen, da es eine Vermischung gebe zwischen einer-
seits Schwerbehinderten, andererseits Gleichgestellter, we-
gen der ganzen Statistikfrage, wie viel Schwerstbehinderte
oder Schwerbehinderte und Gleichgestellte - wäre es mög-
lich, darüber nachzudenken?

Prof. Dr. Schipanski, Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst:

Wir können darüber nachdenken, aber ich glaube nicht,
dass wir berechtigt sind, überhaupt bei einer Einschrei-
bung z.B. nach Behinderungen zu fragen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht, dann ist diese Frage
beantwortet. Wir kommen zur nächsten Anfrage in Druck-
sache 3/743, eine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr.
Fischer und Frau Heß.

Abgeordnete Dr. Fischer, PDS:

Landesfachkrankenhäuser für Neurologie/Psychiatrie

Im Thüringer Staatsanzeiger vom 5. Juni 2000, Seite 1333,
ist in einer Bekanntmachung des Thüringer Ministeriums

für Soziales, Familie und Gesundheit veröffentlicht, dass
bis zum 30. Juni 2000 Interessenten zur Übernahme der
Häuser Gelegenheit haben, konzeptionelle Aussagen zur
weiteren Betreibung der Fachkrankenhäuser vorzulegen.

Wir fragen die Landesregierung:

1. Wie viele Interessenten mit welchem Trägerprofil ha-
ben sich beworben?

2. Wer bewertet nach welchen Kriterien diese Unterlagen?

3. Wie sehen konkret zeitlich und inhaltlich die nächsten
Schritte der Landesregierung aus, die zur Überleitung der
drei Landesfachkrankenhäuser in eine andere Trägerschaft
führen?

4. Wie werden derzeitige Geschäftsführungen und Per-
sonalräte der Landesfachkrankenhäuser in den Prozess der
Überleitung in die neuen Trägerschaften einbezogen?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Minister Dr. Pietzsch.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, verehrte Frau Abgeordnete, beide, im Namen der Lan-
desregierung beantworte ich die Frage wie folgt:

Zu Frage 1: Auf die Anzeigen haben sich - Stand
04.07.2000, also abgeschlossen praktisch - 32 Interes-
senten beworben. Nach der ersten Prüfung handelt es sich
dabei um Träger aus dem öffentlich-rechtlichen, kirch-
lichen, freigemeinnützigen und privatwirtschaftlichen Be-
reich. Bei der überwiegenden Anzahl der Bewerber ist
auf Anhieb nachvollziehbar, weil wir sie zum Teil ken-
nen, dass sie bereits auf dem Gebiet des Gesundheitswe-
sens tätig sind und zum Teil sehr erfolgreich.

Zu Frage 2 - Wer bewertet nach welchen Kriterien diese
Unterlagen? Die konzeptionellen Aussagen der Bewer-
ber werden durch das Fachressort bewertet und dabei wer-
den fachliche Kriterien wie die Erfüllung der Vorausset-
zung des Krankenhausplans, die Vorstellung zur Wei-
terentwicklung der Fachkrankenhäuser sowie Erfahrun-
gen des jeweiligen Interessenten maßgebend für die Aus-
wahl der künftigen Träger sein. Das ist aber die Voraus-
wahl.

Zu Frage 3: Die bis Mitte Juli 2000 vorzulegenden Kon-
zeptionen der Interessenten werden eingehend fachlich ge-
prüft. Im Laufe des Monats September werden voraussicht-
lich die bereits in Auftrag gegebenen Ertragswertgutachten
für die drei Landesfachkrankenhäuser vorliegen. Nach Aus-
wahl eines kleineren Kreises an potenziellen Trägern wer-
den weitere Informationen über die jeweilige Einrichtung,
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das jeweilige Unternehmen abgefordert bzw. weitere In-
formationen über das jeweilige Landesfachkrankenhaus
gegeben. Erst dann kann man in etwas konkretere Ver-
handlungen eintreten. Ich möchte bei dieser Situation noch-
mals deutlich machen, was ich nun mehrfach sowohl vor
dem Plenum als auch im Ausschuss betont habe: Wir ha-
ben keinen genauen Zeitpunkt für den Vollzug des Trä-
gerwechsels festgelegt und mir kommt es in erster Linie
darauf an, dass die medizinische Versorgung der Patien-
ten keinen Bruch erfährt und diese medizinische Versor-
gung der Patienten auch in der Zukunft sichergestellt ist.
Deshalb werden alle Konzepte einer sehr, sehr gründlichen
Prüfung unterzogen werden. Noch einmal: Qualität geht
dabei vor Geschwindigkeit. Es ist auch nicht ausgeschlos-
sen, dass der Trägerwechsel - und ich vermute dieses sogar
- nicht gleichzeitig für alle drei Standorte erfolgt, sondern
zeitlich versetzt.

Zu Frage 4: Die Geschäftsführung und Personalräte der
Landesfachkrankenhäuser werden über die einzelnen
Schritte des Fachressorts informiert. Der Hauptpersonal-
rat wird monatlich über den neuesten Sachstand infor-
miert und es wird auch mit den Geschäftsführungen vor
Ort dazu natürlich Konsultationen und Beratungen ge-
ben.

Präsidentin Lieberknecht:

Nachfragen sehe ich nicht. Doch, Frau Abgeordnete Dr.
Fischer.

Abgeordnete Dr. Fischer, PDS:

Ich habe ja auch nach den Kriterien gefragt und das ist
eine meiner Fragen: Werden denn die zu erstellenden Wert-
gutachten ebenfalls auf die Trägerauswahl Einfluss ha-
ben und in welcher Form? Und als zweite Frage: Wel-
che finanziellen Einnahmen erwartet das Land durch den
Trägerwechsel, insbesondere bei einer kommerziellen Pri-
vatisierung?

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Dr. Fischer, um das noch mal klarzumachen: Ich habe
mehrfach hier und im Ausschuss gesagt, dass wir nicht
festlegen, wir wollen diese oder jene Einnahme haben, wir
wollen diese oder jene investive Beteiligung, sondern ich
habe gesagt, dass es auf die Qualität, auf die Erfahrungen
und auf das Konzept des Trägers ankommt.

(Beifall bei der CDU)

Ich werde mich an dieser Stelle von Ihnen weder zum
zeitlichen Ablauf noch zu finanziellen Dingen festlegen
lassen. Diese Freiheit brauchen wir für die Vertragsver-
handlungen oder für die Trägerwechselverhandlungen, da-
mit wirklich das Konzept und die medizinische Versor-
gung im Vordergrund stehen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Eine weitere Nachfrage, Frau Abgeordnete Nitzpon.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Ich frage dennoch: Werden Kreistagsbeschlüsse zur Kom-
munalisierung dieser Landesfachkrankenhäuser Einfluss
auf die Entscheidung der Landesregierung haben?

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Ganz klar: nein. Ein Kreistag kann beschließen, aber ein
Kreistag kann mich nicht binden, wenn das Konzept nicht
ausreichend fundiert ist.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Damit kommen wir zur nächsten Frage, und zwar die
Drucksache ...

(Unruhe bei der CDU, SPD)

Entschuldigung, habe ich etwas nicht gesehen? Die Frau
Abgeordnete Heß.

Abgeordnete Heß, SPD:

Es ist keine Nachfrage. Ich wollte nur namens meiner
Fraktion um Überweisung an den Ausschuss für Sozia-
les, Familie und Gesundheit bitten.

Präsidentin Lieberknecht:

Sie haben den Überweisungsantrag gehört und ich lasse
darüber abstimmen. Wer die Überweisung wünscht, den
bitte ich um das Handzeichen. Danke. Damit ist das Quo-
rum erreicht, die Frage ist überwiesen. Damit kommen
wir zur Drucksache 3/748 des Abgeordneten Lippmann.

Abgeordneter Lippmann, SPD:

Vereinigte Thüringer Schiefergruben Unterloquitz (VTS)

In der Tagespresse vom 14. Juni 2000 wurde durch die
Geschäftsführung der Vereinigten Thüringer Schiefergru-
ben Unterloquitz überraschend die Aufgabe der gesam-
ten untertägigen Dach- und Wandschieferproduktion in
Unterloquitz bekannt gegeben. Für die Aufgabe wurden
betriebswirtschaftliche Gründe angeführt, die ihre Ursa-
chen u.a. in der Qualität des Rohsteins auf der 185-Me-
ter-Sohle in der Grube "Glück auf" Unterloquitz haben sol-
len, so die Geschäftsführung.
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Die untertägige Rohsteingewinnung auf der 185-Meter-
Sohle wurde erst 1997 mit hohem Investitionsaufwand und
großer Anteilnahme der Öffentlichkeit aufgenommen. Mit
dieser Entscheidung werden mindestens 80 Mitarbeiter
der insgesamt 250 Beschäftigten freigesetzt werden müs-
sen, so die Geschäftsführung.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Möglichkeit sieht die Landesregierung, um
das Restunternehmen (Blähschieferproduktion, Tagebau
Schmiedebach) in seinem Bestand zu sichern, insbeson-
dere die finanziellen Lasten und Verbindlichkeiten des
Unternehmens zu regeln oder abzubauen?

2. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung bislang
eingeleitet, um das oben genannte Unternehmen mittel-
fristig in seinem Bestand zu sichern?

3. Welche Maßnahmen wird die Landesregierung ergrei-
fen, um die Beschäftigung der von Kündigung bedroh-
ten Mitarbeiter in Arbeitsförderungs- oder Weiterbildungs-
maßnahmen zu sichern?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister Schuster.

Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Infrastruktur:

Frau Präsidentin, namens der Landesregierung beantworte
ich die Fragen von Herrn Lippmann wie folgt:

Zu Frage 1: Die durch das Unternehmen veranlassten Maß-
nahmen wie die Schließung der Untertageproduktion sollen
zur Konsolidierung des Unternehmens beitragen und da-
mit den Fortbestand der anderen Bereiche im Unterneh-
men sichern. Zur Erhaltung des Standorts gibt es daher
zurzeit keinen akuten Handlungsbedarf.

Zu Frage 2: Die Firma VTS sieht daher keinen Grund, sich
wegen Hilfsmaßnahmen an die Landesregierung zu wen-
den, da sich das Unternehmen selbst in der Lage sieht, das
anstehende Problem zu lösen und die Verluste abzubauen,
wozu die eingeleiteten Maßnahmen dienen sollen.

Zu Frage 3: Arbeitsförderungsmaßnahmen wären nach
SGB III als Strukturanpassungsmaßnahmen möglich, wenn
sie sinnvollen Projekten zugute kommen und gleichzei-
tig im öffentlichen Interesse liegen. Dies könnten Maß-
nahmen zur Verbesserung der Umwelt oder auch Maß-
nahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen Infrastruk-
tur sein. Erforderliche Weiterbildungsmaßnahmen kön-
nen ebenfalls durch die Landesregierung gefördert wer-
den. Die beantragten Maßnahmen müssen konkret auf den
Bedarf des Unternehmens bezogene Lehrgänge sein. Dies
könnten z.B. Anpassung an die neue Technik, an neue Pro-
duktions- oder Organisationsmethoden oder Maßnahmen

zur Einführung und Verbesserung von Qualitätsmanage-
ment und andere Maßnahmen mehr sein.

Präsidentin Lieberknecht:

Gibt es Fragen? Ja, Herr Abgeordneter Lippmann.

Abgeordneter Lippmann, SPD:

Herr Minister Schuster, Sie hatten jetzt, wenn ich Sie
richtig verstanden habe, gesagt, dass das Unternehmen
allein in der Lage wäre, die momentan noch vorhande-
nen finanziellen Belastungen abzubauen und die Konso-
lidierung einzuleiten. Erste Frage: Heißt das, dass das Un-
ternehmen an einer Hilfe durch das Land, in diese Rich-
tung gehend, nicht interessiert ist?

Zweite Frage zu 3.: Bestünde die Möglichkeit in dem
Infrastrukturprojekt Schieferpark, der in Lehesten auch sehr
groß aufgezogen ist, Maßnahmen der Arbeitsförderung ein-
zubinden, und zwar im Hinblick auf die Mitarbeiter, die
entlassen werden müssen?

Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Infrastruktur:

Die Frage 1 beantworte ich wie folgt: Derzeit hat das Un-
ternehmen keinen Bedarf, auf entsprechende Angebote
des Landes zurückzugreifen.

Die Frage 2, glaube ich, beantwortet zu haben unter Hin-
weis darauf, dass durchaus solche SAM denkbar wären.

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Anfragen liegen mir nicht vor. Damit kommen
wir zur nächsten Anfrage in Drucksache 3/750. Frau Ab-
geordnete Dr. Wildauer.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Weitere Kommunalisierung staatlicher Aufgaben

In der Presseinformation Nr. 61 vom 14. Juni 2000 der Lan-
desregierung äußerte sich diese zum Personalentwicklungs-
konzept 2000 bis 2004/2005.

Daraus war zu entnehmen, dass die Landesregierung be-
absichtigt, den geplanten Personalabbau u.a. durch die
Kommunalisierung weiterer Landesaufgaben zu erreichen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Landesaufgaben sollen aus Sicht der Landes-
regierung in den nächsten Jahren kommunalisiert wer-
den (die für eine Kommunalisierung in Frage kommen-
den Landesaufgaben bitte stichpunktartig aufzählen)?
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2. Wie viele Personalstellen werden durch die beabsich-
tigten Kommunalisierungen auf Landesebene "eingespart"
und wie viele Stellen werden gleichzeitig in den Kom-
munen geschaffen?

3. Welche finanziellen Einsparungen ergeben sich durch
die geplanten Kommunalisierungen für das Land?

4. Welche finanziellen Aufwendungen ergeben sich im
Gegenzug für die Kommunen und in welcher Höhe gleicht
das Land die kommunalen Mehraufwendungen aus?

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat Herr Innenminister Köckert.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, Frau Dr. Wildauer, namens der Landesre-
gierung beantworte ich Ihre Fragen wie folgt:

Die Fragen 1 bis 4 können im Zusammenhang beantwortet
werden. Die Meinungsbildung der Landesregierung ist zu
diesem Fragenkomplex noch nicht abgeschlossen. Insofern
kann auf die Frage, welche personellen und finanziellen
Einsparungen aus der Kommunalisierung resultieren, der-
zeit keine allgemein gültige Antwort erfolgen. Entspre-
chendes gilt damit auch für die Auswirkungen auf die
Kommunen.

Präsidentin Lieberknecht:

Nachfragen? Frau Dr. Wildauer.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Ich habe keine Nachfrage, aber in Anbetracht der Tatsa-
che, dass noch kein fertiges Konzept vorliegt, würde ich
vorschlagen, diese Frage an den Innenausschuss zu über-
weisen und dort zu behandeln, wenn das entsprechende
Konzept vorliegt.

Präsidentin Lieberknecht:

Es ist der Antrag auf Überweisung an den Innenausschuss
gestellt. Wer wünscht diese Überweisung, den bitte ich um
das Handzeichen. Das reicht nicht, damit ist die Über-
weisung nicht möglich.

Wir kommen dann zur nächsten Anfrage, und zwar des
Abgeordneten Lippmann in der Drucksache 3/752.

Abgeordneter Lippmann, SPD:

Verkaufsverhandlungen über die Thüringer Straßenwar-
tungs- und Instandhaltungsgesellschaft mbH (TSI)

Berichten zufolge steht der Freistaat Thüringen kurz vor
dem Abschluss der Verkaufsverhandlungen der TSI an

die Firma Bickhardt Bau AG.

Ich frage die Landesregierung:

1. Treffen diese Berichte zu, wenn ja, welche Konzep-
tion zur Durchführung der Straßenwartung und -instand-
haltung in Thüringen wurde seitens der Bickhardt Bau
AG vorgelegt?

2. Wie gewährleistet das Land die Aufsicht darüber, dass
die in Frage 1 genannten Leistungen durch das oben er-
wähnte Unternehmen erbracht und durchgeführt werden?

3. Wie wirkt sich ein Verkauf der TSI auf die derzeit in
der TSI Beschäftigten aus?

4. Gab es auch Angebote anderer Firmen, wenn ja, wel-
che Konzeptionen legten diese vor und warum entschied
sich das Land für die Firma Bickhardt Bau AG?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Herr Finanzminister
Trautvetter.

Trautvetter, Finanzminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter Herr Abge-
ordneter Lippmann, namens der Landesregierung beant-
worte ich die Mündliche Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Nein, diese Berichte treffen nicht zu. Daraus
folgt, dass die Beantwortung der Fragen 2, 3 und 4 nicht
relevant ist.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Nachfragen sehe ich nicht. Damit kommen wir zur nächs-
ten Anfrage, und zwar die Drucksache 3/753. Frau Abge-
ordnete Dr. Stangner.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Programm zur Sanierung von Thüringer Schulen in Plat-
tenbauten

An den Thüringer Schulen besteht speziell für die Schu-
len in Plattenbauten ein großer Sanierungsbedarf. Aus die-
sem Grunde wurde von der Landesregierung ein Programm
zur Sanierung der Schulbauten TYP TS 66, 69 und 75
aufgelegt. Es soll gemeinsam von Land und Kommunen
finanziert werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie wurden die Schulträger über das Sanierungspro-
gramm in Kenntnis gesetzt?
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2. Wie viele Anträge zur Teilnahme am Programm liegen
vor?

3. Wie viele Mittel werden dadurch insgesamt durch Land
und Kommunen gebunden?

4. Ist vorauszusehen, ob das gesamte Mittelvolumen ausge-
schöpft werden wird?

Präsidentin Lieberknecht:

Es antwortet für die Landesregierung der Finanzminister
Herr Trautvetter.

Trautvetter, Finanzminister:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, namens der Landesregierung beantworte ich die Münd-
liche Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Mit Schreiben des Thüringer Finanzministe-
riums vom 20.07.1999 wurden die Schulträger über die ge-
meinsame Initiative vom Kultus- und Finanzministerium
zur Sanierung von Typenschulen informiert und zu einer
Besprechung in das Finanzministerium eingeladen. Am
29.07.1999 wurde den Schulträgern sowohl das bauliche
Konzept als auch das Finanzierungskonzept vorgestellt.
Am 11.10.1999 erhielten die Schulträger darüber hinaus
eine Dokumentation von Architektenentwürfen zur Sa-
nierung, Erweiterung und Rückbau von Typenschulen.
Neben weiteren Einzelgesprächen mit den Schulträgern
wurden interessierte Städte und Kreise am 21.06.2000
durch das Finanzministerium und das Kultusministerium
informiert.

Zu Frage 2: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen von
10 Schulträgern für 12 Schulen Anträge vor, so dass mit
dem landeseigenen Sportgymnasium in Erfurt und Jena
14 Typenschulen zur weiteren Bearbeitung zur Verfügung
stehen. Allerdings stehen die Anträge unter dem Vorbe-
halt der Zustimmung der zuständigen Gremien.

Zu Frage 3: Das Gesamtinvestitionsvolumen wird zur-
zeit auf etwa 130 Mio. DM geschätzt. Die Anzahl der be-
teiligten Schulträger steht bis zum jetzigen Zeitpunkt noch
nicht abschließend fest.

Zu Frage 4: Da die Zustimmungen der Gremien noch aus-
stehen, ist die Frage zurzeit noch nicht zu beantworten.

Präsidentin Lieberknecht:

Es gibt eine Nachfrage. Frau Dr. Kaschuba.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Ich habe die Nachfrage: Woran liegt es, dass die Zustim-
mung von den Kommunen zum Teil nicht gegeben wer-
den kann zu diesem Programm? Können Sie dazu etwas

sagen, zu den Finanzierungsdingen? Liegt es an der Fi-
nanzierung?

Trautvetter, Finanzminister:

Die Landesregierung ist nicht aussagefähig zu kommuna-
len Entscheidungen.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Aber können Sie etwas zum Anteil der Finanzierung durch
die Kommunen sagen, wie hoch der wäre?

Trautvetter, Finanzminister:

Wir haben den Schulträgern eine fünfzigprozentige Mit-
finanzierung der Investitionssumme durch das Land an-
geboten und wir haben den Schulträgern angeboten, dass
die gesamten Planungsleistungen, zumindest die erste Pla-
nungsstufe bis zur Realisierungsplanung, komplett durch
das Land getragen werden.

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Damit kommen wir
zur nächsten Anfrage, eine des Abgeordneten Kummer
in der Drucksache 3/754.

Abgeordneter Kummer, PDS:

Auftreten von Fischsterben in Südthüringen

Presseberichten zufolge häufen sich in den letzten Wo-
chen Fälle von Fischsterben im Raum Südthüringen. In
der 20. Plenarsitzung am 8. Juni wurde durch den Mi-
nister für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt für
die Landesregierung eine Regierungserklärung zum Thema
"Neue Umweltqualität in Thüringen - von der Reparatur
zur Vorsorge" abgegeben. Dabei wurde zu den oben ge-
nannten Vorkommnissen keine Stellung bezogen.

Die inzwischen veröffentlichten Berichte "... zur Entwick-
lung der Umwelt/Landwirtschaft in Thüringen 2000", die
sich jeweils im Wesentlichen auf das Berichtsjahr 1999
beziehen, enthalten zur Thematik Fischsterben und Ent-
wicklung der Fischpopulationen ebenfalls keine Informa-
tionen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Fälle von Fischsterben seit 1999 sind der Lan-
desregierung bekannt?

2. Welche Stoffeinträge verursachten das Fischsterben?

3. In wie vielen Fällen konnten die Verursacher ermit-
telt werden?
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4. In welchem Umfang wurden die Verursacher zur Ver-
antwortung gezogen?

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat für die Landesregierung Herr Minister Dr.
Sklenar.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage des Abgeordne-
ten Kummer beantworte ich im Namen der Landesregie-
rung wie folgt.

Zu Frage 1: Seit Anfang 1999 wurden landesweit 47 Fisch-
sterben bekannt. In Südthüringen waren es 33. Hiervon
war mit 14 Fischsterben der Kreis Schmalkalden-Meinin-
gen regional am stärksten betroffen.

Zu Frage 2: Als häufigste Ursache zu den gemeldeten
Fischsterben sind ermittelt worden Einleitung oder Ab-
schwemmung von Gülle oder Silosickersaft, meist in Ver-
bindung mit starken Regenfällen, Einleitung von Zement-
lauge infolge Arbeitsausführungen auf Baustellen, Ein-
leitung von gechlortem Wasser aus Schwimmbädern und in
einigen wenigen Fällen Einleitung von Industriechemika-
lien über die Abwässer. Fischsterben, meine sehr verehrten
Damen und Herren, kann ein Hinweis auf Gewässerver-
unreinigungen sein. Es ist jedoch im Einzelfall zu recher-
chieren, inwieweit nicht Fischkrankheiten oder Fischseu-
chen zum Tod der Fische geführt haben und damit eine Ge-
wässerverunreinigung nicht als Ursache von Fischsterben
in Betracht kommt.

Zu Frage 3: In 19 der oben genannten 47 Fälle konnten
die Verursacher ermittelt werden, das entspricht einer Auf-
klärungsquote von 40 Prozent. Die Aufklärungsquote im
Kreis Schmalkalden-Meiningen beträgt im gleichen Zeit-
raum mit 7 Fällen 50 Prozent. Das ist eine hohe Quote, da
sich die Feststellung der Verursacher nach einer Einlei-
tung schädigender Stoffe in Fließgewässer äußerst schwie-
rig gestaltet. Zum Zeitpunkt des Auffindens geschädig-
ter oder toter Fische wurde die Schadstoffwelle meist mit
dem abfließenden Wasser weggetragen.

Zu Frage 4: Die strafrechtliche Ahndung erfolgt je nach
Schwere der Tat entweder im Rahmen eines Ordnungs-
widrigkeitsverfahrens oder eines Strafverfahrens. In der
Regel werden von den zuständigen Verwaltungsbehörden
bzw. Gerichten Geldbußen bzw. Geldstrafen verhängt. Da-
neben hat der Verursacher auch zivilrechtlich für den von
ihm verursachten Schaden einzustehen. Es werden der-
zeit weder die laufenden strafrechtlichen Umweltstrafver-
fahren in den Monatsberichten des Landeskriminalamts
noch die abgeschlossenen oder eingestellten Verfahren von
der Staatsanwaltschaft unter dem gesonderten Gesichts-
punkt "Fischsterben" aufgeschlüsselt und erfasst.

Präsidentin Lieberknecht:

Es gibt Nachfragen. Herr Kummer.

Abgeordneter Kummer, PDS:

Herr Minister, Sie sprachen von einer hohen Aufklärungs-
quote. 50 Prozent würde ich aber trotzdem noch nicht als
das Nonplusultra betrachten. Beabsichtigt die Landesre-
gierung etwas zu tun, um die Möglichkeiten zur Aufklä-
rung noch zu verbessern?

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Herr Kummer, ich habe Ihnen gerade erklärt - und Sie
wissen es selbst -, wie schwierig das bei einer fließen-
den Welle ist. Wenn das Zeug einmal weggespült ist, ist
es weggespült. Wir können nicht an jedem Abschnitt des
Gewässers jemanden hinstellen, der dort nun aufpasst,
dass ja niemand einleitet. Ein bisschen sind wir jetzt
Opfer unserer eigenen Abwasserpolitik geworden, indem
wir eine Menge Geld investiert haben, was auch richtig
ist, dass unsere Seen, Flüsse und Teiche von der Wasser-
qualität immer besser, immer sauberer werden, dass sich
dort immer mehr Fische ansiedeln, auch Fischsorten und
Fischarten - das wissen Sie, das brauche ich Ihnen nicht
zu sagen -, die teilweise schon einmal verschwunden wa-
ren. Sobald eine klitzekleine Verunreinigung in irgendei-
ner Art und Weise hineinkommt, haben wir das Prob-
lem, dass die Fische dann mit dem Bauch nach oben in
den Gewässern schwimmen.

Wir haben - insgesamt gesehen, muss ich sagen - ver-
sucht, über die Landräte hier schon darauf Einfluss zu
nehmen, dass verstärkt mit darauf geachtet wird, dass wir,
sagen wir mal, jedenfalls versuchen wollen, wenige Ver-
ursacher in dieser Richtung zu haben. Wir müssen insge-
samt aufpassen, doch es ist relativ schwierig, dann festzu-
stellen, wer der Verursacher ist, wenn nach einem halben
Tag oder nach einem Tag erst festgestellt wird, hier sind
tote Fische vorhanden, wo kommen die denn her. Es wird
schon eine ganze Menge in dieser Richtung getan, glau-
be ich mal, aber wir werden alles daran setzen, damit die
Aufklärungsquote noch größer wird.

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht, dann kommen wir
zur nächsten Frage, zugleich die letzte Frage, die ich für
heute aufrufe, und zwar in der Drucksache 3/755. Frau Ab-
geordnete Arenhövel.
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Abgeordnete Arenhövel, CDU:

Umsetzung des Programms zur Förderung des Ehrenamtes
älterer Arbeitsloser "50 PLUS"

Der Landtag hat mit dem Haushalt 2000 bis zu acht Mil-
lionen D-Mark für den Einstieg in das oben genannte Pro-
gramm zur Verfügung gestellt. Dabei ist eine Aufwands-
entschädigung von 100 D-Mark pro Monat bei einem eh-
renamtlichen Engagement von 10 bis 20 Stunden und
von 200 D-Mark bei einer Zeit von über 20 Stunden ehren-
amtlicher Tätigkeit im Monat vorgesehen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist die vorgesehene und inzwischen ja auch erschie-
nene Richtlinie mit der Arbeitsverwaltung abgestimmt?

2. Kann seitens der Landesregierung ausgeschlossen wer-
den, dass diese Aufwandsentschädigung auf das Arbeitslo-
sengeld angerechnet wird?

3. Inwiefern gilt der genannte Personenkreis als unein-
geschränkt verfügbar für den Arbeitsmarkt?

4. Inwieweit ist mit den kommunalen Spitzenverbänden
die Umsetzung dieser Richtlinie vereinbart?

Präsidentin Lieberknecht:

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister Dr.
Pietzsch.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, verehrte Frau Abgeordnete Arenhövel, im Namen der
Landesregierung beantworte ich die Fragen wie folgt:

Zu Frage 1 ein ganz klares Ja.

Zu Frage 2, ob es ausgeschlossen werden kann, dass die
Aufwandsentschädigung auf das Arbeitslosengeld ange-
rechnet werden kann, sage ich auch: Ja, es ist ausgeschlos-
sen. Die Anrechnung von Aufwandsentschädigungen auf
das Arbeitslosengeld ist unter anderem abhängig von der
Höhe der Entschädigung. Es bleibt grundsätzlich ein Betrag
von 315 DM anrechnungsfrei. Beide Leistungen liegen
unter diesem Betrag nach § 4 Abs. 3 der Richtlinie. Es
wird also einzelnen ehrenamtlich Tätigen eine Aufwands-
entschädigung von monatlich 100 DM, sofern die Tätig-
keit zwischen 10 und 20 Stunden im Monat liegt, und
200 DM monatlich für den Fall, wenn die Tätigkeit mehr
als 20 Stunden im Monat in Anspruch nimmt, gezahlt.
In jedem Fall bleibt die Aufwandsentschädigung unter
dem Betrag von 315 DM und ist damit anrechnungsfrei.

Zu Frage 3: Die Beschäftigungssuche durch das Arbeitsamt
schließt die Verfügbarkeit des Arbeitslosen ein, das ist
richtig. Das bedeutet, dass der Arbeitslose den Vermitt-
lungsbemühungen des Arbeitsamts zur Verfügung stehen
muss. Im Ergebnis darf der Arbeitslose durch nichts ge-
hindert sein, ohne Verzug eine versicherungspflichtige,
mindestens 15 Stunden umfassende Beschäftigung aufzu-
nehmen. Allerdings ist die ehrenamtliche Tätigkeit kein Ar-
beitsrechtsverhältnis und kann jederzeit geändert werden.
Durch die von Ihnen angesprochene ehrenamtliche Tä-
tigkeit wird die Verfügbarkeit insoweit nicht beeinträch-
tigt und steht damit dem Anspruch auf Arbeitslosengeld
oder -hilfe nicht entgegen.

Zu Frage 4: Die Umsetzung der Richtlinie erfolgt über
die Landkreise und kreisfreien Städte. Die Richtlinie wurde
mit den kommunalen Spitzenverbänden mehrfach abge-
stimmt, zuletzt in einem Spitzengespräch am 17. Mai die-
sen Jahres, an dem ich übrigens auch selbst teilgenom-
men habe. Dabei haben die kommunalen Spitzenverbän-
de sinnvolle Anregungen gegeben, die sich in der jetzt vor-
liegenden Richtlinie wieder finden, so dass die kommu-
nalen Spitzenverbände hier voll einbezogen worden sind.
Danke.

Präsidentin Lieberknecht:

Nachfragen sehe ich nicht, damit schließe ich diese Fra-
ge und gleichzeitig die Fragestunde für heute. Die wei-
teren Anfragen werden dann morgen zum Aufruf kom-
men.

Ich eröffne den Tagesordnungspunkt 21

Aktuelle Stunde

a) auf Antrag der Fraktion der CDU zum
Thema:
"Hohe Preise an Thüringer Zapfsäulen -
Auswirkungen auf Bevölkerung und
Wirtschaft"
Unterrichtung durch die Präsidentin des
Landtags
- Drucksache 3/739 -

Das Wort hat zunächst der Abgeordnete Kallenbach, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Kallenbach, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, und ganz besonders herzlich begrüße ich Thüringer
Transportunternehmer auf der Besuchertribüne. Herzlich
willkommen!

(Beifall bei der CDU)

"Lkw-Korso gegen Ökosteuer", "Front gegen Ökosteuer",
"Thüringer Transportunternehmer fordern Abschaffung der
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Ökosteuer", so und so ähnlich lauteten die Überschriften in
den Zeitungen als Reaktion auf die Sternfahrt von über
100 Lkws vor dem Thüringer Landtag am 24.06.2000. Es
war organisiert vom Landesverband des Thüringer Ver-
kehrsgewerbes und den IHKs. Es war schon beeindru-
ckend, meine Damen und Herren. Leider waren nur we-
nige da, insbesondere von der SPD-Fraktion besonders we-
nige, um nicht zu sagen gar niemand.

(Heiterkeit bei der CDU)

Es war schon beeindruckend, als die Lkws hier vorfuh-
ren, um mit allem Nachdruck auf die bedrohliche Situa-
tion ihrer Branche hinzuweisen. Die Ursachen für die ho-
hen Benzin- und Dieselpreise liegen in den hohen und stark
gestiegenen Rohölpreisen, in dem schwachen Euro ge-
genüber dem Dollar und eben in der Ökosteuer oder - ge-
nauer gesagt - in der Energiesteuer. Es ist ja keine Öko-
steuer, die bringt ja nichts, leider nichts, für die Umwelt.

(Beifall Abg. Arenhövel, CDU)

Es ist eine reine Energie-, eine Abkassiersteuer.

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, SPD: Bei der
CDU war das so.)

Inzwischen macht diese so genannte Ökosteuer, die Mine-
ralölsteuer und die Mehrwertsteuer 1,38 DM bis 1,40 DM
aus bei einem Liter Super-Benzin. Das macht den Um-
fang der Belastung deutlich, die jeder an den Zapfsäulen
zu zahlen hat.

Nun ist klar, dass man so gut wie gar keinen Einfluss
auf den Rohölpreis von Deutschland aus hat, nur sehr be-
grenzt auf den Euro. Aber wenn das so ist, meine Da-
men und Herren, dass die Preise so steigen, dann ist es
doch Aufgabe der Politik, da gegenzusteuern. Aber was
macht man? Man setzt eben noch eins obendrauf und setzt
eine Stufe der Ökosteuer nach der anderen in Kraft, so
dass eben die Preise immer mehr steigen und das wird
insbesondere natürlich für das transportierende Gewerbe zu
einer existenzbedrohenden Gefahr. Die Umsatzrendite in
dieser Branche liegt inzwischen nur noch zwischen 0 und
1 Prozent. Wenn die nächste Stufe kommt, kommen sollte,
dann können Sie sich ausrechnen, was dann passiert. Dann
kommt sie gegen null oder unter null. Und dem typischen
mittelständischen Gewerbe, insbesondere in Thüringen,
muss doch an dieser Stelle geholfen werden. Wir können
nicht tatenlos zusehen, dass diese Unternehmen in den
Konkurs getrieben werden.

(Beifall bei der CDU)

Wir hatten dann ein Gespräch im Anschluss an diese
Sternfahrt hier im Hause. Ich möchte nur einmal an zwei
Zahlen demonstrieren, wie das der Herr Braun, der ehe-
malige Präsident des LTV, geschildert hat; wie es sich aus-
wirken kann. Er sagte, 1999 hatte er zusätzliche Aufwen-

dungen für seine sieben Lkws in Höhe von 47.000 DM
durch die gestiegenen Dieselpreise. In diesem Jahr sind
es bereits 87.000 DM. Und wenn es so weitergeht - Fra-
gezeichen. Er sagt: In dieser Situation kann ich in die-
sem Jahr, was geplant war, keinen neuen Lkw anschaf-
fen, d.h. nicht investieren. Damit wird deutlich, was das
auch für die Fahrzeugindustrie für Auswirkungen hat. Es
wird nicht mehr gekauft; demzufolge werden dort die Um-
sätze auch erheblich runtergehen. Die Insolvenzquote be-
trägt inzwischen 25 Prozent. Nun könnte ein grüner Naiv-
ling denken: Naja, jetzt wird eben der Verkehr auf die
Schiene verlagert. Dem ist aber nicht so. Der Anteil auf
der Schiene sinkt. Aber was steigt, ist der Anteil der aus-
ländischen Lkws und das wollen wir doch gerade ver-
hindern. Und die zahlen auch nicht bei uns die Steuern,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Im Übrigen, in unseren Nachbarländern Frankreich, Nie-
derlande und Dänemark bekommen die ausländischen
Lkws eben aus diesen Ländern einen großen Teil der hier
gezahlten Steuern wieder zurück von ihren einheimischen
Regierungen. Da stellt sich schon die Frage, ob da die
EU-Kommission auch so genau hinschaut bezüglich des
Subventionstatbestands wie bei uns an der einen oder
anderen Stelle. Ich bin sehr gespannt, wie da die Reak-
tion der EU sein wird.

Für uns sind diese Proteste der betroffenen Unterneh-
men außerordentlich verständlich. Die CDU wird sie auch
künftig mit allen verfügbaren Mitteln und politischen Mit-
teln unterstützen. Ich erinnere hier an unseren Antrag vom
März diesen Jahres, der die Landesregierung bittet, alles
Mögliche auf Bundesebene zu unternehmen, um die Öko-
steuer zu stoppen. Und ich erinnere an die Bundesratsini-
tiative von Baden-Württemberg, der Thüringen und Bayern
beigetreten sind.

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Kallenbach, die Zeit ist erschöpft.

Abgeordneter Kallenbach, CDU:

Gut. Ich komme zum letzten Satz, er ist sowieso auf mei-
nem Zettel der letzte Satz. Damit wird die Rücknahme der
Ökosteuer zum 01.01. diesen Jahres gefordert. Wir sind
sehr gespannt auf die Abstimmung am 14.07. diesen Jahres,
wie es dann im Bundesrat ausgehen wird. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort der Abgeordnete Ramelow, PDS-
Fraktion.
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Abgeordneter Ramelow, PDS:

Werte Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Her-
ren, auch ich grüße die Damen und Herren vom Spedi-
tionsgewerbe. Wir hatten ja eine spannende Diskussion
am Sternfahrtag und ich wiederhole das, was ich dort in
dem Landtagssaal gesagt habe: Die Ökosteuer ist weder
ökologisch noch sozial, sie ist weder gerecht noch aus-
geglichen. Große Unternehmen werden tatsächlich entlas-
tet,

(Unruhe bei der CDU)

aber kleine Unternehmen werden doppelt und dreifach
belastet. Deswegen hat die PDS-Fraktion im Deutschen
Bundestag die Ökosteuer abgelehnt.

Allerdings teilen wir Ihre Schlussfolgerung nicht, Herr
Kallenbach. Wir sind nicht für Absetzen oder Aussetzen,
sondern wir sind für eine Neufassung einer Ökosteuer,
die tatsächlich den Namen verdient. Denn, meine Damen
und Herren, es macht keinen Sinn, dass lebende hollän-
dische Schweine durch Europa transportiert werden, da-
mit sie in Südtirol geschlachtet werden, um anschließend
mit Lkws wieder zu deutschen Supermärkten gebracht
zu werden, um dann einerseits aus Subventionsgründen,
aber andererseits für den Verbraucher für Pfennige in den
Markt gebracht zu werden. Die Transportkosten stehen in
keiner Relation zu den eigentlichen Produktionskosten.

Das Problem bei dieser Fragestellung der Belastung, die
alle Beteiligten haben, ist tatsächlich - und deswegen nenne
ich sie unsozial und von der Herangehensweise her für
fatal und falsch -, dass die Belastung isoliert nur auf die
Bundesrepublik Deutschland reduziert ist. Die Frage der
ökologisch nachhaltigen Besteuerung des Preises für Trans-
port müsste in Europa abgeglichen sein und wir bräuch-
ten eine europäische Entwicklung, damit eben nicht die
Spedition Betz 3.000 Lkws in Deutschland ausflaggt, um
sie nach Rumänien zu bringen und sie dann sozusagen
von Rumänien aus über die deutschen Straßen fahren zu
lassen, für Pfennige, für die die deutschen Spediteure nicht
fahren können. Aber, meine Damen und Herren - und da
wiederhole ich auch die Frage, die ich den Spediteuren
gestellt habe -, es kann nicht sein, dass sich die Damen und
Herren des Verkehrsgewerbes in Deutschland hinstellen
und sich vor's Loch schieben lassen von den Großunter-
nehmen, die tatsächlich bei den Lohnnebenkosten entlastet
werden. Ich habe es am Beispiel des FIEGE WDZ ja
klar gemacht. Während derselbe Verband bei den LKW-
Kutschern belastet wird, wird der Lohnfaktor im FIEGE
WDZ entlastet. Diese Wirkung ist der Steuer ja anheim
gestellt, dass nämlich die Lohnnebenkosten tatsächlich
reduziert werden, weil die Rentenkassen damit aufgefüllt
werden. Es ist dringend notwendig, dass die Sozialkas-
sen entlastet werden, aber eben nicht über den Spritpreis,
sondern wir bräuchten eigentlich eine Politik, in der die
4 Mio. Menschen Arbeit haben und in die Rentenkassen
bzw. Arbeitslosenkassen einzahlen. Dann würden die Lohn-

nebenkosten auch sinken.

Insoweit, meine Damen und Herren, will ich es kurz und
knapp machen. Ich halte den CDU-Antrag heute für heuch-
lerisch. Sie hatten 16 Jahre Zeit, die Sache mit den Lohn-
nebenkosten in Ordnung zu bringen. Sie haben sich da-
vor gedrückt. Ich bedauere, dass Rotgrün einen guten An-
satz, nämlich die ökologische Belastung, europäisch iso-
liert angegangen hat und damit deutsche Spediteure be-
sonders belastet, während andere - davon Großunterneh-
men - profitieren. Ein bisschen war ich geneigt, bei dem
Titel, den Sie der Aktuellen Stunde gegeben haben, von
den Zapfsäulen zu glauben, dass es um die Zapfhähne geht,
dass es vielleicht um den Bierpreis geht und damit um
die bayerischen Verhältnisse. Aber ich glaube, es wäre bes-
ser, wenn wir ehrlich genug den Bürgern sagen würden,
dass Transport tatsächlich Geld kostet. Aber es darf nicht
so sein, dass innerhalb Europas in einem freien Markt eine
bestimmte Gruppe allein belastet wird, während andere
lächelnd dabei rausgehen. Insoweit denke ich, dass wir
tatsächlich dem Verkehrsgewerbe in Thüringen mehr Auf-
merksamkeit schenken sollten. Und ich hätte mich gefreut,
wenn die SPD-Kollegen anwesend gewesen wären, um
direkt mit den Spediteuren zu diskutieren. Ich hoffe, dass
das, was wir im Wirtschaftsausschuss beschlossen haben,
nämlich eine Gesamtbelastungs- und -entlastungsrechnung
zu bekommen, zur Versachlichung des Themas beiträgt.
Insoweit finde ich tatsächlich die Aktuelle Stunde ein
durchschaubares Manöver, das ich heuchlerisch nenne.
Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt die SPD das Wort, der Abgeordnete Lippmann.

Abgeordneter Lippmann, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, kürzlich war ich zu einer Festveranstaltung in Ber-
lin, wo alle die eingeladen waren, die der letzten Volks-
kammer angehört hatten. Dort wurden sehr viele und
schöne - auch kluge - Reden gehalten. Ich möchte mit einer
Sequenz die fünf Minuten beginnen, die mich beeindruckt
hat. Es wurde dort von dem Herrn Gysi - wo er Recht hat,
hat er Recht - gesagt, es war im Unterschied zu den an-
deren zurzeit bestehenden Ländern - auch Bundesparla-
menten - in der Volkskammer so, dass man noch über-
zeugen konnte, auch den politischen Gegner überzeugen
konnte durch die Kraft der Argumente und durch die Rea-
lität. Und das ist auch passiert. Es ist nicht immer so pas-
siert, aber es ist passiert. Das hat mich beeindruckt. Wir
haben es ja alle selber erlebt, oder zumindestens die, die
dem Parlament angehört hatten. Das ist nun heute nicht
mehr möglich - woanders nicht, und hier schon gar nicht.

(Zwischenruf Abg. Jaschke, CDU: Und Gysi
hat Sie überzeugt?)
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Nein, nein, das ist nicht mehr möglich. Wir haben uns
da wirklich an die Verhältnisse angeglichen, die dort im
März beschrieben worden sind. Und so gehen wir auch
bei diesen Themen nicht von der Sache aus, wir sprechen
hier nicht nüchtern und korrekt, sondern wir begeben uns in
ein populäres und vor allen Dingen - was schlimmer ist
- in ein populistischen Getümmel. Denn populär ist es
allemal. Den Spritpreis, den sieht jeder, den kennt jeder,
der wird ja jeden Tag angeschlagen. Was die Preisent-
wicklung für Staubsauger, für Ersatzteile, für Bier oder
Brot anbelangt - da würde ich nicht so ohne Weiteres be-
haupten wollen, dass das auch alle kennen. Aber beim
Spritpreis ist das völlig klar. Und zurzeit haben wir an
den Tankstellen - das haben Sie auch gemerkt - ein Preis-
getümmel, das hatten wir noch nie. Wir haben es beim
DK, da sind 30 Pfennige Unterschied. Beim Vergaser-
kraftstoff ist es noch schlimmer. Heute hat bft angekün-
digt, da sind wohl auch wieder acht bis zehn Pfennige
pro Liter aufgeschlagen. Und für alles - und dagegen wehre
ich mich - wird die Ökosteuer verantwortlich gemacht.
Die 14 Pfennige müssen für alles herhalten. Und das ist
nicht fair.

(Beifall bei der SPD)

Ich will Ihnen sagen, was im April - also vor einem Jahr
- die Tonne Rohöl auf dem Markt für die Deutschen
gekostet hat - 194,70 DM. Und wissen Sie, was sie im
April diesen Jahres gekostet hat - 355,60 DM. Das sind
83 oder 84 Prozent mehr. Das muss man sich mal auf
der Zunge zergehen lassen. Zwei Drittel in etwa gehen
an die Steuer weg, also die schnappt sich der Fiskus, und
zwar die Mineralölsteuer, die Mehrwertsteuer und natürlich
auch die Ökosteuer. Das waren 1999 76,7 Prozent des Prei-
ses an der Zapfsäule. Dieses Jahr sind es nicht so viel,
da sind es nur 67 Prozent, also deutlich weniger.

Der Produktpreis beträgt in diesem Jahr - also bis jetzt,
was durch die Statistik sichtbar ist - 63 Pfennige, der Pro-
duktpreis am Liter Kraftstoff. Das sind Fakten - im Übrigen
bringt das Geschäft dem Fiskus 80 Millarden und auch die
Länder und auch Thüringen sind mit dabei, nämlich über
die Mehrwertsteuer. Auch da fassen wir unsere 50 Pro-
zent mit ab, auch bei der Ökosteuer, bei der nicht, aber
bei der Mehrwertsteuer. Das sind natürlich Fakten, die
keiner hören will und die die wenigsten verstehen. Und
weil das so ist, ist das ganze Thema natürlich hervorra-
gend für die Stammtische geeignet und für die Bierzelte.

Populismus liegt auf der Hand, und man vergisst geflis-
sentlich, dass in den fünf Jahren - zuletzt 1994 - die Vor-
gänger-Bundesregierung die Mineralölsteuer um 50 Pfen-
nige erhöht hat, in vier Etappen. Das ist vergessen. Das
wird gelegentlich unter den Tisch gekehrt - 50 Pfennige.

(Unruhe bei der CDU)

Und als die Frau Merkel 1998 - ihres Zeichens noch Um-
weltministerin - aufgetreten ist und gesagt hat, also, fünf

Pfennige pro Jahr müssen es mindestens sein, die wir da
aufschlagen - vergessen.

(Zwischenruf Abg. Jaschke, CDU: Das glaubt
Ihnen jeder Autofahrer.)

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Lippmann, auch Ihre Redezeit geht dem Ende ent-
gegen.

Abgeordneter Lippmann, SPD:

Ja, es ist schade drum. Also wenn an der Ökosteuer über-
haupt etwas auszusetzen ist, dann ist es das, dass sie nicht
für direkte Umwelt- und Ökologieprojekte eingesetzt wird,
aber sie dient zur Verbilligung der Arbeit. Das haben Sie
nicht geschafft.

(Beifall bei der SPD)

Und davon profitieren wir alle, der Arbeitnehmer, der Ar-
beitgeber und die Wirtschaft.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: ... die
Umwelt auch.)

Und wenn Sie die aktuellen Daten der Wirtschaft lesen
wollen - heute kam im Übrigen das von der IHK in Thü-
ringen -, dann werden Sie das bestätigt wissen. Im Übri-
gen mache ich im letzten Satz darauf aufmerksam: Wichtig
ist, was hinten raus kommt.

(Heiterkeit bei der CDU)

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Kretschmer, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Kretschmer, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir haben
diese Aktuelle Stunde bewusst nicht auf das Verkehrsge-
werbe verkürzt, denn ich stelle die Bedeutsamkeit dieses
Themas fest. Herr Lippmann, Sie haben es hier gesagt:
Es gibt Zeitschriften, die sagen, der Benzinpreis ist der
Brotpreis der mobilen Gesellschaft. Und deshalb kann ich
mir schon vorstellen, dass dieser Horrorpreis an den Zapf-
säulen in Haushalten, in Büros, an Stammtischen - also
auch an Zapfhähnen -, aber auch an den Zapfsäulen mit
großer Erregung diskutiert wird. Ein Rundfunksender hat
das mit den Horrorpreisen beispielsweise auch hinter-
fragt, weil Benzin für Mobilität steht. Und damit ist es
ein anderer Preis als der, den Sie da für die Staubsauger
anvisieren, Herr Kollege Lippmann.
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Zum Zweiten: In der Argumentation dient ja auch die
Mehreinnahme durch die Steuer zur Sanierung der Ren-
tenversicherung. Und da sehen Sie auch, wie absurd ei-
gentlich die ganze Sache ist. Ich bringe Ihnen mal ein Bei-
spiel. Eine junge Frau aus einer Kleinstadt verliert ihre Ar-
beitsstelle und bekommt eine neue Arbeitsstelle mit ei-
ner halben Stunde Autofahrzeit angewiesen. Sie kann also
jetzt mit dem Auto fahren und hat dann die Steuer drauf,
oder sie kann eine dreifache Fahrzeit nehmen, indem sie
mit dem Bus dorthin fährt. Sie sagt, sie macht das aber
nicht, weil sie nämlich nicht umziehen möchte. Sie hat
Kinder. Der Orts- und Schulwechsel kommt nicht. Also,
sie muss diese Steuer bezahlen und sie wird mit dieser
Ökosteuer zweimal für die Rentenversicherung zur Kas-
se gebeten. Man könnte hier nur sagen, weil sie Zeit für
ihre Kinder haben will - dumm gelaufen. Daran sehen Sie
die Absurdität dieser Steuer.

(Beifall bei der CDU)

Ich sollte - so bin ich angehalten - auch den Thüringen-
bezug dazu bringen, weil Horrorpreise war nicht legi-
tim, weil ja überall diese Preise sind. Aber Thüringenbe-
zug - wenn Sie mal ins Internet schauen, Internet hat die
Landtagspräsidentin gesagt, da sollen wir uns mal drum
kümmern. Da habe ich eine E-Mail auf einer Seite gesehen,
die heißt Benzinpreise.de. Da gibt es noch mehrere Sei-
ten, die heißen auch Ökosteuerprotest.de. Und das, schreibt
ein junger Mann: "Ich würde gerne an Protesten, Stra-
ßensperren, Demos oder so etwas gegen die Bezinpreis-
entwicklung teilnehmen, weiß aber von nichts. Zur Not
würde ich auch versuchen, selber etwas auf die Beine zu
stellen." Dann geht's weiter: "Falls es interessant ist, ich
komme aus Ilmenau in Thüringen." Also klar, der Thü-
ringenbezug ist schon da, den ich hier mit einbringen
möchte, aber

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Ein ver-
nünftiger Mensch.)

Herr Kollege Ramelow, das Statistische Landesamt hat
den Preisindex festgestellt von Mai auf Juni - 1,6 Prozent
höhere Preisentwicklung und davon verursacht durch die
Benzinpreisentwicklung 1 Prozentpunkt. Wenn das für
Thüringen keine Auswirkungen hat, dann frage ich mich
wirklich, was man dann noch machen soll.

(Beifall bei der CDU)

Und vor allen Dingen, was ich so ärgerlich finde und
auch beklagenswert und deshalb meinem Kollegen Kal-
lenbach zustimme, wir müssen wenigstens an der Stelle,
wo wir reagieren können, etwas tun.

(Heiterkeit bei der SPD)

Es trifft den kleinen Mann, die kleine Frau, es trifft den
Rentner, der von der Entlastung überhaupt nichts hat. Es
trifft den Studenten, es trifft den Sozialhilfeempfänger,

es trifft den Arbeitslosen, den Selbständigen, den Mittel-
ständler und auch die Landwirtschaft, meine Damen und
Herren. Pendler können nicht ausweichen, sie müssen, da-
mit sie an ihre Arbeit kommen, tanken und sie können
nicht auf das Auto verzichten.

Meine Damen und Herren, sicher kann man an dem Roh-
ölpreis nichts ändern, aber der Finanzminister partizi-
piert natürlich auch an der Mehrwertsteuererhöhung bei
der ganzen Geschichte. Zum Euro hat der Kollege Kallen-
bach schon etwas gesagt, ich denke, wenn es schon, Herr
Kollege Lippmann, falsch ist, dass die Kohlregierung den
Preis erhöht hat, dann ist es ja noch falscher, dass sie so
weitermachen. Da muss man doch endlich aussetzen, wenn
man merkt, wie die Preise dort so falsch laufen.

(Zwischenruf Abg. Doht, SPD: Den Preis
erhöhen andere.)

Deshalb noch mal hier in der Aktuellen Stunde deutlich
zu sagen, wenn wir hier eine Entlastung erreichen wol-
len, dann muss der Plan, bis 2003 um weitere 21 Pfennig zu
erhöhen, gestürzt werden und deutlich auch die Landes-
regierung zu unterstützen, dass im Bundesrat die entspre-
chende Beschlussfassung herbeigeführt werden kann.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als nächster Redner hat sich zu Wort gemeldet der Ab-
geordnete Höhn, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Höhn, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der CDU, ich bin schon eini-
germaßen erschüttert darüber,

(Zwischenrufe aus der CDU-Fraktion: Oh,
oh.)

wie niedrig Sie die Niveauschwelle für Aktuelle Stun-
den in diesem Parlament hängen. Ich muss Ihnen sagen,
allein der Titel Ihrer Aktuellen Stunde ist eine im nega-
tiven Sinne Sternstunde dieses Parlaments für Aktuelle
Stunden. Sie diskreditieren dieses parlamentarische Mit-
tel nach meiner Auffassung in eklatanter Weise, denn die
Thüringer Öffentlichkeit hätte es verdient, mit angemes-
seneren Themen hier in diesem Hause beehrt zu werden
als mit diesen durchsichtigen Manövern, wie Sie das hier
beabsichtigen.

(Unruhe bei der CDU)

Wenn Sie wenigstens den Preiskampf, der durch die Mi-
neralölkonzerne entfacht worden ist, mit einem ganz vor-
dergründigen Ziel der Marktbereinigung zulasten der klei-
nen, in der Regel freien Tankstellen zum Thema der Ak-
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tuellen Stunde gemacht hätten, dann könnte man diesem
Punkt ja zumindest noch einen Funken Glaubwürdigkeit
abgewinnen. Aber in dieser polemischen und populis-
tischen Art und Weise eine solche Aktuelle Stunde, wie
gesagt, darüber bin ich schon einigermaßen erschüttert.
Wissen Sie, im Gegensatz zu vielen von Ihnen, die Ihre
Abende der sitzungsfreien Zeit in diesem relativ abge-
schlossenen Container verbringt, wie sich das Abgeordne-
tenhaus nennt, bin ich fast jeden Abend auf Achse, wie man
so schön sagt.

(Unruhe und Beifall bei der CDU)

Ja, hören Sie sich das ruhig an. Und ich komme an sehr
vielen Tankstellen vorbei und ich will Ihnen an einem Bei-
spiel belegen, wie durchsichtig Ihr Manöver hier an die-
ser Stelle ist. Wenn an der gleichen Tankstelle in Süd-
thüringen innerhalb von zehn Tagen das Preisniveau so-
wohl für Dieselkraftstoff als auch für Super bleifrei um
exakt 12 Pfennige differiert, dann ist das genau exakt die
Summe, die in beiden Stufen der Ökosteuer ohne Mehr-
wertsteueranteil zusammenkommen. Allein an diesem Bei-
spiel können Sie sehen, dass Ihre Diskussion und die Art
und Weise, wie Sie hier dieses Thema in den Landtag brin-
gen, so durchsichtig und so polemisch ist, dass es eigentlich
schade um die Zeit ist, die wir hier damit verbringen.

Und noch ein Aspekt: Herr Kollege Kallenbach, Sie ha-
ben die Hoffnung hier geäußert, oder die Erwartung geäu-
ßert, dass eine Regierung, ein Gesetzgeber immer dann,
wenn ein Marktpreis in die Höhe schnellt, dann die da-
rauf liegende Verbrauchssteuer doch senken möge. Ich bin
mal gespannt, wie Sie reagieren auf die Ankündigung der
Tabakkonzerne vom gestrigen Tag, die Zigarettenpreise zu
erhöhen. Darauf liegt auch ein enormer staatlicher Steuer-
anteil. Vielleicht ist das ja das Thema der nächsten Ak-
tuellen Stunde. Danke schön, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Zu Wort gemeldet hat sich für die Landesregierung Mi-
nister Schuster.

Schuster, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Infrastruktur:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, der
staatliche Anteil an den Preisen für Benzin beläuft sich
inzwischen auf 75 Prozent. Durch die Ökosteuer, Herr
Lippmann, soll der Benzinpreis um 35 Pfennig pro Liter
bis zum Jahre 2003 angehoben werden. Eine Regierung,
die dies beschließt, muss sich den Vorwurf gefallen las-
sen, auch den Mineralölkonzernen die Instrumente in die
Hand zu geben, um ihrerseits an der Preisschraube zu dre-
hen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Die Ökosteuer ist auf ihre Wirkung hin vielfach untersucht.
Dass sie unsozial ist, ist klar, sie belastet die einkommens-
schwächeren Bürger relativ stärker als die Bezieher hö-
herer Einkommen, dies ist leicht zu begründen. Dass sie
wirtschaftsfeindlich ist, ist mehrfach nachgewiesen am
Beispiel etwa der Transportunternehmen. Jeder Lkw wird
jährlich durch die Ökosteuer mit 13.000 DM zusätzlich
belastet. Diese Zahl sagt vieles. Und nicht nur die Lkws
werden belastet, auch die Bahn wird belastet, obwohl sie
das umweltfreundlichste Verkehrsmittel ist. Flugzeuge wer-
den nicht belastet, obwohl man sich die Frage stellen könn-
te nach der Zukunft des Flugverkehrs. Meine Damen und
Herren, mit einer ökologischen Maßnahme hat die Öko-
steuer überhaupt nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU)

Und dann kommt noch das Argument "Tanken für die Ren-
te", das man nur als böse Täuschung bezeichnen kann.
Für wessen Rente wird denn dann von wem getankt? Wer
begünstigt denn dann bei diesem System wen? Die Fol-
ge dieses Finanzierungssystems ist: Es wird ein System
konserviert, das nicht mehr finanzierbar ist, und dies kann
auf Dauer nicht gut gehen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Landesregierung ist dem
Antrag des Landes Baden-Württemberg und anderen bei-
getreten mit dem Ziel, zu erreichen, dass die bereits vor-
genommenen Erhöhungen der Ökosteuer rückgängig ge-
macht und auf die bereits beschlossenen Maßnahmen bis
zum Jahr 2003 endgültig verzichtet wird. Damit aber noch
nicht genug: Man muss sicherlich auch über die Besteue-
rung insgesamt im Energiebereich und Fahrzeugbereich
reden. Wir haben eine Kraftfahrzeugsteuer, wir haben eine
Mineralölsteuer, jetzt die Ökosteuer und wir bekommen
möglicherweise bald noch eine entfernungsabhängige Ab-
gabe für den Schwerlastverkehr. Meine Damen und Her-
ren, das ist doch kein vernünftiges Steuersystem mehr,
was hier im Laufe der Zeit aufgebaut wurde. Es muss doch
überprüft werden, wie in Zukunft die Energiebesteuerung
und wie die Kfz-Besteuerung sein soll. Aber eine solche
Frage kann man nicht im nationalen Alleingang klären;
man kann sie nur europaweit klären. Nationale Allein-
gänge bei der Energiebesteuerung sind genauso wenig
sinnvoll, wie nationale Alleingänge beim Ausstieg aus der
Kernkraft, zumal, wenn man nicht weiß, wo man  dann an-
schließend einsteigt. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Zum Tagesordnungspunkt 21 a liegen keine weiteren Re-
demeldungen vor. Ich schließe damit den Tagesordnungs-
punkt 21 a und komme zum Aufruf von Tagesordnungs-
punkt 21
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b) auf Antrag der Fraktion der SPD zum
Thema:
"Auswirkungen des Personalentwicklungs-
konzepts der Landesregierung auf die
Weiterentwicklung der Thüringer Schule"
Unterrichtung durch die Präsidentin des
Landtags
- Drucksache 3/751 -

Als erste Rednerin hat sich zu Wort gemeldet Frau Ab-
geordnete Dr. Stangner, PDS-Fraktion.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordne-
ten, vor drei Wochen traten der Finanz- und der Innen-
minister vor die Presse und verkündeten Eckwerte des von
der Regierung beschlossenen Personalentwicklungskon-
zepts. Von einem tatsächlichen Entwicklungskonzept ist
bislang allerdings wenig zu erkennen, weil wesentliche
Elemente eines solchen Konzepts, das diesen Namen auch
verdient, fehlen. Ich nenne hier besonders eine gründliche
Aufgabenanalyse in Verbindung mit einer Aufgabenkri-
tik und inhaltlicher Prioritätensetzung für künftige Ent-
wicklungen. Solange diese Aspekte aber keine Rolle spie-
len, wird aus rein fiskalischen Gründen gekürzt, legt die
Landesregierung kein Personalentwicklungskonzept vor,
sondern einen Abbauplan, bei dem wieder einmal der ein-
fachste Weg gegangen und der größte Bereich, der Schul-
bereich geschröpft werden soll.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Eine solche Vorgehensweise, meine Damen und Herren,
ist bildungspolitisch falsch und zugleich eine Missach-
tung der Wählerinnen und Wähler. Diese sind auf einen
gut funktionierenden öffentlichen Dienst angewiesen und
haben hierbei besonders auch ein Recht auf eine in guter
Qualität funktionierende Schule. Auch bei sorgfältiger Ein-
beziehung aller Gesichtspunkte der Regierungserklärun-
gen ist heute nur festzustellen, der Stellenabbau im Bil-
dungsbereich in der beabsichtigten Dimension ist durch
die 9. Bevölkerungsprognose und neuere Berechnungen
von Schülerzahlen nicht zu begründen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Dazu, meine Damen und Herren, im Einzelnen Folgen-
des: In den Nachwendejahren von 91 bis 94 sind die Ge-
burtenzahlen in Thüringen in der Tat dramatisch zurück-
gegangen. Erst seit 1995 ist wieder ein leichter Anstieg
zu verzeichnen. Der Rückgang in den vier Jahren hat zur
Folge, dass die Schülerzahlen sukzessive seit 1997/1998
sehr stark sinken. Das ist jedoch nichts Neues, das ist seit
Jahren bekannt. Wenn man 97er Schülerprognosen zu den
allgemein bildenden Schulen aus dem Thüringer Kul-
tusministerium mit denen vergleicht, die das Ministerium
gegenwärtig im Internet veröffentlicht hat, zeigen sich
bis zum Jahr 2006 - und das ist ja wohl der Zeitraum,

über den wir hier in etwa zu reden haben - fast keine
Unterschiede. Das heißt, mit Schülerzahlenentwicklungen
bis zum Jahre 2006 ist der Stellenabbau in der vorgese-
henen Dimension nicht begründbar. Eher soll wieder ein-
mal Stellenabbau betrieben werden, der durch den Schü-
lerrückgang noch nicht gedeckt ist. Daran ändert auch die
etwa 20-prozentige Zulage im Verhältnis zum Schüler-
rückgang am Ende des Abbauzeitraums nichts. Sollten
die Pläne vom Juni 2000 umgesetzt werden, dann wür-
den von 1995 bis zum Jahre 2005 im Bereich des Kul-
tusministeriums, insbesondere in den Schulen, etwa 11.400
Stellen gestrichen worden sein. Die Schäden für Schul-
standorte, für die Qualität von Bildung, die Unterrichts-
versorgung sind gegenwärtig gar nicht absehbar, aber wenn
sie sich zeigen, sind sie kaum oder nur schwierig korri-
gierbar; auf jeden Fall würde ihre Behebung verhältnis-
mäßig teuer.

Meine Damen und Herren von der Regierung, ich kann
Sie heute nur auffordern, Ihren Abbauplan zu korrigie-
ren. Wer heute an Bildung spart, spart an der Zukunft Thü-
ringens und stellt nicht die Weichen für ein Silicon Va-
ley, wie Herr Ministerpräsident Vogel mit Verweis auf
Thüringen in Korea bemerkte, sondern er stellt die Wei-
chen für neue Täler der Ahnungslosen, bloß dieses Mal
um Thüringen herum. Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als nächster Redner hat sich der Abgeordnete Emde, CDU-
Fraktion, zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete, ich möchte
gleich mal erwidern auf die Worte von Frau Dr. Stangner,
aus denen sehr deutlich die Gewerkschafterin zu hören
war. Frau Dr. Stangner, Zahlen muss man nicht ignorie-
ren, man muss sie zur Kenntnis nehmen und dann ver-
nünftige Dinge daraus ableiten. Und wenn Sie immer wie-
der wiederholen, dass der Stellenabbau in der Größen-
ordnung nicht gerechtfertigt wäre, dann wird es dadurch
nicht wahrer. De facto ist es doch so, dass wir nach die-
sem Zeitraum 20 Prozent mehr Lehrer haben werden als
die jetzige Lehrer-Schüler-Relation ist. Das ist ja wohl
mehr als positiv und das ist doppelt positiv, wenn man die
heutigen Zahlen schon kennt, wo wir als Thüringer we-
sentlich besser dastehen als alle anderen Bundesländer ins-
gesamt, was die Lehrer-Schüler-Relation angeht. Aber wir
stehen auch gut, was die Klassengrößen angeht. Das muss
man doch einfach eben dann auch mal zur Kenntnis neh-
men und nicht einfach nur blindlings darauf losschlagen.

Nun hat ja die SPD-Fraktion diesen Antrag zur Aktuellen
Stunde gestellt und ich muss sagen, mir war es schwie-
rig, überhaupt erstmal Argumente zu sehen und vielleicht
darauf mal einzugehen, die die Opposition bis hierher vor-
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getragen haben könnte. Denn es ist doch so, Herr Döring,
im Ausschuss da stellen Sie maximal Fragen an den Mi-
nister und dann nicken Sie auch noch geflissentlich auf
die Antworten des Ministers und dann war's das. Aber mal
konkrete Dinge haben wir von Ihnen nie gehört, im Ge-
genteil, man liest immer nur wilde Pressemitteilungen mit
wüsten Beschimpfungen, wie z.B. die Wörter "chaotisch"
oder "dilettantisch", für die Schulpolitik. Insofern kann ich
mich, was konkrete Dinge angeht, auch nur auf einen Pres-
seartikel beziehen, der heute in der TA veröffentlicht war.
Da ist z.B. dann zu lesen, trotz Schuljahresende sei noch
immer unklar, welche Einsparungen welche Schularten
betreffen. Also, Herr Döring, für dieses Schuljahr muss
ich Ihnen ganz klar sagen, wir haben einen Haushalts-
plan, da steht alles drin. Und für die kommenden Jahre wird
ein Haushaltsplan verabschiedet und da ist dann zu ver-
handeln. Was die Personalreduzierung betrifft, wird die
sicherlich sich in den Haushaltsplänen so widerspiegeln,
wie der Schülerrückgang da ist, und es wird auch mit Si-
cherheit nicht so sein, dass wir dann im Herbst plötzlich
ein paar hundert Lehrer entlassen, nur weil irgendwelche
Zahlen geschrieben würden, die nicht relevant wären.

Des Weiteren sagt Herr Döring, der Bestand jeder zwei-
ten Regelschule sei gefährdet. Herr Döring, das ist für
mich Panikmache und Angstmache, weil Sie genau wis-
sen, dass es nicht so ist, sondern die Zahlen, was das Per-
sonal angeht, wird der Herr Minister nachher noch mal dar-
stellen, sie sind ja auch schon wiederholt gesagt worden,
die sagen ganz etwas anderes. Aber es ist ja auch so,
dass die Praxis schon zeigt, dass wir auf der Suche nach
Wegen sind. Da sage ich nur als Beispiel Verbünde von
Schulen oder integrative Klassen oder auch die kleinen
Regelschulen. Da geht es ja genau um den Erhalt von Schu-
le in der Fläche. Dann fordert die SPD eine Richtlinie für
Schulschließungen. Ich nehme mal an, dass die Reporter
das vielleicht falsch dargestellt haben. Das will ich Ihnen
nun nicht unterstellen, dass Sie eine Richtlinie der Schul-
schließungen haben wollen, soweit gehen Sie sicherlich
auch nicht. Aber dann muss ich Ihnen sagen, Sie fordern
diese Richtlinie, nur die Schulträger und auch die ande-
ren Beteiligten erklären die heute gültige Richtlinie für
praktikabel. Es ist doch so, dass wir aus pädagogischer
Verantwortung vor Ort diese Dinge entscheiden und dort
ist es ganz einfach so, dass die Schulträger, aber auch die
vor Ort ansässige Schulaufsicht, aber natürlich auch die El-
tern mitreden bei diesem Schulkonzept. Das halte ich alle-
mal für richtig, denn es geht um Akzeptanz dieses Schul-
konzepts und des Schulnetzes. Das können Sie nicht da-
durch erreichen, dass Sie sagen, das ist das Schulnetz und
das drücken wir jetzt vom Land nach oben runter und den
Leuten drauf, sondern das funktioniert nur so, dass wir
gewisse Rahmenvorgaben geben und die Leute dann vor
Ort Schule gestalten und inhaltlich leben, dann kommen
wir auch zu einem vernünftigen Schulnetz. Ich möchte
dazu sagen, dass das Ziel der CDU-Bildungspolitik in Thü-
ringen bleibt: Schule mit einer hohen Anforderung an Qua-
lität. Dass dem auch die Quantität Rechnung trägt, zei-
gen die Zahlen im nationalen Vergleich: Spitze bei den

Lehrer-Schüler-Relationen, Spitze in den Klassengrößen.
Und wesentlich sollte man dazu auch einmal sagen: Kei-
nes der SPD-regierten Länder kommt an diese Zahlen he-
ran.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Emde, würden Sie bitte zum Schluss
kommen?

Abgeordneter Emde, CDU:

Sofort.

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, noch den letzten Satz
dazu zu sagen, dass es keinen Grund gibt zur Panikma-
che, denn in den letzten Jahren hat das Thüringer Kul-
tusministerium nachgewiesen, dass es verantwortungsvoll
mit diesen Dingen umgeht. Ich nenne einmal die über 20
Möglichkeiten zum freiwilligen Ausscheiden oder auch das
verhandelte Floatingmodell oder auch den Einstellungs-
korridor. Eines möchte ich noch anregen: Über Bedarfs-
kündigungen möchten wir so gut wie gar nicht reden oder
dieses Instrument nicht in die Hand nehmen, denn es
nimmt uns dann die Möglichkeit von Neueinstellungen,
denn die können wir dann vor Gericht nicht rechtfertigen.
Das dürfte wohl das allerletzte Mittel sein.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als nächster Redner hat sich der Abgeordnete Döring,
SPD-Fraktion, zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Döring, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, zuerst ein-
mal recht herzlichen Dank, Herr Kultusminister Krapp,
herzlichen Dank für Ihre bahnbrechende Presseerklärung
vom 14. Juni dieses Jahres. Endlich können wir schwarz
auf weiß lesen, was die CDU-Landesregierung umtreibt,
wenn es um die Thüringer Schule geht. Schon die Über-
schrift lässt aufhorchen: "Unterrichtsqualität sichern" und
mit unübertroffener Logik wird uns dann aufgezeigt, wie
man dies zu realisieren gedenkt. Der für 2001 bis 2005
bereits geplante Personalabbau von 2.760 Stellen im Kul-
tusbereich wird auf 7.259 - ich wiederhole, auf 7.259 -
Stellen aufgestockt. Das ist ein bildungspolitisch wirk-
lich starkes Stück und es ist absolut irreführend, wenn sol-
che weit überzogenen Abbaupläne unter die Überschrift
"Schulqualität sichern" gestellt werden. Vielmehr ist das
ein Schlag gegen die Schulqualität und durch den Ab-
bau in dieser Größenordnung wird ein weiterer Unter-
richtsausfall billigend in Kauf genommen.

Herr Minister Krapp, ich will Ihnen zugute halten, dass
Sie nicht genau wussten, was Ihnen hier Ihre Amtskolle-
gen eingeschenkt haben, aber eines will ich Ihnen klar
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und deutlich ins Stammbuch schreiben: Ihre Logik hinkt
nicht nur, sie hat Plattfüße.

Meine Damen und Herren, wenn man den gemeinsamen
Verlautbarungen von Innen- und Finanzminister glauben
darf, hat die Landesregierung ihr Bestes gegeben, und
genau das ist ihr Problem. Das Personalkonzept ist ein Of-
fenbarungseid

(Beifall bei der SPD)

der Konzeptionslosigkeit dieser Landesregierung. Man
beschließt den Stellenabbau nach Rasenmähermethode
und stellt gleichzeitig fest, dass eine umfassende Struktur-
reform der staatlichen Verwaltung erforderlich ist. Wie ein
solches Vorgehen unter der Überschrift "Personalentwick-
lungskonzept" stehen kann, wird wohl allein das Geheim-
nis der Landesregierung bleiben. Es gibt kein Personal-
entwicklungskonzept, sondern lediglich eine äußerst frag-
würdige Abbauzielgröße. Natürlich, die Schülerzahlen in
Thüringen sinken und das ist seit Jahren bekannt. Wir ha-
ben in der großen Koalition darauf mit einem Abbaupfad
reagiert, der auch auf einem fundierten Gutachten beruhte
und der dennoch problematisch war. Ein Abbauvorlauf
führte in den letzten Jahren zu verstärkten Unterrichtsaus-
fällen, die immer von berechtigten Protesten der Eltern be-
gleitet waren. Nach dem bisherigen Konzept hätte sich
dies im kommenden Schuljahr endlich zum Positiven ge-
ändert; nun sind diese Hoffnungen zerstört, bleibt alles
Makulatur. Schlimmer noch: Die Schulentwicklung wird
für lange Zeit aufs Abstellgleis geschoben und der Erhalt
eines wohnortnahen Bildungsangebots wird mehr und mehr
zur Illusion.

Meine Damen und Herren, die CDU-Landesregierung hat
die Bildung als den Sparstrumpf entdeckt, getreu dem
Motto: "Wir müssen sparen, koste es was es wolle, und
sei es die Zukunft unserer Kinder". Es ist schon richtig,
das Land darf nicht Zukunftsinvestitionen blockieren, aber
gibt es eine wichtigere Investition in die Zukunft als die
in die Bildung? Deshalb begreifen wir den Schülerrück-
gang eher als Chance, den Stundenausfall zu reduzieren,
wohnortnahe Schulen zu erhalten, den naturwissenschaft-
lichen Unterricht zu stärken, Arbeitsgemeinschaften und
auch zusätzliche Sprachausbildung auszubauen und ge-
ben vor allen Dingen den Klassenleitern mehr Zeit, sich
ihren Schülern widmen zu können.

Meine Damen und Herren, wir werden weder die CDU-
Landesregierung noch die CDU-Landtagsfraktion aus ih-
rer Verantwortung entlassen und Lippenbekenntnisse und
Sonntagsreden nützen hier wenig. Der geplante Stellen-
abbau darf so nicht Realität werden. Wir werden gemein-
sam mit Schülern, Eltern, Lehrern und Gewerkschaften in
einem Aktionsbündnis für eine starke Thüringer Schule
streiten. Ich denke, noch ist es nicht zu spät. Danke.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung hat sich nun Minister Dr. Krapp
zu Wort gemeldet.

Dr. Krapp, Kultusminister:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, die Personalentwicklung im Geschäfts-
bereich des Thüringer Kultusministeriums ist natürlich zur-
zeit von dem Naturereignis der weiter zurückgehenden
Schülerzahlen stark geprägt.

(Zwischenruf Abg. Dittes, PDS: Naturereig-
nis - ist das ein Witz?)

Trotz des Rückgangs der Schülerzahlen an den allge-
mein bildenden Schulen auf 61 Prozent des laufenden
Schuljahres im Schuljahr 2005/2006 steht die Sicherung
der pädagogischen Qualität von Schule im Mittelpunkt
jeglichen Handelns der Thüringer Landesregierung.

(Zwischenruf Abg. Dittes, PDS: Naturereig-
nis - da brauchen wir uns über die Bildungs-
situation nicht wundern!)

Das Thüringer Kultusministerium hat bereits im Jahr
1995 ein Grundschulgutachten von der Pädagogischen
Hochschule Erfurt erarbeiten lassen und vor dem Hin-
tergrund, dass die geburtenschwachen Jahrgänge zeitver-
setzt auch die anderen Schularten erreichen werden, eine
Fortschreibung für die Realschulen und Gymnasien in Auf-
trag gegeben. Diese beiden Gutachten - letzteres wurde
1999 fertig gestellt - hat die Thüringer Landesregierung
zur schulfachlichen Grundlage der Personalentwicklung
im Geschäftsbereich des Thüringer Kultusministeriums ge-
macht. In diesem Gutachten ist bereits berücksichtigt, dass
sich mit dem Rückgang der Schülerzahlen, vor allem auch
im ländlichen Bereich, die Spezifik der Thüringer Schul-
landschaft verändern wird. Statt einer formalen Ausdün-
nung des Schulnetzes wurde der Fortbestand auch klei-
nerer Schulen sowie die Entstehung kleinerer Klassen be-
reits dem Gutachten zugrunde gelegt. Damit wurde ei-
ner Verschlechterung der pädagogischen Rahmenbedin-
gungen insofern vorgebeugt.

Eine weitere Grundlage für die Personalentwicklung im
Bereich des Thüringer Kultusministeriums ist die Prog-
nose zur Entwicklung der Schülerzahlen auf der Basis der
9. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Sta-
tistisches Bundesamtes und der Statistischen Landesäm-
ter. Die Entwicklung der Schülerzahlen im Personalent-
wicklungskonzept der Thüringer Landesregierung aus dem
Jahr 1995 wurde damit fortgeschrieben. Zum damaligen
Zeitpunkt lag den Berechnungen die Prognose auf der
Basis der 8. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
zugrunde. Die 9. Vorausberechnung hat leider den Trend
der 8. Vorausberechnung bestätigt. Es gibt weiterhin ei-
nen gravierenden Rückgang der Schülerzahlen, der zeit-
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lich versetzt alle Schularten erreicht.

Meine Damen und Herren, folgende Eckpunkte seien zur
Verdeutlichung des Rückgangs der Schülerzahlen beispiel-
haft dargestellt: Werden in diesem Schuljahr an Grund-
schulen noch 80.337 Schüler unterrichtet, so sind es im
Schuljahr 2002/2003 gerade noch ca. 51.800 Schüler. Die
Zahl der Schüler wächst bis zum Schuljahr 2005/2006 wie-
der an, jedoch nur auf ca. 59.600. Damit ergibt sich an den
Grundschulen ein prozentualer Rückgang auf 64 Prozent
für 2002/2003 bzw. 74 Prozent im Schuljahr 2005/2006.
In allen anderen Schularten ist ein stetiger Rückgang der
Schülerzahlen zu verzeichnen. Für die Regelschulen be-
deutet dies, dass die Schülerzahlen im genannten Zeitraum
auf 51 Prozent sinken, an den Gymnasien auf 63 Pro-
zent und an den Förderschulen auf 52 Prozent. Alle all-
gemein bildenden Schulen betrachtet, ergibt dies einen
Rückgang auf 61 Prozent im Vergleich zum Schuljahr
1999/2000, bei den berufsbildenden Schulen auf 86 Pro-
zent, ebenfalls berechnet für das Schuljahr 2005/2006.

Meine Damen und Herren, der dargestellte Rückgang der
Schülerzahlen verursacht auch einen Rückgang des Be-
darfs an Stellen für Lehrer, sonderpädagogische Fach-
kräfte und Erzieher. Auf der Grundlage der bereits er-
wähnten Gutachten der Pädagogischen Hochschule wur-
de der Bedarf an Stellen für Lehrer an Grund- und Re-
gelschulen sowie an Gymnasien ermittelt. Für alle übri-
gen Schularten sowie für den Bedarf an sonderpädago-
gischen Fachkräften und Erziehern wurde bei der Be-
darfsermittlung das Sockelfaktorenmodell des Thüringer
Kultusministeriums mit Stand der Verwaltungsvorschrift
zur Vorbereitung und Durchführung des Schuljahres 2000/
2001 zugrunde gelegt. Die so ermittelten Bedarfszahlen be-
inhalten also bereits eine pädagogische Zulage, die voll
in das Personalentwicklungskonzept der Landesregierung
übernommen wurde. Bei der Erstellung des Personalent-
wicklungskonzepts hat die Thüringer Landesregierung
über den so berechneten Bedarf hinaus eine organisato-
rische Zulage vorgesehen, um Mehraufwand infolge mas-
siver Teilzeitarbeit auszugleichen. Im Ergebnis ergibt sich
eine Stellenentwicklung im Lehrerbereich der allgemein
bildenden Schulen von 22.665 Lehrerstellen im Haus-
haltsjahr 2000 auf 16.358 zu Beginn des Schuljahres
2005/2006. Gegenüber dem Absinken der Schülerzahl auf
61 Prozent sinkt im betrachteten Zeitraum also die Leh-
rerstellenzahl nur auf 72 Prozent und das sind fast 20 Pro-
zent über dem Bedarf, ausgehend von der heutigen Schü-
ler-Lehrer-Relation. Im gleichen Zeitraum sinkt im Be-
reich der Erzieher und sonderpädagogischen Fachkräfte
auf der gleichen Berechnungsgrundlage die Stellenzahl
von 2.482 auf 1.610, also auf 65 Prozent. Für die berufs-
bildenden Schulen sind derzeit 3.441 Stellen etatisiert.
Hier ist bis zum Schuljahr 2005/2006 lediglich ein Rück-
gang um 60 Stellen, also weniger als 2 Prozent, vorgese-
hen, obwohl die Schülerzahl in diesem Bereich auf 86 Pro-
zent sinkt. Dies ist dem derzeit nicht gedeckten Bedarf
an Berufsschulpädagogen geschuldet. Daran erkennt man,
meine Damen und Herren, dass das Personalentwicklungs-

konzept im Geschäftsbereich des Thüringer Kultusminis-
teriums keinen proportionalen Abbau der Haushaltsstel-
len zum Verlauf der Schülerzahlen vorsieht, sondern be-
reits die Spezifik der durch den Schülerrückgang ent-
stehenden Thüringer Schullandschaft, der Erhaltung von
Schulstandorten und der Entwicklung der durchschnitt-
lichen Klassengröße berücksichtigt. Dies ist eine wesent-
liche Voraussetzung zur Qualitätssicherung und -entwick-
lung im Schulwesen des Freistaats Thüringen.

Entsprechend dem Kabinettsbeschluss zum Personalkon-
zept ist der Stellenabbau dadurch zu realisieren, dass so-
weit wie möglich derzeit nicht besetzte Stellen gestrichen
werden und dass frei werdende Stellen gestrichen wer-
den. Soweit diese Maßnahmen nicht ausreichen, sind Be-
darfskündigungen auszusprechen. Solche Maßnahmen sol-
len möglichst sozialverträglich gestaltet werden. Für den
dem Thüringer Kultusministerium nachgeordneten Bereich
bedeutet dies: Zum 1. Januar 2001 entfallen nach Reali-
sierung notwendiger Einstellungen freie Stellen. Durch das
Wirken des Floatingmodells reduziert sich die Stellen-
zahl im Zeitraum bis zum 1. August 2005 planmäßig. Es
wird übrigens oft vergessen, dass das Floatingmodell nach
wie vor wirkt. Durch den zunehmenden Wegfall der Not-
wendigkeit von planmäßiger Mehrarbeit und von dienst-
lichen Hinderungsgründen entsprechend Floatingmodell
ist mit dem Freiwerden weiterer Stellen zu rechnen. Durch
natürliches Ausscheiden, altersbedingt oder auf Wunsch
der Bediensteten, reduziert sich die Stellenzahl ebenfalls.
Weitere Stellen sollen durch Altersteilzeit sowie durch frei-
williges Ausscheiden freigesetzt werden. Darüber hinaus -
und das habe ich heute bei den Mündlichen Anfragen
schon einmal feststellen müssen - sind Bedarfskündigungen
leider nicht auszuschließen. Ergänzend möchte ich auf die
Vereinbarungen mit Hessen und Niedersachsen hinweisen,
die fortgeschrieben werden und die es für einige Kolle-
ginnen und Kollegen möglich machen wird, dort Stellen
zu finden.

Meine Damen und Herren, wie bereits dargestellt, kann
von einer Verschlechterung der pädagogischen Rahmenbe-
dingungen nicht die Rede sein. Unbestritten ist jedoch,
dass der Rückgang der Schülerzahlen eine zusätzliche He-
rausforderung sowohl für die Schulaufsicht als auch für
jede einzelne Lehrkraft darstellt, insbesondere im Hinblick
auf die organisatorische Gestaltung von Schule und auf
die Methodenvielfalt im Unterricht. Es ist also erforder-
lich, dass Lehrer und Schüler, aber auch die Eltern die
durch den Schülerrückgang bedingte neue Situation kons-
truktiv annehmen, damit keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf den Prozess Schule zu verzeichnen sind. Die Tat-
sache, dass gut die Hälfte aller Bediensteten das Floating-
modell angenommen hat, bildet die Basis für eine konti-
nuierliche Entwicklung der Thüringer Schulen. Gleichzeitig
ist mit der vertraglichen Bindung des Ansteigens der Be-
schäftigungsumfänge im Rahmen des Floatingmodells
dem späteren Wiederanstieg der Zahl der Schüler bereits
Rechnung getragen.
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Darüber hinaus streben wir an, auch in den kommenden
Jahren Möglichkeiten zur Einstellung junger Lehrer zu
finden. Dies ist einerseits erforderlich wegen des in be-
stimmten Fachrichtungen noch nicht fachgerecht abge-
deckten Bedarfs, andererseits aber auch im Hinblick auf
die Altersstruktur und nicht zuletzt wegen der Moderni-
tät und Innovation, die durch neu ausgebildete Lehrerin-
nen und Lehrer in die pädagogische Arbeit hineingetra-
gen werden. Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es hat sich zu Wort gemeldet der Abgeordnete Wehner,
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Wehner, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, lassen Sie mich zunächst feststellen, dass heute der
erste Teil der Aktuellen Stunde von Seiten der Opposi-
tion hier im Haus dargestellt wurde, als wenn es sich hier
um eine Showveranstaltung handeln würde. Ich habe den
Eindruck eher für den zweiten Teil.

(Beifall bei der CDU)

Was hier abgezogen und versucht wird, im Bereich der
Schule eine Unsicherheit hineinzubringen, ist für mich
überhaupt nicht mehr nachvollziehbar. Ich will versuchen,
das anhand von ein paar wenigen Zahlen -

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD)

Herr Döring, bitte, ich mache es auch anschaulich, damit
Sie es verstehen können -

(Beifall bei der CDU)

rüberzubringen. Wir haben gegenwärtig hier in Thüringen
ein Schüler-Lehrer-Verhältnis von etwa 13,1 zu 1. Das
heißt, ein Lehrer kommt auf ca. 13 Schüler. Deutschland-
weit haben wir ein weit höheres Verhältnis. Der Landes-
rechnungshof hat in seinen Untersuchungen Folgendes
gemacht: Er hat das durchschnittliche Schüler-Lehrer-Ver-
hältnis in Deutschland ausgerechnet und hat daraus er-
rechnet, dass wir in Thüringen ca. 13.200 Stellen hätten
abbauen müssen.

(Zwischenruf Abg. Pohl, SPD: Aber doch
heute ... alles im "Freien Wort".)

Richtig, das stand heute auch im "Freien Wort", Sie müssen
heute auch mal die Zeitung lesen und müssen das auch mal
ernst nehmen, was mitunter in der Zeitung steht.

(Zwischenruf Abg. Pohl, SPD: Ich lese doch
die Zeitung!)

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Reden Sie
nur weiter, das kann ich gut widerlegen.)

Lassen Sie uns doch mal weitermachen. Wir haben in Thü-
ringen jetzt effektiv eine Rückführung der Stellen um
7.259 im Personalkonzept der Landesregierung drin. Das
ist ca. die Hälfte von dem, was der Landesrechnungshof
vom Durchschnitt her gefordert hat. Wir haben in Meck-
lenburg-Vorpommern, um Ihnen diese Zahl auch noch
mal zu nennen, einen Schnitt von etwa 16 Schülern auf
einen Lehrer. Das ist also wesentlich höher als in Thü-
ringen. Trotz dieser Rückführung der Lehrerstellen, die
wir jetzt vornehmen, ergibt sich im Endeffekt ein noch
besseres Schüler-Lehrer-Verhältnis, das auch - das stand
auch im "Freien Wort" - auf etwa 11 : 1 sinken wird. Ich
traue mich gar nicht, das an dieser Stelle so laut und so
oft zu sagen, weil ich in dem Zusammenhang nämlich im-
mer an den Länderfinanzausgleich denken muss. Wenn
diese Zahl in den alten Ländern bekannt wird, und wir
wissen, dass wir alle nach wie vor von der Unterstützung
auch der alten Bundesländer mit leben, kann ich mir vor-
stellen, dass das bezüglich des Länderfinanzausgleichs zu
einem Problem werden könnte. Man kann also keines-
wegs davon reden, dass die Schule in Thüringen in der
Gefahr wäre, im Chaos zu versinken. Wir haben einma-
lig günstige Voraussetzungen trotz dieses Abbaus. Wir
haben die kleinsten Klassen, das beste Lehrer-Schüler-Ver-
hältnis. Das müssen Sie mal zur Kenntnis nehmen. Ich
kann Ihnen da auch nur empfehlen, mal auf der Internet-
seite des Statistischen Bundesamtes in Deutschland nach-
zuschauen. Leider sind da im Moment noch die Zahlen
von 1998/99 aller Bundesländer veröffentlicht. Rechnen
Sie mal in allen Bundesländern dieses Lehrer-Schüler-
Verhältnis aus. Sie werden feststellen, Thüringen ist Spitze
in diesem Vergleich.

(Beifall bei der CDU)

Es wurde dann von verschiedensten Rednern, u.a. auch
in der Zeitung von Herrn Ramelow, aber auch von Frau
Dr. Stangner, heute hier behauptet, das Konzept wäre eine
Farce, es wäre keine inhaltliche Überlegung dahinter und
dergleichen mehr. Dazu muss ich sagen, hat die Landes-
regierung sehr, sehr früh durch die Studie der Pädago-
gischen Hochschule reagiert. Sie müssen sich einmal mit
dieser Studie beschäftigen, Herr Döring.

Es ist schon seit Jahren belegt, dass der Geburtenrück-
gang in dieser Art und Weise erfolgen wird und als In-
formation für die Schulträger natürlich auch die Schluss-
folgerung herauszuziehen, wie viele Schulstandorte ge-
schlossen werden müssen. An dieser Stelle sage ich auch
noch einmal deutlich, die Schulträger haben hier eine große
Verantwortung aber auch eine große Chance. Sie können
nämlich durch Veränderung der Strukturen auch selbst
dazu beitragen, dass das Schüler-Lehrer-Verhältnis in Thü-
ringen sehr, sehr gut bleibt. Wenn aber natürlich aus den
Kommunen, selbst aus kreisfreien Städten, nach wie vor
Forderungen kommen, sämtliche Regelschulen, sämtliche
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Grundschulen im jetzigen Bestand zu erhalten, wird das
natürlich nicht möglich sein. Ich kann nur empfehlen, auch
die Schulträger in ihre Verantwortung hineinzubringen und
nach Möglichkeit diese Modelle "Kleine Regelschule",
"Kleine Grundschule" nur dort zu ermöglichen, wo auch
auf Perspektive wieder mit steigenden Schülerzahlen zu
rechnen ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte an
dieser Stelle natürlich auch deutlich sagen, jeder Stel-
lenabbau ist bedauerlich. Das sehe ich ähnlich in diesem
Zusammenhang wie die Opposition. Mir wäre es auch lie-
ber, wir hätten die Schülerzahlen nach wie vor, um alle
diese Menschen, diese betroffenen Lehrer, auch weiter-
hin beschäftigen zu können. Aber wir sind gezwungen,
auch einmal Realitäten hier zur Kenntnis zu nehmen. Mit
dem vorgesehenen Abbaupfad bleiben wir deutschland-
weit Spitze. Ich stehe auch dafür, dass dieses - weil Bil-
dung in Thüringen ein wesentlicher Standortfaktor ist - in
Thüringen so bleibt. Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abgeordnete Neu-
dert, PDS-Fraktion, zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Neudert, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, das Thema
der heutigen Debatte in dieser Aktuellen Stunde ist ei-
gentlich ziemlich irreführend. Das Thema ist nicht irre-
führend, aber so, wie es hier behandelt wird, ist es irre-
führend. Es heißt: "Auswirkung des Personalentwicklungs-
konzepts der Landesregierung auf die Entwicklung der
Thüringer Schule". Gehört habe ich heute davon nichts, gar
nichts. Ich habe etwas von allen möglichen Rechenbei-
spielen gehört, wie man Schüler-Lehrer-Relationen usw. in
Ordnung bringen soll, aber bitte schön, wohin entwickelt
sich das Personal? Davon habe ich nichts gehört. Ich er-
warte eigentlich, dass man, wenn man schon vom Perso-
nalentwicklungskonzept redet, das auch meint, was das
Wort beinhaltet und nicht ein Personalreduktionskonzept,
denn das ist es, was heute hier dargestellt worden ist.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Meine Damen und Herren, am 25. Juni des Jahres 1997
hat der damalige Kultusminister - Herr Althaus - gemein-
sam mit den Gewerkschaften und Verbänden vor versam-
melter Presse im Brustton der Überzeugung erklärt, das
Personalkonzept für die Thüringer Pädagogen steht auf
soliden Füßen. Jahrelang gefeilt, ist es nunmehr zukunfts-
weisend angelegt. Bewusst ist es orientiert auf einen langen
Zeitraum bis zum Jahre 20015 -

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: 2015!)

2015, Entschuldigung. Nun nach drei Jahren scheint es
alles schon wieder ganz anders zu sein, obwohl sich in
diesen drei Jahren weder die Schülerzahlen wesentlich
verändert haben - meine Kollegin Dr. Stangner hat da-
rauf hingewiesen und andere eigentlich auch -, noch sind
die Aufgaben für die Schulen kleiner geworden, so dass
ein solch radikaler Stellenabbau, wie er jetzt bis 2005
beabsichtigt wird, in diesem Bereich kaum gerechtfer-
tigt scheint.

Eine zweite Bemerkung: Mit dem Geburtenrückgang hat
sich ja bereits die nun vielfach erwähnte Studie hier be-
fasst. Jeder legt die Studie immer so aus oder nimmt die
Teile von der Studie, die ihm gerade passt - ich mache es
übrigens auch nicht anders.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Weiter!)

Das Gutachten macht vor allem deutlich, dass die ge-
burtenschwachen Jahrgänge nur eine kürzere Phase dar-
stellen und seit 1995 ein leichtes Ansteigen der Gebur-
tenzahlen zu konstatieren ist; darauf ging allerdings auch
Herr Dr. Krapp ein. Allerdings wird in der Studie aus-
drücklich empfohlen, keine Entscheidungen zu treffen,
die für die weitere Entwicklung hemmend sein könnten.
Das Gutachten lässt demzufolge an Deutlichkeit auch nichts
vermissen und prognostiziert im Fazit zum Lehrerstel-
lenbedarf sogar einen erhöhten Bedarf. Das steht auch in
der Studie. Das ist auf Seite 279 nachzulesen, ich habe
es extra aufgeschrieben, damit Sie dann auch schauen kön-
nen, ob es stimmt. Also ist die von der Regierung abge-
gebene Begründung, das Gutachten mache die Sparauf-
lagen notwendig, irreführend. Entweder handelt das Ka-
binett hier aus Unwissenheit - davon gehe ich einmal nicht
aus, das würde aber im Übrigen auch nicht vor Strafe
schützen - oder man führt die Öffentlichkeit ganz bewusst
in die Irre, indem man auf die Unkenntnis des Gutach-
tens hofft. Beide Varianten wären durch nichts zu ent-
schuldigen. Mit anderen Worten: Ohne gründliche Prü-
fung von Inhalten und Strukturen wurde Personalumfang
festgelegt. Die Klärung einer wirklich aufgabengerech-
ten Personalausstattung für Schulen, die vor allem unter
Qualitätsaspekten vorgenommen werden muss, fand ganz
offensichtlich nicht statt. Im Mittelpunkt Ihres Abbauplans
steht nicht die Qualitätssicherung des Unterrichts, sondern
ein ziemlich simples Rechenexempel, das von Minister
Dr. Krapp jedoch sehr umfänglich dargestellt worden ist.
Es scheint offensichtlich, dass der geplante Stellenabbau
im Bildungsbereich ausschließlich dem Diktat des Finanz-
ministers folgt. Ausgehend von einer Kosten-Nutzen-Rech-
nung, über die man sehr geteilter Auffassung sein kann,
aber die überhaupt gar nichts über die Qualität von Bil-
dung aussagt, wird demzufolge unter Federführung des
Finanzministers die Basis für ein bildungspolitisches De-
saster gelegt. Gefragt wären allerdings Nachdenklichkeit
und Progressivität beim Thema "Bildung". Beides habe
ich heute in der Debatte, insbesondere in den Reden der
CDU-Vertreter, vermisst. Für die Lehrerstudenten an thü-
ringischen Hochschulen ist diese Regierungsentscheidung
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ein erneutes Signal, sich in anderen Bundesländern eine
berufliche Perspektive zu schaffen. Was, meine Damen und
Herren, wird dann aus der Homogenisierung der Alters-
struktur an den Schulen und übrigens nicht nur in den
Schulen, sondern in Thüringen überhaupt. Wieder gibt es
einen Grund mehr für junge, gut qualifizierte Menschen,
Thüringen den Rücken zu kehren. Wie viel wollen wir denn
an solchen Beispielen noch schaffen? Die Aussagen der
Regierung über Bildung als Zukunftsinvestition erwei-
sen sich wiederum als eine bloße Worthülse. Auf die Dis-
kussion über fehlende Fachkräfte will ich jetzt gar nicht
erst eingehen. Auf diese Art und Weise verbaut sich ein
Land seine Zukunft. Eine solche Politik, denke ich, ist eine
Bankrotterklärung. Aber offensichtlich nehmen Sie, meine
Damen und Herren von der Thüringer CDU, Ihre eigene
Partei nicht mehr ernst, sonst würden Sie entsprechend
der plakativen Erklärung auf Ihrem Essener Parteitag von
Anfang April dieses Jahres qualifizierte Bildung wirk-
lich zu einer strategischen Frage für eine vorausschauende
Sozial- und Wirtschaftspolitik machen, aber davon, mei-
ne Damen und Herren, scheinen wir in Thüringen Licht-
jahre entfernt.

(Zwischenruf aus dem Hause: Das ist schon
Nachspielzeit.)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete Neudert, Ihre Redezeit ...

Abgeordnete Neudert, PDS:

Letzter Satz: Ich empfehle Ihnen sehr, sich vielleicht ein-
mal mit der doch richtungsweisenden Bildungsrede des
ehemaligen - also von Herrn Herzog zu beschäftigen. Dan-
ke.

(Unruhe bei der CDU)

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Also des ehemaligen Bundespräsidenten. Es liegen kei-
ne weiteren Redemeldungen vor.

(Beifall bei der SPD)

Damit schließe ich die Aktuelle Stunde und komme zum
Aufruf des Tagesordnungspunkts 1

Drittes Gesetz zur Änderung der Thürin-
ger Kommunalordnung
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 3/333 -
dazu: Beschlussempfehlung des Innen-

ausschusses
- Drucksache 3/805 -

dazu: Änderungsantrag der Fraktion der
SPD
- Drucksache 3/813 -

ZWEITE BERATUNG

Zur Berichterstattung in der zweiten Beratung Herr Ab-
geordneter Pohl, bitte.

Abgeordneter Pohl, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der vorlie-
gende Gesetzentwurf in der Drucksache 3/333 wurde am
23. Februar in den Thüringer Landtag in der ersten Le-
sung eingebracht und federführend an den Innenausschuss
und begleitend an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit
und Strukturpolitik überwiesen. Der Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Strukturpolitik und der Innenausschuss
haben diesen Gesetzentwurf mehrfach beraten. Am 7. Ap-
ril wurde eine Anhörung von Interessenvertretern in öf-
fentlicher Sitzung durchgeführt. In seiner abschließenden
Beratung wurde der Gesetzentwurf mit den Ihnen vor-
liegenden Änderungen mehrheitlich angenommen. Der von
der CDU beantragten Streichung und Neufassung der Be-
gründung des § 71 Abs. 4 konnte im Innenausschuss nicht
entsprochen werden. Das begründet sich darin, dass das
Parlament und natürlich dann auch die Ausschüsse nur
über den Gesetzentwurf beraten haben und nicht über die
Begründung. Der vorgeschlagene neue Text der CDU-
Fraktion zum § 71 Abs. 4 wurde zu Protokoll genommen.
Ich danke Ihnen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne die Aussprache.

(Zuruf Abg. Fiedler, CDU)

Das ist eine Berichterstattung gewesen. Er hat den Be-
richt des Ausschusses gegeben. Das ist ja kein Redebei-
trag. Herr Abgeordneter Fiedler, Sie hatten sich doch
auch noch zu Wort gemeldet. Ich eröffne die Ausspra-
che und es hat sich Frau Abgeordnete Dr. Wildauer von
der PDS-Fraktion zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren. Seit über ei-
nem Jahr warten die Kommunen und ihre Stadtwerke da-
rauf, dass der Landtag endlich auf die veränderten Markt-
bedingungen reagiert und durch gesetzliche Änderungen
Chancengleichheit im Wettbewerb für kommunale Un-
ternehmen sichert. Durch die so genannte Liberalisie-
rung im Bereich Energie haben sich über Nacht die Wett-
bewerbsbedingungen für die Stadtwerke drastisch zu de-
ren Ungunsten verändert. Der Bund und das Land hätten
mit solchen Auswirkungen der Energierechtsnovelle rech-
nen müssen. Bereits nach kurzer Zeit war klar: Nur durch
gesetzliche Änderungen in der Thüringer Kommunalord-
nung können die Stadtwerke im Wettbewerb bestehen. Die
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Landesregierung von CDU und SPD sowie die jetzige Lan-
desregierung müssen sich den Vorwurf gefallen lassen, dass
sie offenbar bewusst die Kommunen unvorbereitet den
neuen Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt haben. Dieser
Verantwortung, meine Damen und Herren vor und links
von mir, können Sie sich nicht entziehen.

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Frau Dr.
Wildauer, Sie wissen ganz genau, dass das
nicht stimmt, dass das Genehmigungsverfah-
ren ...)

Zu Recht - das stimmt - forderten die Kommunen und ihre
Unternehmen gleiche Wettbewerbsbedingungen und -chan-
cen ein. Und auch der PDS geht es um diese Chancen-
gleichheit im Wettbewerb. Ich betonte bereits in der ers-
ten Lesung, dass die PDS keinesfalls Wettbewerbsvorteile
für die kommunalen Unternehmen will. Im gleichen Maße
lehnen wir aber auch Chancennachteile für kommunale
Unternehmen ab.

(Beifall bei der PDS)

Dass die private Wirtschaft keine Chancengleichheit für
die kommunalen Unternehmen will, ist verständlich, sieht
sie doch in diesen Unternehmen eine nicht akzeptable Kon-
kurrenz. Die Verfechter von Wettbewerb und Konkurrenz
wollen diese Marktmechanismen möglichst verhindern.
Konkurrenz durch kommunale Unternehmen soll ausge-
schlossen werden und bisher wurde immer wieder der
PDS der Vorwurf gemacht, sich gegen Wettbewerb und
Konkurrenz auszusprechen. Die Realität widerlegt die-
sen Vorwurf. Wenn die private Wirtschaft Konkurrenz
durch kommunale Unternehmen verhindern will, ist dies
aus ihrer Interessenlage noch nachvollziehbar. Wenn aber
die CDU-Mehrheit im Landtag und die Landesregierung
diese Forderung noch unterstützen, dann verlässt sie ein-
deutig ein Primat der Politik, nämlich den Ausgleich zwi-
schen den unterschiedlichen Interessen. Mit dieser Grund-
auffassung bestätigt die CDU nur ihr Politikkonzept mit
der einseitigen Bevorzugung der privaten Wirtschaft und
das ausschließliche Setzen auf die Marktmechanismen.

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Frau Dr.
Wildauer, das sind einfach nur Behaup-
tungen. Belegen Sie die doch mal mit Bei-
spielen.)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Böck, möchten Sie eine Frage stel-
len? Sie haben ein Mikrofon dort an der Seite.

Abgeordnete Dr. Wildauer, PDS:

Herr Kollege Böck, Sie haben genauso gut Gelegenheit
wie ich, sich dazu zu äußern. Und die Verwerfungen dieser
Politik sind bekannt. Gewinne werden immer weiter pri-
vatisiert und die daraus resultierenden Lasten werden so-

zialisiert.

Meine Damen und Herren, der vorliegende Gesetzentwurf
reagiert zu spät und zu halbherzig auf die neuen Markt-
bedingungen. Er hebt die Benachteiligungen der kommu-
nalen Unternehmen im Wettbewerb nicht auf und in der
Tendenz werden die kommunalen Unternehmen weiter am
Markt verlieren. Sie wollen keine leistungsstarken Stadt-
werke, dies ist der Fakt. Nicht nur die PDS, sondern auch
der Thüringer Gemeinde- und Städtebund sowie der Ver-
band Kommunale Unternehmen warnen vor den Folgen.
Kommunale Unternehmen und die Stadtwerke nehmen
nicht einfach nur am wirtschaftlichen Leben teil, sie ge-
hören aus der Sicht der PDS zur kommunalen Selbstver-
waltung. Und die kommunalen Unternehmen tragen zum
Pluralismus der Eigentumsformen wirtschaftlicher Unter-
nehmen bei. Hinsichtlich kommunaler Unternehmen kön-
nen die Beschlussorgane einer Gemeinde auf diese Art
und Weise der Aufgabenrealisierung Einfluss nehmen,
Herr Kretschmer. Und schließlich haben kommunale Un-
ternehmen mittel- oder unmittelbar Einfluss auf die Haus-
haltslage in der jeweiligen Gemeinde, das dürfte doch
wohl unumstritten sein. Um Letzteres zu verdeutlichen,
frage ich: Was wird aus dem öffentlichen Personennah-
verkehr in einigen Städten, wenn der steuerliche Quer-
verbund mit den Bereichen Energie, Gas oder Fernwär-
me wegfällt? Und ich behaupte: Wer die kommunalen Un-
ternehmen beschränkt oder sie generell in Frage stellt,
der beschränkt auch die kommunale Selbstverwaltung.

(Beifall bei der PDS)

Und wenn dies Ihr Konzept ist, meine Damen und Her-
ren Hauptverantwortungsträger, dann seien Sie doch we-
nigstens so ehrlich und sagen Sie dies. Wir sagen auch,
was wir wollen. Die PDS will gern kommunale Unter-
nehmen, die gleichberechtigt am Wettbewerb teilnehmen
können.

(Beifall bei der PDS)

Die PDS will keine unbegrenzte wirtschaftliche Betäti-
gung der Kommunen. Die kommunale Wirtschaftstätig-
keit muss aus unserer Sicht auch zukünftig am öffentlichen
Zweck orientiert werden, wobei der öffentliche Zweck
nach unserem Verständnis die Daseinsvorsorge und an-
grenzende Bereiche umfasst.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Das
haben wir doch schon vor 20 Jahren gehört.)

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: Das ist
nicht richtig.)

Nein, die Praxis - Herr Kretschmer, ich will jetzt nicht
darüber diskutieren - der Stadtwerke zeigt eigentlich, wie es
gemacht werden kann, und sie machen das auf sehr un-
terschiedliche Art und Weise und sie machen es aber so,
dass sie eigentlich die Privaten sehr stark mit einbeziehen
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und dass sie sich größtenteils

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: Doch,
Stadtwerke sind ... Eben haben Sie gesagt, die
Privaten. Sie täuschen die Leute.)

- nein, das ist doch nicht wahr und ich will jetzt keine
Polemik diesbezüglich, wir können ihre Fragen vielleicht
dann beantworten. Das Festhalten am Subsidiaritätsprin-
zip und am Territorialprinzip ist dabei nicht erforderlich.
Die Ausweitung des Territorialprinzips muss aus unse-
rer Sicht aber einhergehen mit der Zustimmung der be-
troffenen Gemeinden und der Landkreise. Ich habe be-
reits einmal in diesem Hause gesagt, dass das Subsidia-
ritätsprinzip aus der Gemeindeordnung von 1935 stammt.
Meine Damen und Herren von der CDU, wollen Sie wirk-
lich mit diesem Relikt aus vergangenen Zeiten die He-
rausforderungen des 21. Jahrhunderts meistern?

Sehr geehrte Damen und Herren, der Thüringer Innen-
minister, Herr Köckert, hat am 23. Februar diesen Jahres
an dieser Stelle betont, dass im Regierungsprogramm die-
ser Landesregierung unter der Rubrik "Sofort und als-
bald zu erledigende Dinge" die Änderung der Thüringer
Kommunalordnung steht. Der Zeitablauf dieses Gesetzes-
verfahrens erfolgte zumindest nicht in den ersten 100 Ta-
gen der neuen Regierung. Zunächst brauchten Sie nahe-
zu ein halbes Jahr, um überhaupt eine neue gesetzliche
Regelung vorzuschlagen, obwohl der Ministerpräsident
dies zum Schwerpunkt erklärte, und dann ist sich die CDU-
Fraktion nicht einig, was zu weiteren Verzögerungen führ-
te. Die Konsequenz haben insbesondere die Stadtwerke
zu tragen. Der Zeitverzug, meine Damen und Herren, wäre
noch hinnehmbar, wenn das Ergebnis dafür spräche. Statt-
dessen legen Sie trotz langer Beratungen einen Gesetz-
entwurf vor, der ein Schlag ins Gesicht der Gemeinden
und der kommunalen Unternehmen ist.

Die Anhörung am 7. April 2000 hat die Mängel Ihres Ge-
setzentwurfs verdeutlicht. Dass seit dieser Anhörung wei-
tere drei Monate vergangen sind, hat die Hoffnung genährt,
dass es weit reichende Änderungen im Ergebnis der An-
hörung geben müsste.

Das nunmehr vorliegende Ergebnis dieser dreimonati-
gen internen Beratung der CDU offenbart, meine Damen
und Herren, Sie wollen kein wirkliches kommunales Wirt-
schaftsrecht. Die Kommunen sollen sich aus der wirtschaft-
lichen Betätigung schrittweise zurückziehen. Die Kom-
munen sollen nur noch die Aufgaben erfüllen, die für
die private Wirtschaft nicht von Interesse sind. Alles, was
Gewinn verspricht, wollen Sie der Privatwirtschaft über-
lassen. Zu diesem Konzept sagen wir eindeutig Nein.

Dass Sie unsere Position als Festhalten an der Planwirt-
schaft mit einem ausgebauten System der Staatswirtschaft
bezeichnen, zeigt nur die Hilflosigkeit, sich mit unseren
Argumenten auseinander zu setzen. Unseren Argumen-
ten können Sie noch mit Bewertungen aus der Zeit des

kalten Krieges begegnen. Doch was machen Sie mit den
Hinweisen und Vorstellungen des Gemeinde- und Städ-
tebundes oder mit den Hinweisen und Vorschlägen des
Verbandes der kommunalen Unternehmen? Müssen die
sich auch wie die PDS von Ihnen behandeln lassen? Der
Wechsel des Geschäftsführers des Thüringer Gemeinde-
und Städtebundes, Herrn Jürgen Gnauck, in die Landes-
regierung hat sich bisher für die Kommunen nicht aus-
gezahlt. Entweder hat Herr Gnauck heute andere Posi-
tionen als vor einem Jahr oder er kann sich in der Lan-
desregierung einfach nicht durchsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Beides spricht nicht für ihn, auch wenn er nicht direkt
für die Innenpolitik verantwortlich zeichnet.

Meine Damen und Herren, nachdem wir nicht zum ers-
ten Mal zur Kenntnis nehmen mussten, wie die CDU-Mehr-
heit in diesem Hause mit Sachargumenten von Experten,
die sich in einer Anhörung äußern, umgeht, stellt sich für
uns die Frage, ob es an dieser Stelle sinnvoll ist, sich noch-
mals umfassend zu einzelnen Punkten des Gesetzentwurfs
zu äußern. Wer nicht auf die Hinweise und Vorschläge von
Sachverständigen hört, der ignoriert im gleichen Maße
auch die Argumente der Opposition. In einer solchen Si-
tuation entsteht durchaus manchmal ein Gefühl der Ohn-
macht.

Für die PDS ist eine solche Situation nicht neu. Wir ge-
hen davon aus, dass die Öffentlichkeit die unterschied-
lichen politischen Konzepte richtig bewertet. Diese Be-
wertung ist eine andere als die durch die CDU. Die PDS-
Landtagsfraktion hat mit ihrem eigenen Gesetzentwurf
im November 1999 die Diskussion über die wirtschaft-
liche Betätigung in Gang gesetzt. Aus parteipolitischen
Erwägungen heraus hat die CDU diese Diskussion da-
mals verhindert. Was anschließend von der Landesregie-
rung vorgelegt wurde, ist aus unserer Sicht nur in einzelnen
Punkten trag- und auch zukunftsfähig. Bei all diesem Hin
und Her, Vorschläge der Opposition generell ablehnen,
selbst nichts Tragfähiges bringen, wer soll denn außer-
halb dieses Hauses, meine Damen und Herren, diesem
folgen und geschweige es noch verstehen können?

Herr Minister Köckert vermerkte bei der Einbringung des
Gesetzes im Februar, es sei ein Verfassungsgrundsatz, dass
die privatrechtliche Wirtschaftstätigkeit Vorrang gegenüber
der öffentlichen Wirtschaftstätigkeit habe. Die PDS hält
diese Verfassungsinterpretation für abenteuerlich.

(Beifall Abg. Gerstenberger, PDS)

Doch selbst, wenn man ihr folgt, muss der Minister doch
die Frage beantworten, weshalb außer in Thüringen nur
noch in Rheinland-Pfalz die verschärfte Subsidiaritäts-
klausel gilt. Es drängt sich hier einfach der Verdacht auf,
dass auch dies etwas mit dem Ministerpräsidenten zu tun
hat.
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(Heiterkeit bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, auch in anderer Hin-
sicht ist die Auffassung der Landesregierung, aber auch
die der CDU-Fraktion nicht logisch. Für die Bereiche Ener-
gie und Gas hat man bezüglich des Territorialprinzips einen
notwendigen Regelungsbedarf erkannt. Dass in kürzes-
ter Zeit auch in den Bereichen öffentlicher Personennah-
verkehr, Abfallwirtschaft und Wasser/Abwasser eine ana-
loge Markt- und Wettbewerbssituation besteht wie heute
im Energiebereich, müssen selbst Vertreter der Regie-
rung und der CDU-Fraktion eingestehen. Aber anstatt hier
die Vorschläge des Gemeinde- und Städtebundes, des Ver-
bandes der kommunalen Unternehmen oder die Vorschläge
der SPD und der PDS aufzunehmen,

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Meine
Güte!)

wird auf eine weitere generelle Novelle der ThürKO ver-
wiesen.

Meine Damen und Herren der CDU, der Landesregie-
rung, Sie sollen nicht gleich den Prinzipien der Plan-
marktwirtschaft verfallen, aber es ist doch eine zulässige
Forderung, dass Ihr Handeln zumindest in Ansätzen plan-
bar und kalkulierbar sein muss. Wollen Sie tatsächlich
immer nur auf eine Situation reagieren, wenn es schon
zu spät ist? Wäre es nicht effektiver, wenn Sie bereits
jetzt auf künftige Herausforderungen, die doch kommen
werden, reagieren würden?

Immer wieder ärgere ich mich über dieses Bremsverhal-
ten der Thüringer Regierung. Besonders dann, wenn es
auch noch als etwas Herausragendes gekennzeichnet wird,
da wir ja in den neuen Bundesländern die Ersten sind,
die solch ein Gesetz vorlegen. Ich meine, das verstehe
ich als ein etwas fragwürdiges Eigenlob.

Wie man eigentlich in einer solchen Situation als Regie-
rung handeln müsste, ist in einem Artikel zur Zukunfts-
forschung im Interesse 6/2000 trefflich beschrieben. Lassen
Sie mich bitte zitieren. "Wir leben in einer Welt dras-
tischer und vielschichtiger Veränderungen, die sich im-
mer schneller abspielen. Mitunter ändern sich Spielregeln
von Tag zu Tag. In einem solchen wechselhaften, kom-
plexer werdenden und mit Unsicherheiten behafteten Um-
feld wächst das Gefühl vieler Menschen, dass Politik und
Wirtschaft mehr und mehr die Kontrolle über die Kon-
sequenzen ihrer Entscheidung verlieren. Gerade jüngst
hat die internationale hochrangig besetzte Berlinkonfe-
renz 'Regieren im 21. Jahrhundert' erneut den Bedarf an
politischer Steuerungsfähigkeit aufgezeigt. Es kommt dabei
entscheidend darauf an, die Zukunft aktiv und frühzeitig
mitzugestalten, anstatt sich von den Ereignissen überrollen
zu lassen." Sie, meine Damen und Herren, als Verantwor-
tungsträger sind mit dem Gesetz weder aktiv noch früh-
zeitig.

Zum Abschluss möchte ich kurz begründen, weshalb wir
auf die Vorlage von Änderungsanträgen verzichtet ha-
ben. Unsere Fraktion hatte im November 1999 einen ei-
genen Gesetzentwurf eingebracht. Er wurde nicht ein-
mal an die Ausschüsse zur Diskussion verwiesen. Im In-
nenausschuss vergangene Woche haben wir erneut drei
Änderungsanträge gestellt. Auch diese wurden abgelehnt.
Der Presse und Interessierten stellen wir gern diese in der
nicht öffentlichen Sitzung gestellten Anträge zur Verfü-
gung.

Wir haben zur Kenntnis nehmen müssen, wie Sie mit
den Anhörungsergebnissen vom 7. April 2000 umgehen.
In dieser Situation ist es wahrlich unzumutbar, ins Ple-
num erneute Änderungsanträge einzubringen. Es ist - mei-
ner Meinung nach - für die Katz.

Wir haben mit unserem Gesetzentwurf ein Konzept für
die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen vorgelegt.
Es freut uns, dass es bei Experten und den Handelnden
in wesentlichen Zügen auf Zustimmung gestoßen ist. Ih-
re Ablehnung hingegen ist ausschließlich politisch moti-
viert und spricht dadurch für sich.

Dem Änderungsantrag der SPD geben wir unsere Zu-
stimmung, auch wenn er unserer Meinung nach in ver-
schiedenen Punkten zu kurz greift. Er ist aber weitgehender
als der vorliegende Novellierungsentwurf der Landesre-
gierung.

Meine Damen und Herren, Sie haben sicherlich Ver-
ständnis, dass wir als PDS dem vorliegenden Gesetzent-
wurf nicht zustimmen werden. Es ist ein Gesetzentwurf,
der zu Recht das Prädikat "aktive Sterbehilfe für kom-
munale Unternehmen" trägt. Danke.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es hat sich zu Wort gemeldet der Abgeordnete Fiedler,
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, uns liegt heute das Dritte Gesetz der Änderung der
Thüringer Kommunalordnung in der Drucksache 3/333
vor. Wir haben ja jetzt schon einiges von unserer Vorred-
nerin gehört, verehrte Frau Kollegin Dr. Wildauer. Ich sehe
sie gar nicht. Wo ist sie? Dort ist sie, ja. Ich muss mich
erst mal wieder orientieren, Sie haben heute grün an und
nicht rot, deshalb musste ich noch mal schauen. Sie ha-
ben hier gerade sehr theatralisch einige Dinge vorgetragen.
Ich will einfach vorab darauf eingehen, bevor ich noch
zu einigen Punkten Ausführungen mache. Auf der einen
Seite unterstelle ich Ihnen nicht, Frau Dr. Wildauer, und Ih-
rer Fraktion, dass Sie die alten Kombinate wiederher-
stellen wollen und dass dann alles in der Planwirtschaft
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geregelt wird. Das unterstelle ich Ihnen nicht, Sie brau-
chen nicht aufzuschrecken. Aber genauso wenig sollten
Sie uns unterstellen, dass wir nicht die soziale Marktwirt-
schaft sehr ernst nehmen und dass auch im Zusammen-
hang sehen: soziale Marktwirtschaft und die kommuna-
len Unternehmen. Das sollte man den anderen vielleicht
auch mal zugute halten, dass wir dieses hier sehr ernst
nebeneinander sehen und sehr ernst abwägen. Ich denke
auch, es wäre vielleicht auch unredlich; Sie haben vor-
hin von Bremsverhalten gesprochen, was wir hier an den
Tag legen würden. Ich kann mir gut vorstellen, Sie sagen
Bremsverhalten, Sie würden oder legen gerne die Koh-
len nach, dass der Zug richtig auf Dampf kommt, und
wenn der Zug dann irgendwo an den Baum gefahren ist,
dann sind Sie die Ersten, die dann rufen: Warum habt
ihr denn das gemacht, Regierung? Hier will ich noch mal
klipp und klar sagen und deutlich machen - der Innenmi-
nister hat das mehrfach dargelegt und wir haben es auch
dargelegt: Wir haben uns das Ganze nicht einfach gemacht,
weil nämlich die Rechtsprechung weitergegangen ist. Sie
entsinnen sich sicher daran, dass in Bayern einiges auf den
Weg gebracht wurde und dass gerade in Bayern das Ganze
vor dem Gericht gelandet ist. Und es ist nicht so einfach,
dass man das so zwischen Tür und Angel behandelt. Sie
haben uns vorgeworfen und insbesondere dem Minister-
präsidenten, er hätte es verzögert oder es wäre zu spät
gekommen. Dem ist nicht so. Es ist ordnungsgemäß ein-
gegangen. Wir jedenfalls haben es beraten. Ich gebe ger-
ne zu, weil diese Anhörung sehr ausführlich war, dass es
vielleicht noch etwas schneller hätte gehen können. Viel-
leicht hätten wir uns da noch etwas mehr an die Decke
strecken können.

Ich möchte auch zurückweisen, dass die Vorgängerre-
gierung und die jetzige Regierung bewusst solche Dinge
unterlassen haben und bewusst solche Dinge hier nicht
in Angriff genommen haben. Auch der verehrte Kollege
Dr. Dewes, der heute unter uns ist, das unterstelle ich ihm
auf keinen Fall, dass dieses passiert ist.

Lassen Sie mich noch einige Punkte sagen: Mit der No-
velle wird vor allem der Liberalisierung auf dem euro-
päischen Energiemarkt in einem ersten Schritt - und ich
betone: in einem ersten Schritt - Rechnung getragen. Da
die Entwicklung in diesem Bereich rasch fortschreitet, wird
es auch nicht der letzte Änderungsentwurf sein, der die-
sem Umstand Rechnung zu tragen hat. Ich will an der
Stelle das noch mal unterstreichen, das ist so und das wird
so sein. Frau Dr. Wildauer, Sie haben es ja erkannt, es wird
von Europa in Größenordnungen auf uns zukommen -
Wasser, Abwasser, Müll, ÖPNV und alles, was damit im
Zusammenhang steht. Sie haben Recht, dass wir hier sehr
aufmerksam und sehr zielgerichtet daran arbeiten müs-
sen. Und ich ziehe das hier mit vor. Ich erwarte einfach
von der Landesregierung, dass Sie sich mit dieser Mate-
rie hier befasst - und ich weiß, dass Sie das bereits schon
macht - und dass dieses als oberste Priorität in ihr weite-
res Handeln mit einfließt, dass wir das hier erstens mit
verfolgen, was hier in den Ländern der Bundesrepublik

Deutschland passiert, was in das Land hineinkommt, und
dass wir hier vor allen Dingen auch die Abstimmung mit
den Innenministerkonferenzen der Länder, mit den Wirt-
schaftsministerkonferenzen der Länder, die müssen hier
unbedingt weiter fortgeführt werden, damit wir hier auch
weiterkommen.

(Unruhe bei der PDS)

(Beifall Abg. Schemmel, SPD)

Aufgrund der Vielschichtigkeit der Interessen, der im Zu-
sammenhang mit der Öffnung dieses Markts zusammen-
hängenden Fragen kann der Gesetzentwurf verständlicher-
weise nicht allen Vorstellungen der einzelnen Interessen-
gruppen vollständig gerecht werden. Wir haben aber wich-
tige Ansätze, wie sie etwa seitens der Stadtwerke und des
Gemeinde- und Städtebundes in verschiedenen Gesprä-
chen vorgetragen wurden, umgesetzt. Schon im Rahmen
der Einbringung des Gesetzentwurfs hat der Innenminis-
ter die mit der Novelle bezweckten wesentlichen Ände-
rungen herausgestellt. Ich möchte daher nur noch die we-
sentlichen Änderungen bzw. die sich im Rahmen der Über-
weisung des Gesetzentwurfs ergebenden Änderungen kurz
aufgreifen. Einer der wesentlichen Punkte ist sicherlich
die Aufhebung der bisherigen Unterscheidung zwischen
nicht wirtschaftlichen und wirtschaftlichen Betrieben. Da-
durch und mit der Lockerung des Territorialprinzips wird
es den kommunalen Unternehmen erleichtert, auch über
ihren bisherigen Wirkungsbereich hinaus tätig zu wer-
den. Im Kontext dazu werden auch mit der Novelle Mög-
lichkeiten zur Gründung von Unternehmen, zur Änderung
ihrer Zweckbestimmung von Unternehmen sowie der Be-
teiligung der Unternehmen erweitert. Nicht unerwähnt blei-
ben sollte der in diesem Zusammenhang - auch auf der
Tagesordnung dieser Plenarsitzungen - stehende Zustim-
mungsvertrag zum Staatsvertrag mit dem Land Hessen.
Mit dieser Vereinbarung wird es möglich, in den dort ge-
nannten Bereichen auch länderübergreifend tätig zu wer-
den.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie sicher auch in
den Reihen der Opposition hat die CDU-Fraktion sich
sehr intensiv mit dem Gesetzentwurf auseinander gesetzt.
Ich möchte auf die vielen Gespräche mit den Betroffenen,
mit den Stadtwerken - ob Jena, Erfurt, Stadtroda - verwei-
sen. Ich könnte noch sehr viele aufzählen.

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Eichsfeld!)

Eichsfeldwerke. Wir haben also mit vielen gesprochen.
Noch jemand?

(Zwischenruf aus dem Hause: Altenburg.)

Altenburg. Danke, meine Damen und Herren. Das zeigt
eigentlich, dass wir es uns nicht leicht gemacht haben.
Wir haben dazu eine umfangreiche Anhörung durchge-
führt. Wir haben einen parlamentarischen Abend mit dem
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VKO durchgeführt. Sicher wird der VKO, nachdem er
das heutige Ergebnis sieht, nicht mit allem einverstan-
den sein - dessen sind wir uns bewusst, dass hier nicht
alles umfassend geregelt werden konnte -, aber wir ha-
ben uns sehr intensiv mit der Materie beschäftigt. Im Er-
gebnis dessen wurde ein klares Bekenntnis für die Einfüh-
rung des jetzigen § 123 Abs. 3 abgegeben. Mit dieser Re-
gelung, die etwa für den Fall eines über das kommunale
Territorium hinausgehende Engagement eines Unterneh-
mens eine Genehmigungsfiktion vorsieht, wird eine Ver-
fahrensbeschleunigung eintreten. Wir sind der Ansicht, dass
solche Regelungen zukünfig stärker denn je notwendig
sind, gilt es doch den oft zu beobachtenden langwieri-
gen Verfahrenswegen entgegenzuwirken. Daher wird sich
die CDU-Fraktion verstärkt dafür einsetzen, alle bestehen-
den Regelungen daraufhin zu überprüfen, inwiefern sol-
che Genehmigungsfiktionen in weitaus umfangreicherem
Maße als bisher eingeführt werden können. Und ich will
diese Fiktion noch mal nennen, die wir dort eingebracht
haben und die, ich glaube, doch einiges enthält. Ich ma-
che es mal an dem Beispiel, welches uns vorliegt, wie es
dort drinsteht - dass also, wenn sich z.B. - ich nenne ein-
fach mal den gesamten Absatz. Die Nummern können Sie
weglassen. Das Wichtige ist das Ende. Die bisherige Num-
mer 3 wird Nummer 4 und wie folgt geändert: "Nach dem
Gliederungszeichen '4.' werden die Worte 'der Zweck nicht
ebenso gut und wirtschaftlich durch einen anderen erfüllt
wird oder erfüllt werden kann.' durch die Worte" - und jetzt
kommt das Interessante - "bei einem Tätigwerden außer-
halb der kommunalen Daseinsvorsorge der Zweck nicht
besser und wirtschaftlicher ..." Halt, jetzt habe ich mich in
meinem Antrag geirrt. Entschuldigung - ja, das kommt
vor. Wir sind doch live hier und lesen nur manches ab. "Die
Genehmigung nach § 71 Abs. 4 Satz 3, § 73 Abs. 1 Satz 4
und die für die Beteiligung an einem anderen Unterneh-
men nach § 74 Abs. 1 Satz 3 erforderliche Genehmigung
gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen sechs Wochen nach
Eingang der erforderlichen Antragsunterlagen bei der Ge-
nehmigungsbehörde verweigert wird." Das heißt also,
wenn es bei der entsprechenden Kommunalaufsicht oder
Genehmigungsbehörde eingereicht wird und die wider-
sprechen innerhalb der sechs Wochen nicht, dann ist das
als genehmigt zu betrachten. Und, ich glaube, das ist eine
wichtige Geschichte, die hier mit eingefügt wurde, an die-
sem Beispiel. Wir sollten daran arbeiten, dass das auch in
der weiteren Überprüfung mit eingeführt wird. Ich denke
aber auch, verschiedene durch die SPD-Opposition in ih-
rer jüngsten Drucksache beantragten Änderungen waren be-
reits Diskussionsgegenstand in unseren Reihen. Dort hat
sich herausgestellt, dass verschiedene Aspekte einer in-
tensiven rechtlichen Prüfung unterzogen werden müssen.
Abhängig vom Ergebnis dieser Prüfung werden wir ver-
schiedene dieser Überlegungen wieder aufgreifen.

Und, meine Damen und Herren der SPD und auch der
PDS, es ist nicht das Ende, was heute hier passiert. Wir
werden auch viele Dinge wieder aufgreifen müssen, weil
uns einfach Europa - Kollege Schemmel, Sie wissen doch,
dass wir das sehr oft machen, dass wir auch gute Dinge

der Opposition hier gemeinsam mit bearbeiten. Das ist
doch bei uns im Ausschuss gang und gäbe.

(Heiterkeit bei der PDS)

In diesem Zusammenhang ist auch die Anregung der Op-
position einzuordnen, die jetzige Regelung des § 120 Thü-
ringer Kommunalordnung in eine Ermessensregelung um-
zuwandeln. Auch hier werden wir noch intensive Gesprä-
che zu führen haben.

Meine Damen und Herren, wir werden sehr aufmerksam
die Entwicklung gerade im Bereich der Energiewirtschaft
begleiten und, ich glaube, gegebenenfalls rechtzeitig auf
die Landesregierung einwirken, beschleunigt Abhilfemög-
lichkeiten zu schaffen. Ich bin überzeugt, dass es unter
dieser Maßgabe zu einem Ausbluten, gerade wie es hier
dargestellt wurde, der Stadtwerke nicht kommen wird,
wenngleich die Unternehmen auch ihren Obolus zu leis-
ten haben, um den Gegebenheiten des Markts Rechnung
zu tragen. Auf jeden Fall werden wir der Entwicklung in
diesem Bereich nicht tatenlos zusehen. Die Wünsche waren
sehr groß, aber ich muss auch hier noch einmal deutlich
machen, vor uns steht ja auch die weitere Novellierung der
Kommunalordnung, nicht nur die technische Novelle, wie
wir es bezeichnen in der Kommunalordnung, sondern dass
insgesamt die Kommunalordnung weiter überarbeitet wer-
den muss. Dr. Dewes, ich erinnere daran, es gab eine Ar-
beitsgruppe, die dort vorgearbeitet hat, wo schon einiges
auf Halde liegt, dass wir also zügig auch gemeinsam hier
diese Dinge angehen, um die Erfahrungen, die wir in den
letzten Jahren gesammelt haben, hier mit einbringen und
dass wir diese Novelle dann weiterhin voranbringen müs-
sen. Ich glaube, dass es gerade auch in Richtung der Stadt-
werke - wir haben es uns wirklich nicht leicht gemacht
und es ist in den Anhörungen, Frau Dr. Wildauer, nicht
das gekommen, was Sie gesagt haben, Sie haben sich nur
zwei oder drei herausgepickt, die gerade der Meinung
waren, dass sie ausgerechnet den Gemeinde- und Städte-
bund - kann ich verstehen -, es gab aber auch Mitglieder
oder Interessenvertreter der Wirtschaft, die natürlich hier,
ja ich muss es aber nennen, ich bin zwar Innenpolitiker
und bei vielen Dingen ist mein Herzblut etwas mehr, das
gebe ich gerne zu, auf der kommunalen Ebene, und dazu
stehe ich auch und meine Kollegen im Innenausschuss
auch, oder im Innenarbeitskreis, aber wir wissen auch,
dass wir die wirtschaftlichen Dinge nicht einfach unter
den Tisch kehren können. Und Sie wissen genauso gut wie
ich, dass die Probleme, dass z.B. kommunale Betriebe am
Ende, wenn es darum geht um Bürgschaften etc., dann
hängt natürlich die Kommune dahinter und da ist es halt
nicht so einfach, dass man da so locker drüber weggeht,
sondern dass das am Markt auch betrachtet werden muss.
Und ich denke, dass wir bei dieser umfänglichen Betrach-
tung dieser Änderung der Thüringer Kommunalordnung
einen ersten Schritt hier gegangen sind, und ich betone
es noch mal, es ist ein erster Schritt, es werden weitere
folgen müssen. Wir werden unsere Landesregierung und
gemeinsam dieses begleiten, dass es keinen Abbruch für
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die Stadtwerke gibt. Wenn notwendig, können wir so-
fort gesetzlich eingreifen, um hier nachzujustieren. Wir
werden beobachten, wie das jetzt läuft, und werden dann
weitere Dinge gemeinsam mit der Landesregierung dem
hohen Hause vorlegen. Schönen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Im Weiteren hat sich der Abgeordnete Schemmel, SPD-
Fraktion, zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Schemmel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, zuerst mal eine Bemerkung zu Herrn Fiedler oder zwei
Bemerkungen. Herr Fiedler, wir sind ja hier nun nicht
gerade in der Selbsthilfegruppe so nach dem Motto, wir
haben uns mit dem VKO schön unterhalten. Aber man hät-
te dann, ich sage mal, die Anregung stärker mit aufneh-
men müssen. Die andere Bemerkung zu Ihnen: Es ist sehr
erfreulich, wie intensiv Sie sich mit dem Antrag der SPD
auseinander gesetzt haben und man merkt Ihnen förmlich
Ihre innere Bereitschaft an, eigentlich zuzustimmen, was
aber offensichtlich nicht ermöglicht worden ist durch Ihre
Fraktion.

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Kollege
Schemmel, bist du Psychotherapeut oder
was?)

(Heiterkeit bei der SPD)

Falls das Plenum heute den Anträgen der SPD nicht zu-
stimmen wird, werden wir diesen Gesetzentwurf ableh-
nen müssen. Wir werden ihm nicht zustimmen können,
weil der Gesetzentwurf hinter dem Regelungsbedarf, der
sich im Interesse unserer Kommunen und Stadtwerke dar-
stellt, weit zurückbleibt. Der vorliegende Gesetzentwurf
ist fast ausschließlich eigentlich nur die Umsetzung, die
Konsequenz aus der EU-Richtlinie und dem Energiewirt-
schaftsgesetz des Bundes und ist nahezu frei von mög-
lichen landesspezifischen und öffnenden Regelungen, wie
wir sie in den Änderungsgesetzen zu den Kommunalord-
nungen der anderen Bundesländer in diesem Zusammen-
hang finden.

Die CDU-Fraktion hat, obwohl objektiv und sachlich Eile
geboten war und auch der Ministerpräsident mehrfach
auf die Eilbedürftigkeit hingewiesen hat, viel Zeit ver-
streichen lassen, eigentlich zuviel Zeit. Es habe erhebliche
Differenzen in der Fraktion gegeben, hört man, es sei intern
sehr heiß diskutiert worden, wird beteuert. Wenn dem so
ist, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU-Frak-
tion, dass heiß diskutiert worden ist, dann ist heiß disku-
tiert worden und erfolglos. Denn die nun vorliegende Be-
schlussempfehlung des Innenausschusses unterscheidet sich
nur in einem Punkt und relativ marginal vom Gesetzent-

wurf aus dem Februar. Aus dem Februar, wie ich noch
mal betonen kann - und kein sichtbares Ergebnis. Die
SPD hat auch heute im Gegensatz zur schon resignierten
PDS Anträge gestellt, weil wir einfach die Diskussion
zu diesem Gesetz offen halten wollen. Diese Anträge lie-
gen dem Plenum als Drucksache 3/813 vor und ich will
zwei Punkte herausgreifen, auf die wir uns konzentriert
haben. Wir wollten die allgemeinen Beschränkungen für
die wirtschaftliche Betätigung, wie sie der § 71 den Kom-
munen bei wirtschaftlicher Betätigung auferlegt, abbauen
und wir haben dort zielgerichtete Vorschläge gemacht, um
diese so genannte Schrankentrias aufzulösen, und wir woll-
ten langwierige Genehmigungsverfahren durch eine An-
zeigepflicht ersetzen und letztlich in § 120 dann als Folge
auch daraus das Legalitätsprinzip durch das Opportuni-
tätsprinzip ersetzen - eine lange Diskussion auch in Thürin-
gen schon.

Wären diese Anregungen von uns umgesetzt worden, wenn
Sie heute diesen Anträgen zum Gesetzentwurf der SPD
zustimmen, dann wären die Stadtwerke kurzfristig in der
Lage, sich neue Geschäftsfelder zu erschließen, diese auch
über den Gemeindebereich hinaus unter bestimmten Vo-
raussetzungen auszudehnen und im Bereich "Strom und
Gas" natürlich auch die so genannten kerngeschäftsna-
hen Leistungen zu erbringen, die aus unserer Sicht für
den Wettbewerber Stadtwerk von besonderer Wichtigkeit
sind. Unsere Vorschläge sind nicht nur sinnvoll, sondern
auch maßvoll und verantwortlich. Sie haben ihre Zustim-
mung verdient, zumal auch seitens der CDU, Herr Fiedler
hat ja lang und breit ausgeführt, ein weiterer Änderungs-
bedarf akzeptiert wird, es sollen ja noch weitere Novel-
lierungen folgen, nur sofort kann man sich eben nicht
dazu entschließen. Um diese Unentschlossenheit auch zu
kaschieren, verweist der Innenminister auf noch ausste-
hende Abstimmungen mit anderen Ländern der Bundes-
republik Deutschland.

Sicherlich ist eine Abstimmung z.B. bezüglich der Har-
monisierung der länderinternen Regelung nützlich und
wichtig, aber es werden hier keine Bundesregelungen
tangiert, zumindest in dem Umfang nicht, wie wir Vor-
schläge einbringen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sie wissen
doch, wie Europa mit den Ländern umgeht.)

Die materiellen Regelungen, die die SPD in ihren Ände-
rungsanträgen heute anstrebt, sind reine Länderregelun-
gen. Der Zustimmung hier im Thüringer Landtag steht des-
halb auch heute schon nichts im Wege. Ich bitte Sie des-
halb im Interesse unserer Stadtwerke, natürlich im urei-
gensten Interesse unserer Kommunen um die Zustimmung
zu unseren Anträgen. Danke schön.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsidentin Ellenberger:

Danke, Herr Abgeordneter Schemmel. Als nächster Redner
hat sich Herr Abgeordneter Gerstenberger zu Wort ge-
meldet.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Novel-
le, die uns vorliegt, ist der Versuch der Organisation eines
selbst verursachten Chaoses. Wir haben im April 1998 den
Beschluss eines Energiewirtschaftsgesetzes gehabt, übri-
gens noch von einer CDU-Bundesregierung. Jeder wusste,
was auf die Länder, jeder wusste, was auf die Energie-
wirtschaft zukommt. Im Wahlkampf wurden Wahlverspre-
chungen gemacht, dort wurde von schneller Handlung ge-
sprochen, aber es tat sich unmittelbar danach nichts. Es
gab dann eine Anhörung im Innenministerium, wo mal die
Betroffenen sagen sollten, was sie sich so vorstellen könn-
ten, wenn wir denn das Gesetz mal novellieren. Eigene
Vorstellungen von Landesregierungsseite waren nicht an-
geboten, man hatte keine. Im Februar gab es dann end-
lich eine Novelle und heute soll es dazu eine Beschluss-
fassung geben, allerdings, wie Herr Fiedler so richtungs-
weisend sagte, mit der Maßgabe, wir haben mal was an-
gedacht, den Rest machen wir nächstes Jahr, vielleicht fällt
uns bis dahin noch etwas ein.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das habe
ich nicht gesagt!)

So haben Sie es nicht gesagt, aber Sie haben gesagt, wir
reden nächstes Jahr noch mal darüber. Und ich sage Ih-
nen, es fällt Ihnen auch bis nächstes Jahr nichts ein, weil
es bei Ihnen ein grundsätzliches Problem ist, nämlich das,
was an Problemstellungen in den Kommunen steht, wol-
len Sie nicht lösen. Ihnen fällt höchstens bis nächstes
Jahr - und das prophezeie ich Ihnen - eine Ausrede ein,
warum Sie es nicht lösen, die besser ist, als die, die Sie
heute haben.

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU)

Ich darf an der Stelle noch einmal darauf verweisen, meine
Damen und Herren, was Frau Dr. Wildauer sagte, es
kommt in der Politik entscheidend darauf an, die Zukunft
aktiv und frühzeitig zu gestalten, anstatt sich von den Er-
eignissen überrollen zu lassen. Was Sie machen, meine
Damen und Herren, zu sagen, lasst mal den Karren noch
ein bisschen laufen, wir schauen mal, wenn viele unter
den Rädern sind, greifen wir noch mal nach und wenn nur
ein paar unter die Räder kommen, dann lassen wir die
Karre weiterlaufen. Das ist nicht der Anspruch, den PDS an
Politik hat.

(Unruhe bei der CDU)

Und, meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen die Ge-
wissheit, es wird auch der Anspruch sein, den die Bür-

gerinnen und Bürger im Freistaat entsprechend quittie-
ren werden. An der Stelle sind wir beim zweiten Punkt,
den ich Ihnen noch mal vorhalten möchte: die Berück-
sichtigung von Bürgerinteressen und die Berücksichtigung
von Interessen Betroffener. Und diese Betroffenen kriti-
sieren dieses Gesetz ganz nachhaltig, und zwar nach al-
len Regeln der Kunst. Sie hatten eine Anhörung, wir ha-
ben zu der Anhörung ein Wortprotokoll, ich darf vielleicht
auf drei Sachen noch mal hinweisen bzw. auf drei Äu-
ßerungen.

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: Die
Handwerkskammer.)

Nein, die Handwerkskammer nicht, aber die IHK habe
ich dabei, es wird Sie verblüffen, Herr Kretschmer. Aber
ich komme darauf zurück, was Herr Fiedler gesagt hat.
Ich teile das ja, ich habe bloß meine Zweifel, ob Sie wissen,
was Sie sagen. Herr Fiedler hat gesagt: Mein Herzblut
hängt an der kommunalen Ebene, aber wir müssen die wirt-
schaftlichen Belange nicht vernachlässigen und müssen die
ganz besonders stark berücksichtigen. Herr Fiedler, wenn
das wirklich Ihr Anspruch ist, dann frage ich Sie mal, ob
Sie unterstellen, dass der Geschäftsführer des Städte- und
Gemeindebundes -

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Gemeinde-
und Städtebund heißt das!)

des Gemeinde- und Städtebundes, Entschuldigung, Herr
Lenz, wieder der gleiche Fehler - kein wirtschaftliches
Verständnis hat oder ob eventuell der Oberbürgermeis-
ter von Erfurt kein wirtschaftliches Verständnis hat. In
der öffentlichen Anhörung, Herr Fiedler, ich rufe sie noch
mal in Erinnerung, äußerte der Gemeinde- und Städtebund:
Wir können nicht einen Wettbewerb organisieren, bei dem
wir alle an eine Startlinie stellen, das Erreichen des Zie-
les als Erster erwarten und dem einen Hände und Füße
anbinden und dem anderen Schuhe mit Spikes anziehen.
Genau das macht Ihr Gesetzentwurf, denn genau dieses
Problem, was der Gemeine- und Städtebund angesprochen
hat, haben Sie mit Ihrer Diskussion im Ausschuss nicht
korrigiert.

Ein weiteres Beispiel. Der Verband der kommunalen Un-
ternehmen sagt,

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: Hier
IHK.)

weil wir bei der Wirtschaftlichkeit sind: Thüringer Stadt-
werke geben jährlich 400 Mio. DM aus, indem sie In-
vestitionsaufträge, in der Summe ca. 41.000, an regiona-
le, einheimische Handwerksbetriebe und Kleinindustrie-
betriebe weiterreichen. Das heißt, die Stadtwerke sind ein
wesentlicher Wirtschaftsfaktor und also in keiner Art und
Weise wirtschaftsfeindlich, wie das von anderen Stellen
bezeichnet und betrachtet wird. Und der VKU, der Ver-
band der kommunalen Unternehmen, hat die dringende Bit-
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te geäußert, diese Problemlage zu berücksichtigen und we-
nigstens die Wettbewerbsgleichheit herzustellen. Oberbür-
germeister Ruge, Erfurt, CDU, sagt übrigens in diesem Zu-
sammenhang auch: Die Stadtwerke leisten einen hohen
Beitrag zur Verbesserung der Einnahmesituation in den
kommunalen Haushalten, indem sie eine Konzessionsabga-
be zahlen und im Wesentlichen dazu beitragen, dass der
Verlustausgleich für kommunale Unternehmen reduziert
werden kann, d.h. die Kosten im Kommunalhaushalt re-
duziert werden können.

Meine Damen und Herren, von diesen drei, wie man an-
nehmen muss, von Ihrer Seite als völlig unerheblich und
unwesentlich betrachteten Meinungen finden Sie nichts
aber auch gar nichts in diesem Gesetzentwurf. Und nun
wie versprochen, Herr Reuter von der IHK stellte in die-
ser Beratung fest: Die Frage der Daseinsvorsorge sei ein
Auslaufmodell, die Privatisierung müsse fortgesetzt werden
und die Trennung zwischen öffentlichem und privatem
wirtschaftlichen Handeln müsse wesentlich eindeutiger
vollzogen werden, als das bisher in der Gesetzgebung zu
erkennen war.

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: Was
ist so schlecht daran?)

Meine Damen und Herren, ich überlasse es Ihrer Wertung
und Betrachtung, welcher dieser zwei Meinungen sich
die Mehrheit dieses Hauses angeschlossen hat, wo Inte-
ressenvertretung an dieser Stelle gegriffen hat. Ich be-
haupte, nicht bei den Interessen der Bürger und nicht bei
den Interessen der Betroffenen.

Meine Damen und Herren, ich greife mal eine Ihrer For-
derungen heraus, die Sie umgesetzt haben mit Ihrem Ände-
rungsantrag, das war nämlich die absolut ungefährlichs-
te. Den Wunsch nach einem Anzeigeverfahren haben Sie
beantwortet mit einer Untätigkeitsklausel der Landesre-
gierung. Herr Fiedler, haben Sie sich mal so richtig über-
legt, was Sie damit eigentlich beschlossen haben? Die kom-
munalen Unternehmen, der Gemeinde- und Städtebund,
die PDS haben vorgeschlagen ein Anzeigeverfahren, um
schneller und wettbewerbsgerechter auf Ereignisse am
Markt zu reagieren. Sie haben sich dem verweigert und
haben es abgelehnt. In der Diskussion, in der eventuell hei-
ßen Diskussion, wie Herr Schemmel sagt, in Ihrer Frak-
tion, ist vielleicht rausgekommen, dass die Ministerien nicht
ganz so zügig und so schnell reagieren könnten. Also haben
Sie gesagt, wenn in sechs Wochen das Ministerium im-
mer noch nicht weiß, was es will, dann nehmt mal an, ihr
Kommunalunternehmen, dann könnt ihr machen was ihr
wollt, dann ist der Antrag, eure Anzeige in Ordnung, dann
nehmen wir das billigend in Kauf, dass ihr so verfahrt.
Welche Konsequenzen und welche Folgen das hat unter
den heutigen Bedingungen am Markt, wo binnen Tages-
frist oder Wochenfrist auf Angebote zur weiteren Ge-
schäftstätigkeit und zur Ausdehnung der Geschäftsfelder
reagiert werden muss, das muss ich Ihnen wahrscheinlich
doch erklären, denn, wenn Sie es begriffen hätten und wenn

Sie diese Zusammenhänge gesehen hätten, dann hätten Sie
diese hanebüchene Geschichte nicht als Änderung in die-
sem Gesetzentwurf eingebunden. Zeitverzögerung auf die-
se Art und Weise zu realisieren und auf diese Art und Wei-
se Wettbewerbsgleichheit bewusst zu verhindern, also dazu
gehört schon sehr viel Mut und den gestehe ich Ihnen gerne
zu, zu ignorieren, was die tatsächlichen Probleme sind.

Meine Damen und Herren, Kollegin Dr. Wildauer hat da-
rauf hingewiesen, das Gesetz ist ein weiterer trauriger Punkt
in der Mehrbelastung der Kommunen. Die Kommunen tra-
gen die Verluste für die kommunalen Unternehmen z.B.
im ÖPNV. Und wenn wir mal in den Haushalt des Lan-
des sehen, so ist erkennbar, dass sich aus der Verantwor-
tung für die Mitfinanzierung dieser Verluste seit mehreren
Jahren sich dieses Land, diese Landesregierung konstant
und konsequent zurückzieht, d.h., diese Verluste tragen die
Kommunen. Mit diesem Gesetz stocken Sie das Ganze
noch ein Stückchen auf, aber das ist nur ein Aspekt. Der
zweite Aspekt, der Finanzminister denkt über Verän-
derungen der Kommunalfinanzen nach, mit dem netten
Hintergrund, er hatte ja letztes Jahr den Kommunen et-
was mehr Geld gegeben und diese 100 Mio. DM, so war
in der Zeitung zu lesen, haben ja die Kommunen so sinnlos
eingesetzt, sie haben die nämlich als Geld angelegt, an-
statt sie als Investitionen zu verwenden. Und wer so mit
Geld umgeht, mit dem müsse man - das ist jedenfalls die
Meinung des Finanzministers - mal ernsthaft darüber re-
den, ob sie überhaupt weiterhin so viel Geld benötigen.

Und nun als Drittes dieses Gesetz, in dem Sie ganz be-
wusst die Stabilisierung der Stadtwerke und die Sicherung
des gleichen Marktzugangs aufs Spiel setzen. Das heißt,
Sie gefährden die Auszahlung von Konzessionsabgaben
und Sie gefährden die Finanzierung der Verlustausglei-
che in den Unternehmen; Sie gefährden die Gewinnmar-
gen der Energieversorgung; Sie gefährden die weitere In-
vestitionstätigkeit im Freistaat. Und das, Herr Fiedler, kön-
nen wir gern nächstes Jahr nachprüfen, indem wir in Aus-
wirkung der Gesetzesnovelle, die Sie jetzt gemacht ha-
ben, vergleichen, wie die Investitionstätigkeit der kommu-
nalen Unternehmen dank Ihrer Gesetzesnovelle nachhaltig
und ganz massiv im Freistaat zurückgegangen ist. Das ist
die Folge wirtschaftlichen Denkens nach Verständnis die-
ser CDU-Regierung.

Das heißt, diese Novelle bietet keine dauerhafte Perspek-
tive für Thüringen. Aber unterstellt man, dass es aktive
und frühzeitige Gestaltung war, dass es aktiver und frühzei-
tiger Gestaltungswille der Landesregierung war für Thü-
ringer Kommunen mit dieser Gesetzesnovelle der Thü-
ringer Kommunalordnung, so bleiben zwei Botschaften
aus dieser Novelle übrig: Erstens: Die Probleme der Kom-
munen wollen Sie im Land Thüringen offensichtlich nicht
lösen. Und Zweitens: Für Nörgler geben Sie als Landes-
regierung und CDU-Fraktion Abwarten als Hinweis. Ab-
warten - wir reden nächstes Jahr noch mal darüber. Ab-
warten, was uns nächstes Jahr als Gegenargumentation
einfällt.
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Meine Damen und Herren, eine solche Gesetzesnovelle,
ein solcher Umgang mit kommunalen Unternehmen, ein
solcher Umgang mit Kommunen im Freistaat ist mit der
PDS-Fraktion nicht zu machen. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Frau Abgeordnete Dr. Klaus hat als Nächste das Wort.

Abgeordnete Dr. Klaus, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, gestatten Sie
mir, dass ich ganz herzlich die Vertreter des VKU und des
Gemeinde- und Städtebundes hier zu unserer Debatte be-
grüße, die sehr betroffen sein werden von dem, was heute
hier passiert. Das möchte ich mal als Vorwort sagen.

(Beifall bei der SPD)

(Zwischenruf Köckert, Innenminister)

Herr Köckert, es wird mir wohl gestattet sein, hier eine
Begrüßung auszusprechen, nachdem Herr Kallenbach -
vollkommen zu Recht - sich das Recht herausgenommen
hat, hier die Vertreter der Busunternehmen zu begrüßen.

(Beifall bei der PDS)

Das möchte wohl sein, dass das auch hier möglich ist.

Meine Damen und Herren, wir reden heute bzw. in den
folgenden Tagen - morgen und übermorgen - über einige
interessante kommunalpolitische Gesetze. Heute über die
Änderung der Thüringer Kommunalordnung - da dauerte
es von der Ankündigung bis zur Realisierung ein knappes
Jahr -, dann reden wir noch über das Thüringer Kommunal-
abgabengesetz, auch ein sehr wichtiges Gesetz, da dauerte
es nur vier Wochen, was als Erstes die These widerlegt,
dass alles, was lange währt, auch gut wird. Bei der CDU-
Fraktion ist es also völlig unerheblich: Egal wie lange sie
nachdenkt, es bleibt gleichmäßig schlecht.

(Zwischenruf aus der CDU-Fraktion: Oh!)

(Beifall bei der SPD)

Der Grund, warum wir heute hier zusammen sind und
warum hier ursprünglich einmal vollkommen zu Recht
vom Ministerpräsidenten gesagt wurde, hier gibt es ein
Problem und das müssen wir regeln, wurde von der Re-
gierung Kohl gelegt, als nämlich die Liberalisierung des
Energiemarkts vollkommen ohne Übergangsfristen auf
Deutschland übergestülpt wurde. Andere europäische Län-
der waren viel klüger. Und jetzt nützt es wenig, mit dem
Finger auf die EU zu zeigen, die EU hätte die Spielräu-
me gelassen. Nun ist das, was Herr Kohl an Schaden an-
gerichtet hat, wie manch anderer Schaden, leider nicht mehr

zu korrigieren. Deswegen hätten wir wenigstens das tun
sollen, was wir als Land noch beitragen können, um den
Stadtwerken zu helfen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Nun artet
es wirklich aus.)

Also, um den Stadtwerken zu helfen, hätten wir als Land
wenigstens das tun können - Herr Fiedler, und ich gestehe
Ihnen zu, dass Sie sich da auch redlich gemüht haben -, was
in unserer Kraft liegt. Und der Vergleich des Gemeinde-
und Städtebundes, dass zwei Mann in den Startlöchern
hocken, der eine hat Spikes und der andere ist angebun-
den und soll losrennen, der ist ja nicht so ganz unzutref-
fend. Inzwischen haben wir nach dem Vorschlag der CDU
den Zustand erreicht, dass man ihm wenigstens ein Bein
losgebunden hat, dafür aber die Arme auf den Rücken.
Dass er an Geschwindigkeit zulegen wird, kann ich im
Moment noch nicht erkennen.

Wenn Herr Fiedler sagt, dass die CDU-Fraktion dies als
ersten Schritt sieht und weitere einleiten will, da kann ich
nur sagen, da haben Sie irgendwann in ein paar Jahren
den Effekt, da können Sie ruhigen Gewissens sich hin-
stellen und sagen: Operation geglückt - Patient leider in-
zwischen verstorben! So wird es nämlich ausgehen. Jetzt
schon bestand allerhöchster Handlungsbedarf. Es ist be-
dauerlich, dass es nicht möglich gewesen ist, die Hand-
lungen in tatsächliche Taten münden zu sehen.

Ich will nur am Rande erwähnen, weil das heute noch
nicht gesagt worden ist: Die Stadtwerke haben sich in den
letzten Jahren auch sehr dadurch hervorgetan, dass sie
ökologische Stromerzeugung vor Ort gefördert haben. Da-
mit wird zukünftig Schluss sein, ich muss das hier ein-
mal ganz deutlich sagen. Und diejenigen, die gesagt ha-
ben, wir streben hier einen Ausgleich zwischen den In-
teressen der Wirtschaft und denen der Kommunen an, die
scheinen nicht so recht zu wissen, wie viel Aufträge jähr-
lich durch die Stadtwerke an den Mittelstand in Thürin-
gen gehen; das hat nämlich inzwischen die stolze Sum-
me von 400 Mio. DM, nicht über viele Jahre, sondern
jedes Jahr erreicht. Schauen Sie in unseren eigenen Lan-
deshaushalt, was wir dort als Wirtschaftsförderung drin
haben. Ich denke, 400 Mio. DM ist eine stattliche Sum-
me, die man nicht so einfach in den Wind schreiben sollte.
Darüber hinaus wird es durch die heutige Entscheidung,
die ja ansteht - und ich nehme einmal stark an, dass un-
sere Änderungsanträge Sie nicht überzeugen werden von
Ihrer Meinung abzuweichen.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Nein, es
gibt noch eine Chance.)

Es gibt eine minimale Chance noch, das will ich ja zu-
gestehen; vielleicht haben wir irgendwann mal wieder
Volkskammerverhältnisse, aber es sieht im Moment nicht
danach aus.
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(Unruhe bei der CDU, SPD)

Das wird, meine Damen und Herren, dazu führen, dass
das Kapital der Kommunen - und das sind die Stadtwer-
ke - schleichend entwertet wird. Da gibt es zwei Mög-
lichkeiten:

(Beifall bei der PDS)

Die Variante 1, die Kommunen schauen zu, wie es ent-
wertet wird, und die Variante 2, sie verkaufen den gan-
zen Kram, solange er noch etwas wert ist. Beides kann
nicht im Interesse der Kommunen sein. Also diejenigen,
die sich hier als Wirtschaftsexperten produzieren, ich hoffe
nur, dass die dann auch in der vordersten Front stehen,
wenn es darum geht, der Wirtschaft zu erklären, wieso
diese 400 Mio. DM-Aufträge von nämlich Großstromer-
zeugern an andere vergeben werden als an die Wirtschaft
in Thüringen.

(Beifall bei der PDS)

Wir mussten ja erleben, dass es dem Wirtschaftsminister
Schuster nicht geglückt ist, die TEAG davon abzubringen,
sich zugunsten der bayerischen Unternehmen arbeitsplatz-
mäßig zu sanieren. Diesen Prozess haben wir in Thürin-
gen schon hinter uns und ich fürchte, was die Stadtwer-
ke betrifft, steht uns Ähnliches bevor. Andere Bundes-
länder - Brandenburg, NRW, das Saarland - haben sehr
wohl verstanden, ihre persönlichen Interessen bei der Ener-
gieerzeugung, weil sie z.B. Kohle in ihrem Land haben,
sehr deutlich in den Vordergrund zu rücken und sich dort
Mehrheiten zu suchen. Wir Thüringer sind noch nicht ein-
mal in der Lage, unsere eigenen Interessen zu erkennen
und gegen die anderen umzusetzen. Wenn heute der Ge-
setzentwurf so beschlossen wird, wie Sie das vorschlagen,
da kann ich nur sagen: Die Bayernwerke in München la-
chen sich krank. Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS, SPD)

(Zwischenruf Abg. Gerstenberger, PDS: Das
ist die Wahrheit.)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Danke, Frau Abgeordnete Dr. Klaus. Herr Abgeordneter
Kretschmer.

Abgeordneter Kretschmer, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich kann gar
nicht verstehen, warum man bei einem so schönen The-
ma alles in einen Topf rührt, rumrät und von Sterbehilfe
und mit solcher Verbissenheit diskutiert.

(Beifall bei der CDU)

Wissen Sie, Herr Gerstenberger, wenn Anzuhörende nur
Experten sind, wenn sie nach dem Munde reden, dann ha-
ben wir natürlich ein unterschiedliches Verständnis von
Anhörung.

(Unruhe bei der PDS)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Eine Unter-
stellung.)

(Zwischenruf Abg. Gerstenberger, PDS:
Hört, hört, der VKU ist also kein Experte?)

Nein, wissen Sie, ich habe es genau andersherum gesagt.
Sie haben uns gesagt, das sind die Experten, und dann ha-
ben Sie uns den VKU und andere Stellungnahmen vorge-
tragen und haben aber nicht erwähnt, dass beispielswei-
se auch die IHK oder die Handwerkskammer oder der Ver-
band der Wirtschaft angesprochen wird, zumindest ha-
ben Sie denen nicht das Prädikat "Experte" verliehen, das
will ich mal so deutlich sagen. Man muss doch mal sa-
gen, dass bei der Anhörung herausgekommen ist, dass die-
se gesagt haben, der Gesetzentwurf der Landesregierung
geht uns zu weit. Und dann muss ich sagen, ist das also
ein Kompromiss, der hier gefunden worden ist durch die
Landesregierung, und ein Kompromiss, der gefunden wor-
den ist auch durch die Arbeit der beteiligten Ausschüs-
se.

Meine Damen und Herren, wir haben eine prinzipielle Dis-
kussion unter dem Blick Europa und Globalisierung, die
immer wieder hinterfragen muss die Grundsätze, privat vor
Staat, Wettbewerb und Subsidiarität. Und, meine Damen
und Herren, Subsidiarität ist nicht etwas Überholtes, son-
dern ist eine Rechtsfigur, die das europäische Recht sehr
wohl kennt, meine Damen und Herren, das will ich nur
mal sagen.

(Beifall bei der CDU)

Bei dieser spannenden Diskussion muss man doch die Be-
sonderheit öffentlicher Unternehmen respektieren, die wir
im Übrigen als Fraktion und beispielsweise in einem Fo-
rum auch von Prof. Meyn aus Jena haben erklären las-
sen, öffentliche Unternehmen in Bezug zu den Angele-
genheiten der öffentlichen Gemeinschaft, also der öffent-
liche Zweck und wirtschaftliche Betätigung - das hat sich
noch nicht geändert - ist definiert als "Herstellen, Anbieten
und Verteilen von Gütern und Dienstleistungen erbringen"
mit der Absicht einer Gewinnerzielung. Nun kommen wir
an eine spannende Stelle: Daseinsvorsorge - das haben
Sie ja hier gesagt, das steht ja dann auch im Gesetz drin
- in bestimmten Bereichen ist das eine typische Aufgabe
kommunaler Gebietskörperschaft, aber es besteht eine sehr
hohe Bedenklichkeit, ob die Erwerbs- oder Gewinnabsicht
dazugehört. Das muss man doch mal in aller Ruhe dis-
kutieren. Die zweite Sache ist, Sie sagen Wettbewerbs-
gleichheit und strapazieren ein schönes Bild, was hier ge-
funden wurde. Die Wettbewerbsgleichheit hat auch zwei
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Aspekte, nämlich dass die private Wirtschaft vielfach als
Personengesellschaft organisiert ist und die Gesellschaf-
ter persönlich haften, und hier ist das herausgestellt worden.
Das ist beim kommunalen Unternehmen nicht gegeben. Da
ist eine Sicherheit durch die Kommune gegeben. Wir ma-
chen uns das Leben vielleicht etwas schwer auch damit,
dass die Kommunalordnung hier nur so dargestellt wor-
den ist, als ob sie ausschließlich für die Stadtwerke ge-
macht worden ist, meine Damen und Herren. Hier liegt
vielleicht die Crux. Wir haben kommunale Betätigung bei
Bauhöfen, Grünpflegen. Ich habe gerade gelesen, Herr Kol-
lege Gerstenberger, die Stadtwirtschaft Gera freut sich,
dass sie nun einen Hof hat, der Altautos verwertet. Das
sind doch genau die Sumpfblüten, wie ich sage, die ei-
gentlich gegen den Mittelstand sprechen und gegen die
private Betätigung.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Gerstenberger, PDS: Sie
waren es doch, der vorgeschlagen hat, dass
wir über das Energieproblem reden. Hören
Sie auf, das jetzt rumzudrehen.)

Sie haben offensichtlich das Problem mit der Liberali-
sierung im Energiewirtschaftssektor und Frau Dr. Klaus
offensichtlich auch, denn es ist doch unstrittig festzustellen,
dass die Energiepreise runtergegangen sind durch den Wett-
bewerb.

(Beifall bei der CDU)

Wer das negiert, muss doch auch mal irgendwo auf die
Verbraucherseite hören. Bei der Telekommunikation neh-
men wir das ja auch als sehr angenehm in Anspruch. Dieser
Wettbewerb, der hier stattfindet, hat zur Wirkung, dass die
Preise runtergegangen sind natürlich mit dem negativen
Ergebnis, dass sie manche Quersubventionen auch nicht
mehr realisieren können.

Ich meine, der Gesetzentwurf der Landesregierung - im
Übrigen einem Zustand Rechnung zu geben, dass sie über
Ausnahmegenehmigung ja jetzt schon Möglichkeiten ha-
ben, über die Gebietsgrenze hinauszugehen, wirtschaftlich
tätig zu werden. Man hätte vielleicht fragen müssen, ob
die Genehmigungspraxis immer in Ordnung gewesen ist.
Das ist eine ganz andere Geschichte. Deshalb sollte man
das mal sehen. Aber der Gesetzentwurf schreibt es nun fest
und gibt auch eine Ausweitung des Subsidiaritätsprinzips,
weil ich nämlich sage, außerhalb der Daseinsvorsorge
muss nur noch angezeigt werden. Es ist eine spannende
Diskussion, was ist Daseinsvorsorge. Auch da sage ich mal
wieder, das können Sie nicht in Parcours einfach nieder-
machen, wenn man das mal diskutiert, weil das auch ei-
ne historische Entwicklung ist. Ich glaube, die erste Da-
seinsvorsorge für Kommunen war früher, zunächst erst
mal für Ordnung und Sicherheit zu sorgen. Dann ist es si-
cher auch eine Frage, wie man die Bürger mit Energie ver-
sorgt. Aber im Augenblick haben wir Wettbewerb, so dass

Energie angeboten wird, ein Überangebot an Energie, so
dass ich sage, die Energieversorgung ist für mich noch
zu hinterfragen, ob es im Bereich der Daseinsvorsorge liegt.
Ich gebe Ihnen nur mal diese facettenreiche Diskussion
wieder, die wir hier führen und die nach meinem Dafür-
halten auch eine interessante Diskussion ist, die man nicht
mit Sterbemiene und bitterböser Miene begleiten soll, son-
dern die man als Zukunftschance entwickeln soll, als Zu-
kunftschance auch für Stadtwerke. Herr Minister Schus-
ter, das will ich noch mal so deutlich sagen, ich glaube,
die CDU-Politik war von Anfang an darauf ausgerichtet,
als Element des Wettbewerbs, als Element auch einer de-
zentralen Wertschöpfung die Stadtwerke in Thüringen zu
fördern und zu pflegen. Ich glaube, an dieser Stelle wird
sich die Diskussion auch weiterentwickeln, wie man unter
dem gegebenen Recht auch die Möglichkeiten für wett-
bewerbsfähige Stadtwerke schaffen kann. Wir werden mit
diesem Gesetzentwurf, denke ich, einen ersten Schritt tun.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Danke, Herr Abgeordneter Kretschmer.

Wollen Sie? Ich gucke Sie an, Herr Minister, Sie müs-
sen sich natürlich auch irgendwie regen, sonst kann ich
nicht erkennen, ob Sie reden wollen.

Köckert, Innenminister:

Frau Präsidentin, ich rege mich doch. Vielen Dank, dass
Sie mir das Wort geben. Meine sehr geehrten Damen und
Herren, diese Diskussion läuft schon sehr merkwürdig und
bisweilen skuril ab. Frau Dr. Wildauer bringt ja keine neuen
Argumente, sondern sie meint, die kommunale Selbstver-
waltung wird vor allen Dingen dadurch gestärkt, dass man
starke kommunale Unternehmen hat, und richtet dann darü-
ber, dass die kommunale Daseinsvorsorge und die angren-
zenden Bereiche da Berücksichtigung finden müssen, wo-
bei sie die interessante Frage offen lässt, Frau Dr. Wil-
dauer, was Sie denn unter den angrenzenden Bereichen
gerade verstehen. Das ist doch der springende Punkt, um
den es geht.

(Unruhe bei der CDU, PDS)

Da haben Sie uns nun leider Gottes keine Auskunft ge-
ben können, sondern sich geschickt herumgedrückt. Statt-
dessen aber beschimpfen Sie das Subsidiaritätsprinzip und
sagen, wie kann man so einer alten Dame, die aus dem
Jahr 1935 stammt, wie kann man ihr noch anhängen. Nun
sage ich Ihnen, nicht alles, was 65 Jahre alt ist, ist des-
halb unmodern.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Pohl, SPD: Das wäre ja
auch schlimm.)
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Sehen Sie, das Reinheitsgebot des Bieres ist über 500
Jahre alt, und noch älter, wenn die in Weißensee gefun-
dene Urkunde entsprechend gültig ist, und ist deshalb auch
immer noch modern.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, bei der Modernität kommt es
auf das Alter nicht an. Das war schon ein schwaches Ar-
gument, was Sie gebraucht haben.

Bei Frau Dr. Klaus verwundert, dass sie die Liberalisie-
rung des Strommarktes bedauert, die zu einer so posi-
tiven Preissenkung für den Bürger geführt hat, die also
gerade die Bürger in breitem Maße entlastet.

(Beifall bei der CDU)

Wissen Sie, eigentlich verwundert es nun doch wieder
nicht, wenn man sich die Zapfsäulenpreise ansieht.

(Heiterkeit bei der CDU)

Das liegt eben genau in der Tendenz, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU)

Auf Herrn Gerstenbergers saloppe, aber boshafte Unter-
stellung gehe ich jetzt noch nicht ein, sondern zu einem
späteren Zeitpunkt, denn in den vergangenen Wochen,
ja Monaten ist viel über die bevorstehende Novellierung
der Kommunalordnung im Bereich des kommunalen Wirt-
schaftsrechts diskutiert worden. Sie können ja der CDU-
Fraktion vorwerfen, was Sie wollen, aber sie hat immer-
hin Veranstaltungen zu dieser Angelegenheit auf die Beine
gebracht. Ich erinnere nur an die Veranstaltung des Wirt-
schaftsarbeitskreises. Sie hat die Bearbeitung dieser Fra-
ge weit vorangebracht. Im Übrigen, denke ich, wissen wir
alle, dass wir an dieser Fragestellung noch weiter arbei-
ten müssen. Das ist auch von mir mehrfach gesagt wor-
den.

(Beifall bei der CDU)

Die Ausgangslage ist ja allen bekannt, ich brauche nicht
auf die Situation der kommunalen Unternehmen und de-
ren verständlichem Wunsch nach Chancengleichheit ein-
zugehen. Das ist ja beredt von links wie rechts geäußert
worden.

Der Gesetzgeber hat gehandelt und ich will Ihnen noch
einmal kurz die Grundzüge dieses Novellierungsvorschlags
im Bereich des kommunalen Wirtschaftsrechts zusammen-
fassen. Schwerpunkt ist die Novellierung in § 71 Abs. 4,
denn mit Änderung dieser Vorschrift werden die Bin-
dungen an die territorialen Grenzen für die kommunalen
Energieversorgungsunternehmen gelockert und darüber hi-
naus das bisherige Genehmigungsverfahren für den Bereich

der Strom- und Gasversorgung in ein Anzeigeverfahren
umgewandelt. Deshalb stimmt das schon überhaupt nicht,
Herr Gerstenberger, was Sie sagen, denn hier haben wir ja
das Anzeigeverfahren. Und Sie tun so, als gebe es das An-
zeigeverfahren in keinem Bereich,

(Beifall bei der CDU)

sondern es wäre nur mit der Genehmigungsfiktion zu rech-
nen. Ich finde, man sollte mit diesen Schwindeleien auf-
hören, zumindest in den Debatten des Landtags.

(Beifall bei der CDU)

Notwendigerweise ist damit die Geltung des Subsidiari-
tätsprinzips für den Bereich der kommunalen Daseinsvor-
sorge eingeschränkt, aber auch nur so weit, denn gerade
im Bereich der Energieversorgung würden die kommu-
nalen Unternehmen, die überörtlich tätig werden wollen,
auf private Konkurrenten stoßen, die eben den Zweck
ebenso gut und wirtschaftlich erfüllen können. Ohne die
partielle Einschränkung der Subsidiaritätsklausel wäre
daher für die Energieversorgungsunternehmen lediglich
ein Hemmnis der kommunalwirtschaftlichen Betätigung
durch ein anderes ersetzt. Der Vorschlag des Innenaus-
schusses, nun für die weiterhin bestehenden Genehmi-
gungsverfahren im Bereich des kommunalen Wirtschafts-
rechts eine Genehmigungsfiktion zu schaffen, also für den
Bereich, der nicht Energie- und Gasbereich ist, der ist na-
türlich zu begrüßen, denn auf diese Weise werden künf-
tig nicht nur die kommunalen Energieversorger, die ja
nur das Anmeldeverfahren haben, sondern alle kommu-
nalen Unternehmen in die Lage versetzt, Entscheidungen
zu treffen und zügig umzusetzen. Die Beschleunigung
von Genehmigungsverfahren ist für die kommunalen Un-
ternehmen auf allen Märkten von zentraler Bedeutung.
Herr Gerstenberger hat es betont, er hat nur vergessen zu
sagen, dass für Energie und Gas eben das Anzeigeverfahren
gilt. Es darf allerdings in dem Zusammenhang nicht über-
sehen werden, dass sich mit der geschäftlichen Auswei-
tung der kommunalen Unternehmen die Risiken für die
Unternehmen selbst, aber auch für die Kommunalhaus-
halte erhöhen. Diesen Punkt höre ich hier heute überhaupt
nicht, der wird vollkommen negiert. Deshalb ist diese Ge-
nehmigungsfiktion wichtig, aber eine Ausweitung des An-
zeigeverfahrens auf alle Bereiche des wirtschaftlich Tä-
tigwerdens der Kommunen ist hier überhaupt nicht ange-
bracht. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht daher auch
folgerichtig vor, die Kontrolle der Gemeinden in den kom-
munalen Unternehmen durch einen angemessenen Ein-
fluss im Aufsichtsrat oder einem entsprechenden Gremium
zu sichern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, da es in den
letzten Monaten wiederholt zu Missverständnissen gekom-
men ist, möchte ich noch einmal ausdrücklich darauf hin-
weisen, dass die Landesregierung ja schon mit der Ein-
bringung im Februar klargestellt hat, dass eine auch an-
dere Themenbereiche erfassende Novelle der Thüringer
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Kommunalordnung noch folgen wird. Der Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD ist deshalb meines Erachtens
vorschnell und vor allen Dingen betrifft er nicht den Kern
des aufgerufenen Problems. Keine der im Änderungsan-
trag vorgeschlagenen Regelungen beschäftigt sich mate-
riell mit der Frage der Möglichkeit einer überörtlichen Be-
tätigung kommunaler Energieversorger. Es werden im We-
sentlichen Themen aufgegriffen, Herr Schemmel, für die
Landesregelungen wegen ihrer weit reichenden Bedeutung
eben nicht ohne Blick auf die aktuell zu erwartenden No-
vellierungen anderer Länder des Bundes getroffen wer-
den können. Oder es werden solche Themen aufgegrif-
fen, die in der bisherigen Diskussion zur Novellierung des
kommunalen Wirtschaftsrechts wegen ihres völlig anderen
Sachzusammenhangs zu Recht jetzt nicht berücksichtigt
werden.

Meine Damen und Herren, vielmehr ist nun gerade im Be-
reich des kommunalen Wirtschaftsrechts - das ja über Ge-
meinde- und Ländergrenzen hinaus wirken kann - aus
meiner Sicht erforderlich, die gegenwärtig stattfindende
bundesweite Diskussion um die Neugestaltung des kom-
munalen Wirtschaftsrechts zu verfolgen und sie auch mit-
zugestalten. Eine umfassende Novelle in diesem Bereich
kann nur in Abstimmung mit den anderen Ländern im
Bund geschehen.

(Beifall bei der CDU)

Denn es ist ja ganz klar - ich habe es im Innenausschuss
auch schon gesagt -, diese Regelung des Gemeindewirt-
schaftsrechts eines Landes im Bund wirkt sich auch auf
die anderen Länder aus oder kann sich zumindest auswir-
ken. Die Innenministerkonferenz hat deshalb dieses Thema
aufgegriffen. Ein Arbeitskreis beschäftigt sich derzeit mit
dieser Thematik sehr ausführlich. Wir werden uns inner-
halb der Innenministerkonferenz in der nächsten Sitzung
mit diesem Thema erneut befassen und dann hierzu die
entsprechenden Vorschläge machen, so dass wir bundes-
weit in den Ländern einen gleichen Rahmen vorgeben, in
dem wir dann die entsprechenden landesgesetzlichen No-
vellierungen noch einmal aufnehmen können. Diesen Pro-
zess sollten wir abwarten, meine Damen und Herren, da
natürlich auch wir ein Interesse daran haben, dass ande-
re nicht voranpreschen und uns damit in Bedrängnis brin-
gen. Die Beispiele, die Sie genannt haben, ziehen ja nicht.
Die beiden ersten Länder - sowohl Bayern als auch Nord-
rhein-Westfalen - haben beide auf jeweils unterschied-
lichem Gebiet eine schwierige Situation bekommen. Die
Bayern, weil sie in einem Zivilgerichtsverfahren unter-
legen sind, und die Nordrhein-Westfalen, weil sie jetzt
schon überlegen, ob sie sich eigentlich nicht selber mit
der Novelle größere Schwierigkeiten an den Hals geholt
haben und ob sie nicht schnell noch eine weitere Novellie-
rung nachschieben. In Abstimmung mit den anderen Län-
dern können und sollten dann auch Antworten auf Fragen
wie etwa nach der Zulässigkeit von Auslandstätigkeiten
kommunaler Unternehmen oder Zulässigkeit von Annextä-
tigkeiten gegeben werden. Nicht Zaudern oder Zögern,

Frau Dr. Wildauer, ist die Richtlinie der Landesregierung
hier gewesen, sondern kluges Abwarten an dieser wichti-
gen Stelle ist hier mit Recht geboten. Der vorliegende
Gesetzentwurf berücksichtigt, dass hinsichtlich der Locke-
rung des Territorialprinzips im Interesse der kommuna-
len Stadtwerke jetzt gehandelt werden muss, zugleich aber
der Raum einer zukünftigen Novellierung der Thüringer
Kommunalordnung bleibt. Insofern bin ich dankbar, dass
der Innenausschuss in seiner Mehrheit bestehende Begehr-
lichkeiten erst einmal zurückgestellt hat, denn man hätte
den Begehrlichkeiten auch nachgeben können. Dann wäre
nur die Frage gewesen, ob das nicht aktive Sterbehilfe
gewesen wäre, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb danke ich noch einmal dem Innenausschuss und
der CDU-Fraktion. Ich bitte Sie daher, dem Gesetzent-
wurf zuzustimmen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt nicht mehr vor.
Damit schließe ich die Aussprache. Wir kommen zur Ab-
stimmung - zunächst über den Änderungsantrag der SPD-
Fraktion in Drucksache 3/813. Wer für diesen Änderungs-
antrag stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Mit Mehrheit ist die-
ser Antrag abgelehnt.

Wir stimmen als Nächstes über die Beschlussempfehlung
des Innenausschusses in Drucksache 3/805 ab. Wer der
Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen?
Bei mehreren Gegenstimmen ist diese Beschlussempfeh-
lung angenommen.

Wir stimmen jetzt über den Gesetzentwurf der Landes-
regierung in Drucksache 3/333 unter Berücksichtigung
der Beschlussempfehlung in Drucksache 3/805 ab. Wer
dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Bei ei-
ner Anzahl von Gegenstimmen und mehreren Stimment-
haltungen ist dieser Gesetzentwurf angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen will, den bitte ich sich zu erheben. Ge-
genstimmen? Stimmenthaltungen? Bei mehreren Gegen-
stimmen ist der Gesetzentwurf angenommen.

Wir schließen damit den Tagesordnungspunkt 1 und für
heute unsere Plenarsitzung. Wir treffen uns morgen um
9.00 Uhr wieder.

E n d e   d e r   S i t z u n g:   17.42 Uhr


